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Editorial 

Das große europäische Sandkastenspiel 

Man wähnt sich im Sandkasten phantasiebegabter Ökono­
minnen und Ökonomen : Man stel le sich kleine offene Volks­
wirtschaften vor, d ie jeweils einem großen homogenen Ausland 
gegenüberstehen. Neben vielen anderen sind folgende Lehr­
buchbeispiele denkbar: 
+ Land EST hat fixe Wechselkurse zur Ankerwährung des Aus­

lands. Die Inflationsrate in EST liegt aber deutl ich über jener 
des Auslandes. Das Ausland versucht politisch auf EST ein­
zuwirken, d ie Spielräume seiner Fiskalpolitik zu begrenzen. 
Welche Auswirkungen hat ein Nachfrageschock im Ausland 
auf EST? Wie kann gegengesteuert werden? 

+ Land SK hat flexible Wechselkurse. Sein Exportanteil beträgt 
67% des BIP Diskutieren Sie die Mundeii-Fieming-Aussage, 
dass die F iskalpol it ik keine Wi rkung hätte, auch vor dem 
Hintergrund, dass SK erfolgreich seine Einkommensteuern 
senkte. SK wertet rea l  um 20% auf, verliert aber dennoch 
nicht an Wettbewerbsfähigkeit Welche Faktoren können hier­
für bestimmend sein? 

+ Jede beliebige der kleinen offenen Volkswirtschaften EST, 
LET, H U, SK hat ein geringeres Niveau , aber höhere Wachs­
tumsraten der Arbeitsproduktivität als das Ausland. Es g ibt 
große Divergenzen zwischen den geschützten und den ex­
ponierten Sektoren. Erklären Sie die Notwendigkeit höherer 
Inflation (Balassa-Samuelson-Effekt) zur gleichmäßigeren 
Verteilung des Wohlstands. Welche Wirkung hätte hier eine 
vom Ausland geforderte moderatere Preisentwicklung? 

Tatsache ist jedoch, dass es sich hierbei nicht um Model le, 
sondern um reale Volkswirtschaften handelt. Europa erlebt seit 
Anfang der 1 990er ein Echtzeit-Experiment im Maßstab 1 : 1 -
nicht nur in Fragen der Demokratieentwicklung, sondern auch 
und vor allem in der Entwicklung von Marktwirtschaften .  

Es  ist jetzt e in  Jahr her, dass zehn neue Länder der Europä­
ischen Union beigetreten sind, acht dieser neuen Mitglieder sind 
so genannte Transformationsstaaten - vor nunmehr 1 5  Jahren 
sind aus planwirtschaftlich organisierten Ländern westlich-ka­
pitalistische geworden. l n  ungeheurer Geschwindigkeit finden 
hier Entwicklungen statt, die nicht nur für die Länder selbst, son-
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dern auch für d ie gesamte Europäische Union (und n icht zu­
letzt auch für Österreich) von größter Bedeutung sind. 

Der Transformationsprozess 

Nach dem Zusammenbruch des Kommunismus kam es zu­
nächst in al len mittel- und osteuropäischen Ländern (MOEL) zu 
einem dramatischen Wirtschaftseinbruch . Erst in der zweiten 
Hälfte der neunziger Jahre erreichten d ie Länder wieder das 
Wohlstandsniveau von 1 989. Die gewählten Rezepte des Re­
formprozesses waren durchaus vielfältig, sehr oft aber von neo­
l i beralen Beratern beg leitet. Es lässt sich dabei kein klar er­
kennbarer Zusammenhang zwischen den getroffenen ord­
nungspolitischen und institutionellen Entscheidungen und dem 
wirtschaftlichen Erfolg erkennen . 

Auf der Strecke blieb allerd ings in allen Staaten der Arbeits­
markt. Arbeitsbedingungen und -beziehungen verschlechterten 
sich dramatisch, d ie Gewerkschaften verloren deutlich an Ein­
fluss. Die Erwerbsbeteil igung ging sehr stark zurück, vor allem 
diejenige der Frauen . Diese zogen sich aus dem offiziellen Ar­
beitsmarkt zurück bzw. wurden hinausgedrängt Während im 
Kommunismus Frauen durchaus g leichberechtigt am Arbeits­
markt partizipierten (wenn auch auf bestimmte Sektoren kon­
zentriert), gibt es heute in den MOEL klare Unterschiede in der 
Position von Männern und Frauen am Arbeitsmarkt - die Lohn­
unterschiede betragen im Durchschnitt 25%, sowohl  sektorei l  
als auch in Bezug auf die berufliche Position sind Frauen be­
nachteiligt. Da das Wirtschaftswachstum sehr stark von rasant 
steigender Arbeitsproduktivität getragen ist, ist das dritte große 
Problem am Arbeitsmarkt die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit. 
Insbesondere Polen und die baltischen Staaten erleben bis heu­
te enorm hohe Arbeitslosigkeit. 

Trotz der guten Wirtschaftsentwicklung sind also die sozialen 
Bedingungen sehr schlecht. Es wurden im Zuge des Transfor­
mationsprozesses keine ausreichenden sozialen Sicherungs­
systeme aufgebaut. Einerseits fehlte es an Mitteln, andererseits 
ist hier der Einfluss neoliberaler Beraterinnen am deutlichsten 
zu sehen. Die existierenden Sicherungssysteme sind sehr häu­
fig nach dem "l iberalen" Sozialmodell konzipiert: Ausrichtung 
auf bestimmte Zielgruppen, Betonung der M indestsicherung, 
wenig U mvertei lung und Arbeitswi l l igkeit als unbedingte Vo­
raussetzung. Auch die öffentlichen Dienstleistungen (Daseins­
vorsorge) wurden sehr rasch l iberalisiert und privatisiert. So ist 
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es n icht verwunderl ich, dass die Armut dramatisch zugenom­
men hat, der Gesundheitszustand sich verschlechtert und die 
Lebenserwartung sinkt. 

Zu beachten ist dabei, dass die einzelnen MOEL sehr unter­
schiedl ich sind. Es gibt g roße Untersch iede in der wirtschaft­
l ichen Entwicklung und der sozialen Kohäsion bereits auf na­
tionaler Ebene, noch mehr aber auf regionaler Ebene. Etwas 
verallgemeinernd kann man sagen, dass jene Länder, die einen 
besonders hohen wirtschaftlichen Rückstand hatten,  das größ­
te Wirtschaftswachstum aufwiesen, al lerdings auch gepaart mit 
den problematischsten sozialen Konsequenzen. D ies betrifft 
Polen, die Slowakei und auch in  gewissem Maß die baltischen 
Staaten. Tschechien, Ungarn und vor al lem Slowenien hinge­
gen starteten bereits relativ gut, hier verlief der Transforma­
tionsprozess auch wesentlich moderater. 

Der EU-Beitritt 

Der 1 .  Mai 2004 war das Beitrittsdatum ;  h ier änderte sich 
al lerdings nicht sehr viel . Die meisten Änderungen waren be­
reits im Vorfeld , im Zuge der Übernahme des acquis communi­
taire geschehen. Dieser Beitrittsprozess führte einerseits zu ei­
ner gewissen Einbremsung des Liberal isierungsprozesses, da 
es wieder zu einer Anzahl von Reregul ierungen kam,  anderer­
seits wurden nun die vornehml ich US-amerikanischen Berater 
von den Binnenmarkt-Anhängern in der Europäischen Union 
abgelöst. 

Zum Beitrittsdatum selbst fielen einige Schutzbestimmungen 
weg. Vielfach laufen aber auch noch Übergangsbestimmungen 
(z. B. am Arbeitsmarkt, im Steuerrecht oder im U mweltschutz) , 
sodass der Beitritt tatsächlich ein eher graduel ler Prozess ist. 

Den jährlichen Strukturberichten der EU ist in den letzten bei­
den Jahren zu entnehmen, dass d ie Auflagen für die neuen Mit­
gl iedstaaten (NMS) bereits sehr ähn l ich kl ingen wie jene für 
die alten EU-1 5:  Trotz weitgehender Liberal isierung insbeson­
dere der Netzindustrien werden hier noch weitere Schritte ver­
langt, es wird ein unternehmensfreundlicheres Klima gefordert, 
insbesondere für d ie KM U (wobei im Bereich der Rechtssi­
cherheit und vereinfachten Administration tatsächlich noch Ver­
besserungsbedarf gegeben ist), die Bildungssysteme müssten 
reformiert werden,  F&E gestärkt. Und natürlich wird eine hö­
here Anpassungsfähigkeit des Arbeitsmarktes verlangt: Ver­
besserung der regionalen und beruflichen Mobilität, Anpassung 
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der Berufsausbildungen, Maßnahmen gegen Jugend- und Lang­
zeitarbeitslosigkeit. 

Der nächste Schritt des Beitrittsprozesses könnte nun nach 
dem Wunsch etlicher der NMS-Regierungen die Tei lnahme an 
der Wirtschafts- und Währungsunion sein .  Selbst angebots­
orientierte Ökonomen wie Hans-Werner Sinn warnen hier vor 
einem ,Kaltstart': Wie gezeigt wurde, ist der Transformations­
prozess noch keineswegs abgeschlossen, insbesondere in Be­
zug auf d ie sozial-ökonomischen Belange. Der Wachstums­
prozess, der ja auch für die EU-1 5 als Motor von g rößter Be­
deutung ist, würde aber abgewürgt werden,  wol lte man d ie 
strengen Konvergenzkriterien an legen. Zum einen haben mit  
Ausnahme der baltischen Staaten d ie NMS noch m it gutem 
Grund flexible bzw. managed f/oating Wechselkursregimes, mit 
deren H i lfe sie Anpassungsprobleme ausgleichen .  Fällt der 
Wechselkurs als "Druckventil" weg, trifft d ie Anpassungslast un­
gebremst den Arbeitsmarkt. Zum anderen ist, wie ja auch schon 
im eingangs erwähnten Lehrbuchbeispiel ausgeführt, bei hö­
heren Wachstumsraten auch höhere Inflation notwendig,  um 
d ie Wohlstandssteigerungen auch auf  d ie nicht-exponierten 
Sektoren und vor allem auch auf die Lohneinkommen zu ver­
teilen (Balassa-Samuelson-Effekt) . Hier künstliche Preisstabi­
l ität einzuführen ,  würde einem kontraktiven geldpolitischen Im­
puls gleichkommen und damit den Wachstumsmotor abwürgen 
und die Vertei lungsprobleme noch deutlich verschärfen. Auch 
ein e inheitliches Nominalzinsniveau würde den untersch ied­
l ichen Gegebenheiten in  den EU-1 5  (wo niedrige Zinsen not­
wend ig sind) und den neuen M itg l iedstaaten (wo zu niedrige 
Zinsen zu einer Konjunkturüberhitzung führen können) nicht ge­
recht werden. 

Speziell d ie Fiskal ind ikatoren zeigen,  wie unsinn ig d ie ein­
seitige Konzentration auf das Defizitkriterium ist. Einzig und al­
lein Ungarn hat eine Staatsverschuldung nahe der 60%-Mar­
ke, alle anderen neuen Mitg liedstaaten Mittel- und Osteuropas 
l iegen deutlich unter 50% - Estland hat überhau pt nur einen 
Schuldenstand von 5,3% des BIP. Auch die Steuerquoten lie­
gen deutlich unterhalb des EU-Durchschnitts. Zwar eröffnen die 
Vorschläge der Kommission zum Stabi l itäts- und Wachstums­
pakt h ier e in ige l nterpretationsspielräume, was e in ausge­
gl ichener Haushalt sein soll bzw. wie der Anpassungspfad zu 
erfolgen hat, wenn der Schuldenstand n iedrig ist. Es ist aber 
n icht zu erwarten ,  dass die neuen Mitgl iedstaaten - trotz ihres 
hohen Wachstumspotenzials und ihrer niedrigen Schu lden-
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stände - vollkommen von der 3%-Defizitgrenze befreit werden . 
Dies brächte die Slowakei, Polen und insbesondere Ungarn so­
wie Tschechien in Bedrängnis, da diese Länder ihre öffentlichen 
Ausgaben drastisch zusammenschneiden müssten. I nvestitio­
nen mit längerfristiger Bedeutung (in I nfrastruktur, Umwelt, For­
schung und Entwicklung sowie in die Etabl ierung tragfähiger 
Sozialsysteme) wären damit nur eingeschränkt mögl ich , was 
die zukünftige Leistungsfähigkeit und den Aufholprozess mas­
siv behindern würde. 

Sind die Menschen zu unflexibel? 

Bei allen Reformüberlegungen, wie der Transformationspro­
zess optimal gestaltet werden kann,  darf man jedenfalls n icht 
auf die Menschen in den NMS vergessen . Glaubt man den 
Strukturberichten, weisen die Verhaltensweisen der Bevölke­
rung eine gewisse Verzögerung gegenüber dem Entwicklungs­
stand ihrer Wirtschaften auf: Sie können sich nicht so rasch an 
die neuen Gegebenheiten und Herausforderungen anpassen . 
Dies zeigt sich auch bei den diversen Euro-Barometer-Befra­
gungen: Gerade einmal d ie Hälfte der Menschen ist überzeugt, 
dass der EU-Beitritt von Nutzen war. Die Zukunft wird von den 
meisten so eingeschätzt, dass sie sich für ihre Wirtschaften und 
die nationalen Arbeitsmärkte deutliche Verbesserungen erwar­
ten ,  für ih re eigene Situation und Arbeitsplatzsicherheit aber 
deutlich pessimistischer sind. 

Wieso nehmen die Menschen die Segnungen der Marktwirt­
schaft n icht freudiger entgegen? Warum entwickeln sie n icht 
die von ihnen verlangte Eigeninitiative, werden mobiler, regio­
nal wie beruflich, wie dies die Generaldirektion Binnenmarkt von 
ihnen verlangt? 

Die Begründung könnte folgendermaßen lauten:  Bis vor 1 5  
Jahren stel lten d ie MOEL die Qual itätsprodukte (wenn auch 
n icht d ie High-Tech-Produkte) des RGW her. Es herrschte 
scheinbar Vol lbeschäftigung, und über Armut im westlichen Sinn 
wurde nicht gesprochen. Die Bevölkerung war gut ausgebildet, 
die Frauenbeschäftigung hoch , die sozialen Absicherung war 
eng mit der (künstlich erzeugten Voll-) Beschäftigung verwoben. 

Natürlich erhoffte man sich vom Kapitalismus mehr Wohlstand, 
mehr und bessere Produkte, mehr Leistungsorientierung statt 
unbrauchbarer Fünfjahrespläne und Gratifikationen in Abhän­
gigkeit von der Partei(zuge)hörigkeit. Was man aber n icht er­
wartete, war die große Arbeitslosigkeit und dann die Aufgabe, 
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für das wohlhabende Europa die Niedriglohnarbeit zu machen. 
Bestenfalls, im Fal l  von Produktionszusammenschlüssen, kann 
man heute die verlängerte Werkbank der EU- 1 5  sein .  

D ie Transformation hat in allen Ländern zu einer tief greifen­
den Veränderung der Exportstruktur und der Wettbewerbsfä­
higkeit geführt. Tschechien, Ungarn , die Slowakei und Slowe­
nien konnten ihren Antei l  an intra-industriel lem Handel ( im 
Gegensatz zu inter-industriel lem Austausch, der  der  traditio­
nellen Arbeitsteilung nach komparativen Vorteilen folgt) auf über 
50% ausweiten.  Allerd ings entfällt mit Ausnahme Sloweniens 
der allergrößte Teil d ieses intra-industriellen Handels auf verti­
kalen Handel (Produktion von arbeitsintensiven, preissensiblen 
Produkten im Niedrig lohnbereich).  Vielfach fehlt es an moder­
ner I nfrastruktur und an Kapital, um in neue Ausrüstungen und 
Produktorganisation zu investieren. Um mit den EU-1 5 auf g lei­
chem Niveau "mitspielen" zu können, müssten die forschungs­
und ausbildungsintensiven Sektoren viel stärker ausgebaut wer­
den, damit die Einkommen steigen können. Die oft zu rasche 
und radikale Liberalisierung hat Sach- und Humankapital dra­
matisch entwertet. Die frühe Orientierung auf d ie EU hat die 
regionale Polarisierung in den MOEL noch verstärkt. 

Das ist n icht gut fü r das Selbstbewusstse in .  U nd die Ge­
schichte zeigt leider zu deutl ich , dass ein a l lzu mangelndes 
Selbstbewusstsein bzw. ein Minderwertigkeitskomplex eines 
Landes gegenüber einem anderen auf Dauer zu politischen ln­
stabi l itäten führt. Das entspricht aber nicht dem europäischen 
Gedanken - das ursprüngliche Friedensmodell Europa baut auf 
gleichwertigen Partnern auf. Auch bei der Süderweiterung, die 
gerne als vergleichbares Beispiel herangezogen wird , handel­
te es sich zwar um Länder mit einem g roßen wirtschaftlichen 
Rückstand, die Gesellschaften und sozialen Strukturen waren 
aber wesentlich stabi ler als in den Ländern Mittel- und Osteu­
ropas. 

Es ist sehr  schnel l  gesagt, dass es mehr Kooperation zwi­
schen der "alten" EU und den neuen M itgl iedstaaten geben 
muss. Zu gern wird dies dahingehend interpretiert, dass die 
neuen Mitg lieder das europäische Wohlfahrtsmodell  mit ihren 
Liberalisierungs- und Dumping-Politiken n icht untergraben dür­
fen.  Aber welche Optionen lässt man ihnen eigentlich? Entwe­
der sie versuchen,  ihre noch nicht wirkl ich effizienten Wirt­
schaftsstrukturen und ihre Sozialmodelle zu erhalten, dann wird 
ihnen vorgeworfen,  sie würden auf Kosten der EU-1 5 ihre skle­
rotischen Strukturen erhalten. Oder sie versuchen sich auf ih-
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re Füße zu stellen und ihre Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen, 
dann wird ihnen eben vorgeworfen, sie hebeln das europäische 
Sozialmodell aus und wären unsolidarisch mit westeuropäischen 
Arbeitneh merl nnen. 

Europa muss sich hier etwas überlegen. Es hat die Neuen 
aufgenommen und hat auch seine Vorteile davon. Der Aufhol­
prozess als Wachstumsmotor ist aus wirtschaftl ichen wie aus 
politischen Gründen zu unterstützen .  Es können auf Dauer nur 
al le gewinnen, wenn d ies innerhalb eines solidarischen euro­
päischen Wohlfahrtsmodells geschieht. Die Solidarität ist dabei 
aber in beide Richtungen zu interpretieren. Man kann nicht von 
der Peripherie erwarten ,  dass sie sich solidarisch und koope­
rativ mit der Mitte erweist, wenn nichts oder zu wenig zurück­
kommt. 

Die Erweiterung könnte und müsste dazu genützt werden, um 
die europäische Wirtschaftspolitik auf neue Pfeiler zu stel len. 
Der Stabil itätspakt und die Politik der Europäischen Zentralbank 
könnten im Zuge des Beitrittsprozesses modifiziert werden (wo­
mit auch ein Gesichtsverlust für alle Beteiligten vermieden wür­
de). Wenn sich die EU insgesamt zu einer expansiveren Politik 
aufraffen könnte, d ie das Wachstum in den EU- 1 5  Staaten an­
springen ließe, dann würde auch der Spielraum der neuen Mit­
gliedstaaten steigen. Ihre Wachstumsraten könnten dann noch 
deutlich höher werden als heute und damit der Aufholprozess 
beschleunigt werden. 

Dafür müssten aber vor allem die Bestrebungen der Binnen­
markt-Priester eingebremst werden, hier über die Hintertür in 
Europa ein neoliberales Modell einzuführen. Strategische Be­
triebe in staatlicher Hand, vertrauenswürdige Sozialsysteme, 
die für Ausgleich und Sicherheit sorgen, Arbeitsbedingungen, 
die auch Freude an der Arbeit zulassen ,  dadurch zeichnet sich 
das europäische Sozialmodell aus. Und dieses Erfolgsmodell 
g i lt es auch in den neuen Mitgl iedstaaten zu implementieren. 
Das bedeutet, d ie Länder brauchen mehr makroökonomischen 
Spielraum und dürfen nicht zu früh gezwungen werden, die Kon­
vergenzkriterien zu starr einzuhalten. 

Die Erwerbsbeteil igung muss deutlich gehoben werden, die 
Arbeitslosigkeit darf nicht durch eine weitere Verschärfung der 
ohnehin sehr restriktiven passiven Leistungen bekämpft wer­
den , erforderlich sind vielfältige aktive arbeitsmarktpol itische 
Maßnahmen. Es wird auch zu d iskutieren sein ,  wie weit sich 
die Länder in der Industriepolitik noch Wettbewerbsvorteile her­
ausnehmen dürfen .  Mit Vorsicht sind neol iberale Steuersen-
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kungsprogramme zu betrachten :  Sie widersprechen dem eu­
ropäischen Solidarmodell und räumen gleichzeitig die Staats­
kassen der NMS noch weiter aus. 

Die Sozialpartner sind in ein igen neuen Mitgl iedstaaten nur 
sehr schwach und vor al lem nicht einheitlich organisiert. I hnen 
fehlen die Mittel ,  um eine ausreichende Repräsentanz zu er­
reichen. Hier sind die europäischen Gewerkschaften gefragt­
sie müssen durch Know-How-Transfer die neuen M itgliedstaa­
ten darin unterstützen ,  stabile und betriebsübergreifende ge­
werkschaftl iche Organisationen zu schaffen, d ie als verlässli­
che Sozialpartner agieren können und über ausreichende Ver­
handlungsmacht verfügen. 

Insofern ist der Transformationsprozess tatsächlich noch nicht 
abgeschlossen und die Sandkastenspiele können weitergehen. 
Allerdings sollten es anders als bisher kooperative Spiele sein . . .  
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Leitlinien für ein dauerhaftes 
Wachstum in der EU? 

Konzept und Wirkung der 
"Grundzüge der Wirtschaftspolitik" 

Eckhard Hein, Torsten Niechoj 

1. Einleitung 

Trotz erster Anzeichen für eine sich belebende Konjunktur kann von ei­
nem kräftigen Aufschwung innerhalb der Europäischen Union gegenwär­
tig n icht die Rede sein .  Mit einer geschätzten Wachstumsrate von 2,3% 
für das Jahr 2004 l iegt die Europäische Un ion (EU-1 5) weiter unter den 
Wachstumserwartungen in  den USA, und die Arbeitslosenquote verharrt 
mit etwas über 8% weiterhin auf hohem Niveau .  Für die Länder der Eu­
ropäischen Währungsunion (EWU) sehen die Werte mit einer erwarteten 
Wachstumsrate von knapp 1 ,9% und einer Arbeitslosenquote von 9% noch 
schlechter aus. 1 Auch bei den öffentlichen Haushalten scheinen sich die 
Konsolidierungsanstrengungen der letzten Jahre nicht auszuzahlen. I ns­
besondere die beiden g roßen Länder Deutschland und Frankreich ver­
zeichnen seit 2002 laufende Haushaltsdefizite oberhalb der 3-%-Marge 
des Stabil itäts- und Wachstumspakts. 

Wirtschaftspol itisch wird seit Jahren mit verschiedenen Verfahren auf 
der Ebene der EU versucht, eine neue Wachstums- und Beschäftigungs­
dynamik anzustoßen. Das zentrale Pol itikdokument der EU-Wirtschafts­
politik sind hierbei d ie seit 1 993 jährlich formulierten Gründzüge der Wirt­
schaftspolitik (eng! .  Broad Economic Po/icy Guidelines). l n  i hnen wird ein 
umfassendes Konzept für die europäische Wirtschaftspol itik und die na­
tionalstaatl ichen Politiken formul iert: Über Strukturreformen und vorgeb­
lich "stabile" makroökonomische Rahmenbed ingungen sol l d ie Europäi­
sche Union gemäß der Zielsetzung des Lissaboner Gipfels zum wettbe­
werbsfähigsten und dynamischsten Wirtschaftsraum der Welt werden. 

Bis jetzt waren diese Ansätze jedoch wenig erfolgreich . Woran liegt dies? 
Werden die gegebenen Ratschläge unzureichend verwirklicht, oder sind 
sie selbst unzureichend? Um hier eine Antwort zu finden, schi ldern wir 
eingangs, wieso es überhaupt zur Erstel lung der Grundzüge gekommen 
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ist und welche Ziele damit verfolgt wurden. Danach geben wir einen Über­
blick über das aktuelle Verfahren der Erstellung der Grundzüge und ana­
lysieren dann das wirtschaftspolitische Leitbild hinter den Empfehlungen. 
Vor d iesem H intergrund prüfen wir, inwieweit die Grundzüge zu den er­
wünschten Ergebnissen geführt haben und prinzipiell führen können. Wir 
werden zeigen , dass die Umsetzung der in den Grundzügen formulierten 
Empfehlungen statt zu einer dynamischen Entwicklung zu einer restrikti­
ven Politik geführt hat, die gerade nicht in der Lage ist, Wachstum und Be­
schäftigung zu schaffen, sondern diesen Zielen vielmehr im Wege steht. 
Abschließend skizzieren wir daher die Möglichkeiten einer anderen Poli­
tikausrichtung und die h iermit verbundenen notwendigen institutionellen 
Änderungen, die unserer Meinung nach in der kurzen und in der langen 
Frist für eine dauerhafte Hebung des Wachstumstrends sorgen können. 

2. Die Vorgeschichte 

Schwierigkeiten einzelner Währungen , die Bandbreiten des Europäi­
schen Währungssystems (EWS) einzuhalten,  führten Ende der 1 980er 
Jahre zu Planungen für eine andere, eine einheitliche Währungspolitik in  
der  Europäischen Union , d ie  um Elemente einer supranationalen Wirt­
schaftskoordin ierung ergänzt werden sollte. U m  d iese Wirtschafts- und 
Währungsunion (WWU) vorzubereiten, wurde auf dem Hannoveraner Gip­
fel 1 988 ein Gremium unter Vorsitz des damaligen Kommissionspräsi­
denten Jaques Delors eingesetzt_2 Beteil igt waren die Zentralbankpräsi­
denten der EU-Mitg l iedstaaten wie Pöhl (Deutsche Bundesbank) und 
Duisenberg (Niederländische Zentralbank) sowie drei externe Fachleute.3 
Der durch das Gremium am 1 2. 4. 1 989 vorgestel lte so genannte Deiars­
Bericht enthält sowohl Ausführungen zur monetären wie auch zur ökono­
mischen Integration,  jedoch mit ungleichgewichtigen Anteilen: Die vorge­
schlagene Vereinheitl ichung im monetären Bereich geht deutlich über je­
ne der wirtschaftlichen hinaus. Auf der einen Seite wird eine unabhängi­
ge Zentralbank, d ie auf Preisniveaustabil ität verpfl ichtet ist, angeregt,4 auf 
der anderen ist aber keine auf supranationaler Ebene gebündelte Wirt­
schaftspolitik, sondern nur  eine mehr oder minder verbind l iche Koordi­
nierung vorgesehen.5· 6 Diese Koordinierung bezieht sich vor allem auf die 
F iskalpolitik, d ie keinen negativen Einfluss auf d ie Geldpolit ik ausüben 
können sollte; eine Überwachung der weiterhin in nationaler Verantwor­
tung bleibenden Budgets zur Defizitbegrenzung wird im Bericht vorge­
schlagen. Auch eine regelmäßige Gesamtbeurteilung der wirtschaftl ichen 
Entwicklung und Leitl inien für d ie Wirtschaftspolitik werden angerege 

Die Verhandlungen und Entwicklungen des späteren Regelwerks zur 
Währungsunion fanden dabei nahezu vollständig außerhalb jeder öffent­
lichen Diskussion statt. Wei l  mit dem EWS bereits ein existierendes Netz-
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werk zwischen den Zentralbanken etabliert war und da die einzelnen Re­
gierungen trotz des formell parallelen Ausbaus ökonomischer und mone­
tärer Konvergenz vorrangig die Finanzministerien mit den Verhandlungen 
befassten,  fanden die entscheidenden Weichenstellungen innerhalb eines 
kleinen Kreises aus Experten des Währungsausschusses und des Rates 
der Zentralbankpräsidenten statt. So erklärt sich der recht breite Konsens 
zwischen den Beteil igten, die alle die Auffassung teilten, ein einheitlicher 
Währungsraum benötige eine unabhängige Zentralbank,  um Preisni­
veaustabi l ität sicherzustel len, und eine institutionelle Beschränkung der 
staatl ichen Defizite.8 

Umstritten war aber, welche Art und welchen Umfang eine die Wäh­
rungsunion ergänzende Koordinierung bzw. wirtschaftspolitische Steue­
rung auf EU-Ebene erhalten sollte. Wir d iskutieren hier vier Entwürfe für 
das Regelwerk der WWU, die zentrale Stationen markieren: d iejenigen der 
Kommission, der deutschen und der französischen Regierung sowie der 
niederländischen Präsidentschaft. 9 

Im  Kommissionsentwurf dominieren die Ausführungen zum währungs­
politischen Tei l  der I ntegration. Die Formu lierungsvorschläge zur wirt­
schaftspolitischen Koordinierung sind deutlich geringer im Umfang, wenn­
gleich sie wiederum in Relation zu den nachfolgend vorgelegten Entwür­
fen der Regierungen umfangreicher und konkreter ausfallen. Drei I nstru­
mente bzw. Verfahren sind es, die von der Kommission zur Verwirkl ichung 
einer gemeinsamen Wirtschaftspolitik genannt werden: 10 Erstens schlägt 
sie die Aufstellung und Überprüfung von allgemeinen und von länderspe­
zifischen Leitl inien (guidelines) für die öffentlichen Haushalte, die Lohn­
politik und die Strukturpolitik vor: Damit l iefert d ie Kommission eine Blau­
pause für d ie später beschlossenen Grundzüge der Wirtschaftspolitik. 
Zweitens möchte sie zur Konkretisierung des bereits vertragl ich fixierten 
Ziels einer Abstimmung der Wirtschaftspolitiken zwischen den Mitgl ied­
staaten eine regelmäßige Gesamtbewertung der Wirtschaftsentwicklung 
vornehmen. Drittens wil l  d ie Kommission ein Stützungsprogramm über 
Haushaltsmittel oder Sonderdarlehen für Länder einführen, die finanziell 
in Schwierigkeiten geraten. 

Der anschl ießend veröffentl ichte französische Entwurf vom 25. 1 .  1 991 
ist vor dem Hintergrund eines Ökonomieverständnisses zu lesen, das tra­
d itionell stärker auf staatliche Steuerung setzt. 1 1  Ganz im Sinne d ieser 
Vorstel lung einer gouvernement economique soll der Ministerrat d ie Wirt­
schaftspol itik der M itgliedstaaten koordin ieren und berechtigt werden,  
Haushaltskürzungen im gemeinsamen Haushalt der EU vornehmen zu 
können, wenn den Empfehlungen des Rats nicht gefolgt wird . Zudem soll 
die Wirtschaftspolitik als Angelegenheit des gemeinsamen I nteresses re­
gelmäßig einer Gesamtbewertung unterzogen werden. Die Geldpolitik sei 
zwar ebenfalls vorrangig auf Preisniveaustabilität zu orientieren, daneben 
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aber müsse sie auch d ie a l lgemeine Wirtschaftspolitik der E U  unter­
stützen. 12 Nicht zuletzt wegen des missglückten Experiments e iner ex­
pansiven Fiskal- und Geldpolitik unter Mitterand 1 982 verbleiben die Vor­
schläge der französischen Regierung auf dem Boden des beschriebenen 
Konsenses aus Preisniveaustabilität und Haushaltskonsolidierung, setzen 
aber zugleich und ähnlich wie der Kommissionsentwurf auf eine Stärkung 
der Koordinierung, um die Kontrolle der Wirtschaftspolitik auf EU-Ebene 
zu konzentrieren. 

Der einen Monat nach dem französischen herausgegebene Entwurf für 
den Maastricht-Vertrag von deutscher Seite folgt einer wirtschaftspoliti­
schen Linie, die Preisniveaustabil ität des Geldes in den Vorderg rund stellt 
und damit an eine langjährige Tradition der Deutschen Bundesbank an­
knüpft. Eine Einschränkung im Sinne des französischen Vorschlags zur 
Unterstützung der allgemeinen Wirtschaftspolitik wird n icht gemacht. An­
ders als in den übrigen genannten Entwürfen wird ordnungspol itischen 
Themen wie freier Preisbi ldung auf Märkten und Privatisierung breiter 
Raum gegeben . Auch in d iesem Entwurf ist die Koordin ierung der Wirt­
schaftspolitik als Angelegenheit gemeinsamen I nteresses vorgesehen , 
aber statt von Leitl inien für d ie Wirtschaftspolitik ist nur von Orientierun­
gen die Rede. Die inhalt l iche Ausgestaltung d ieser Koord in ierung be­
schränkt sich zudem auf die Vermeidung von Haushaltsdefiziten .  Mittel­
kürzungen des EU-Haushalts als Sanktionen werden auch hier als Mittel 
der Wahl gesehen, sind aber nur auf haushaltspolitisches Fehlverhalten 
bezogen. 1 3 

Im  Entwurf der niederländischen Präsidentschaft vom 28. 1 0. 1 991 fin­
den sich dann erstmals d ie späteren Konvergenzkriterien ausformul iert. 14 
Analog zur deutschen Position ist d ie anvisierte Zentralbank nach dem 
Vorbild der deutschen gestaltet, ebenfalls im Einklang mit der deutschen 
Position ist für den Eintritt in d ie Währungsun ion kei n  fester Termin vor­
gesehen: Erst wenn die Konvergenzkriterien für die Gemeinschaft erfü llt 
s ind, erfolgt die I ntegration . ln Anlehnung an die Positionen Frankreichs 
und der Kommission finden sich aber auch umfangreiche Passagen zur 
Koordinierung der Wirtschaftspolitik, die neben der Haushaltsüberwachung 
die regelmäßige Erstellung von Leitl inien beinhalten. 

M it den niederländischen Kompromissformulierungen ist eine Einigung 
in greifbare Nähe gerückt. Die letztendlichen Ergebnisse der Verhand­
lungen sind bekannt: Im Maastricht-Vertrag werden die unabhängige Stel­
lung der EZB und Verfahren der Koordin ierung festgeschrieben, die vor 
allem auf eine Kontrolle der Haushaltsdefizite abzielen.15 Gegen den Wider­
stand Deutschlands wird die stärkere Formulierung der Leitl in ien (statt: 
Orientierungen}16 für d ie Wirtschaftspolitik gewählt und ein Automatismus 
für den Übergang in die Währungsunion vertraglich fixiert. 1 7 
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Wieso kam es zu diesen Ergebnissen? Klar ist, dass eine Währungs­
union ohne die regionale Leitwährung Deutsche Mark unsinnig gewesen 
wäre. Hieraus erklärt sich die starke Verhandlungsposition Deutschlands. 
Aber mehr noch, die in Relation zu anderen europäischen Notenbanken 
sehr unabhängige Notenbank d iente als Modell der geplanten Europäi­
schen Zentralbank, nicht nur aus Sicht der Deutschen Bundesbank, son­
dern auch aus Sicht der anderen Zentralbanken. Dementsprechend fan­
den die starke Stel lung der EZB und die Einsetzung einer Haushalts­
überwachung breite und frühzeitige Unterstützung. Die konträren Positio­
nen zur Frage, ob es auf jeden Fal l  eine Währungsunion geben und wer 
daran betei l igt würde, konnte über die Konvergenzkriterien und die l rre­
versibilität des Verfahrens gelöst werden, wobei die Akzeptanz dieses Auto­
matismus der deutschen Delegation sehr schwer fiel. Bezügl ich des Aus­
maßes der gewünschten Koordin ierung steckte die deutsche Delegation 
eine weitere Niederlage ein ,  indem sie der Aufstellung von Leitl in ien zu­
stimmte. Damit waren die Grundzüge der Wirtschaftspolitik aus der Tau­
fe gehoben . Der Grund für d iese Zugeständnisse dürfte darin zu sehen 
sein ,  dass die deutsche Regierung mit der Wiedervereinigung ein starkes 
Interesse entwickelte, eine monetäre Integration als klares und eindeuti­
ges Signal für die Einbindung Deutschlands in Europa zu nutzen,  und sie 
daher zu Kompromissen bereit war. 18 

3. Verfahren und Revisionen 

Durch das Drängen der Europäischen Kommission und Frankreichs hat 
a lso ein neues Verfahren der wi rtschaftspol itischen Koordin ierung , d ie 
jährliche Formul ierung der Grundzüge der Wirtschaftspolitik, seine recht­
liche Verankerung im Vertrag von Maastricht gefunden. 19 Im Vergleich mit 
den anderen Koordinierungsverfahren auf EU-Ebene nehmen die Grund­
züge eine Sonderstel lung ein, da sie Empfehlungen für alle ökonomisch 
relevanten Politikbereiche beinhalten und da alle anderen Koordinations­
verfahren Ergebnisse l iefern müssen,  die im Einklang mit den Grundzü­
gen stehen . Damit stel len die Grundzüge das zentrale Bezugsdokument 
für die gemeinsame Wirtschaftspolitik der Europäischen U nion dar und 
formulieren somit den wirtschaftspolitischen Konsens auf EU-Ebene. 

Die 1 993er Grundzüge wurden von der Kommission vorformuliert und 
umfassen nur wenige Seiten . Sie befassen sich vorrangig mit der Koordi­
n ierung der Fiskalpol itik und berücksichtigen in einem ergänzenden Do­
kument auch Strukturreformen und die Lohnpolitik. Der Min isterrat ver­
änderte die Kommissionsvorlage, indem er Passagen des unter der Lei­
tung von Jaques Delors, der zu d iesem Zeitpunkt n icht mehr Kommis­
sionspräsident war, vorgelegten Weißbuchs "Wachstum,  Wettbewerbsfä­
higkeit und Beschäftigung"20 einbezog.  Bereits mit der ersten Formulie-

15 



Wirtschaft und Gesellschaft 31.  Jahrgang (2005), Heft 1 

rung der Grundzüge wurde das bis heute gültige Grundkonzept zur Wirt­
schaftspolitik vorgelegt, welches "stabile makroökonomische Rahmenbe­
dingungen" n iedriger I nflation und konsolidierter Haushalte mit Struktur­
reformen, die das Wachstums- und Beschäftigungsniveau heben sol len, 
kombiniert. 

Wenngleich bereits 1 994 in den Entwürfen der Kommission für die Grund­
züge und ab 1 995 in der vom Ministerrat verabschiedeten Fassung auf 
die Situation in einzelnen M itg liedsländern eingegangen wurde, gelang­
ten länderspezifische Empfehlungen explizit erst mit den 1 998er Grund­

zügen und in ausführlicher Form ab  1 999 zur Einführung. Seit 1 994 hat 
die Kommission die Einhaltung der vorgeschlagenen Maßnahmen des Vor­
jahrs überprüft und seit 1 996 Ausführungen dazu in  ihre Vorlage für die 
Grundzüge aufgenommen. Ein eigener Umsetzungsbericht wurde 1 997 
in kurzer und dann seit 2000 in ausführlicher Form vorgelegt. Im Jahr 1 998 
wurden die Passagen zu strukturellen Reformen der Produkt-, Dienstleis­
tungs- und Arbeitsmärkte ausgeweitet und um Ausführungen zu den Fi­
nanzmärkten ergänzt; 2000 kamen auch Textstel len über d ie Wissensge­
sel lschaft und die Alterung der Bevölkerung h inzu. Beschlossen auf der 
Tagung des Europäischen Rats in Barcelona, sind die Grundzüge seit der 
2003er Ausgabe zudem nicht länger nur auf das kommende Jahr ausge­
richtet, sondern sie umfassen Empfehlungen für eine dreijährige Perio­
de.21 Jährliche Aktualisierungen ergänzen diese mittelfristig ausgerichte­
ten Empfehlungen. 

Der jährliche Erstellungszyklus startet im November mit der Veröffentli­
chung aktueller Entwicklungen in der EU und Prognosen für die zukünfti­
ge Wirtschaftsentwicklung von Seiten der Kommission. Im Jänner veröf­
fentlicht die Kommission dann ihren Umsetzungsbericht für die Grundzü­
ge der vorhergehenden Periode. Ebenfal ls im Jänner bereitet die Kom­
mission d ie Debatte zu den Grundzügen im EcoFin-Rat vor. Die dortige 
Diskussion dient wiederum als Vorlage für den Europäischen Rat und mün­
det in der Erstellung einer Entwurfsfassung der Grundzüge durch die Kom­
mission im Apri l ,  die darüber hinaus auch noch ihre Prognosen aktual i­
siert. Der Entwurf wird im EcoFin-Rat d iskutiert und verändert, vom Eu­
ropäischen Rat behandelt und dann abschließend durch den EcoFin-Rat 
im Juni angenommen. Während des Verfahrens sind weitere Gremien, wie 
der Wirtschafts- und F inanzausschuss und der Ausschuss für Wirt­
schaftspolitik, beratend tätig. Zuarbeiten von Seiten der Mitgliedstaaten 
werden einbezogen, und das Europäische Parlament erstellt eine Stel­
lungnahme zum Entwurf der Kommission .22 Die Grundzüge stellen damit 
ein von der Kommission mit zahlreichen anderen Gremien abgestimmtes 
Politikdokument dar, das den wirtschaftspolitischen Konsens bzw. Kom­
promiss auf europäischer Ebene repräsentiert und vom Min isterrat als 
Vertretungsgremium der Regierungen in den EU-Mitg liedsländern verab-
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schiedet wird . Mit der Aufstellung der in den Grundzügen enthaltenen Emp­
fehlungen verpfl ichten sich die M itg l iedsländer auf deren Umsetzung, 
wenngleich es, anders als bei der Haushaltsüberwachung des Stabil itäts­
und Wachstumspakts, nicht die Möglichkeit gibt, Sanktionen bei Nichter­
fü l lung der Empfehlungen auszusprechen. Bei den Grundzügen handelt 
es sich also um eine Form der so genannten weichen Koordinierung, die 
auf Selbstverpfl ichtung der Regierungen und Gruppendruck zwischen ih­
nen setzt. 

4. Das wirtschaftspolitische Konzept der "Grundzüge" 

Das Konzept der Grundzüge ist seit 1 993 unverändert geblieben: Ver­
meintlich "stabi le" makroökonomische Rahmenbedingungen sollen mit 
Strukturreformen kombiniert werden. Im Rahmen dessen ist es im Zeit­
ablauf aber zu einigen inhaltlichen Verschiebungen gekommen , auf die 
wir nachfolgend hinweisen . Wir beziehen uns vorrangig auf d ie Grundzü­
ge für d ie Periode 2003-05 und den Entwurf der 2004er Aktualisierung 
vom 7.  April 2004 durch die Kommission.23 

Während bis 1 999 dauerhaftes und nichtinflationäres Wachstum sowie 
ein hoher Beschäftigungsstand gemäß Art. 2, EG-Vertrag, den Zielkanon 
der Grundzüge defin ierten, greifen die Grundzüge seit dem Lissabonner 
Gipfel die dort beschlossene Formulierung auf, "to become the most com­
petitive and dynamic knowledge-based economy in the world capable of 
sustainable economic growth with more and better jobs and greater soci­
al cohesion ."24 

Zur Erreichung d ieses Ziels sol len Strukturreformen das Potenzial­
wachstum erhöhen . Auf Grund "günstig" gestalteter makroökonomischen 
Bedingungen könnte, laut den Grundzügen, dieses Potenzial dann von der 
Wirtschaft realisiert werden. Das so erreichte Wachstum und die erfolg­
ten Investitionen in Bildung und Forschung würden in der Folge zu mehr 
und qualifizierteren Arbeitsplätzen führen.  ln d ieser Weise präzisieren die 
Grundzüge seit dem Jahr 2000 das vorher n icht weiter konkretisierte Er­
gänzungsverhältn is von makroökonomischer Politik und strukturellen Re­
formen. 

Kern der Strukturanpassungen sind die Deregul ierung und Liberalisie­
rung von Produkt-, Dienstleistungs-, Finanz- und Arbeitsmärkten auf der 
einen Seite sowie Investitionen in Bi ldung und Forschung auf der ande­
ren .25 Der größte Tei l  der I nvestitionsmittel soll dabei aus privater Hand 
kommen , der Rest durch Umschichtung in  den öffentlichen Haushalten 
verfügbar gemacht werden. Die Mobil ität der Arbeitskräfte müsse geför­
dert, das Arbeitsangebot ausgeweitet und die Bildung verbessert werden. 

Damit sich das durch strukturelle Reformen (vermeintlich) gestiegene 
Potenzialwachstum in ein höheres tatsächliches Wachstum transformieren 
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könne, müssten "günstige makroökonomische Bedingungen" herrschen. 
Als solche definieren die Grundzüge niedrige Inflation, gesunde Staats­
finanzen und moderate Lohnsteigerungen.26 Für  d ie makropol itischen 
Akteure der Geld-, Finanz- und Lohnpolitik sehen die Grundzüge regel­
mäßig eine klare Zuordung (assignment) der Akteure und der ihnen zur 
Verfügung stehenden Instrumente zu den wirtschaftspolitischen Zielen 
vor: Die EZB wird in der Verfolgung ihrer primären Aufgabe, der Herstel­
lung von Preisniveaustabi l ität, bestärkt. Ist dies gewährleistet, so sol l die 
Zentralbank jedoch auch die Wirtschaftspolitik der EU unterstützen. Die 
Fiskalpolitik soll für einen überzyklischen Budgetausgleich sorgen . Für den 
Abbau der Arbeitslosigkeit werden dann die Flexibi l isierung der Arbeits­
märkte, die Differenzierung der Reallöhne und deren Anpassung an die 
Arbeitsplatzproduktivitäten durch Dezentralisierung der Lohnverhandlun­
gen, die Steigerung der Anreize zur Arbeitsaufnahme sowie d ie Erhöhung 
der Mobil ität der Arbeitskräfte empfohlen . 

Die Geldpolitik der EZB wird in den Grundzügen als prinzipie l l  mit den 
Empfehlungen konform gehend betrachtet und n icht weiter thematisiert. 
Es wird weder das für einen heterogenen Währungsraum mit unter­
schiedlichen Wachstumsraten und deutlich d ifferenzierten Inflationsraten 
eigentlich zu enge Inflationsziel der EZB von "mittelfristig unter, jedoch na­
he 2%"27 in Frage gestellt, noch wird die in der Vergangenheit asymmetri­
sche und letztl ich wachstumsfeindl iche Politik der EZB kritisiert. Dabei 
wurde spätestens seit dem Abschwung 2001 deutlich, dass die EZB nicht 
bereit war, mit ihrer Zinspolitik einen Beitrag zur wirtschaftl ichen Erholung 
zu leisten:  Obwohl seitens der Lohnentwicklung keine Gefahren für das 
Erreichen des engen Inflationsziels ausgingen, war die EZB nicht willens 
- anders als die US-amerikanische Federal Reserve -, die Zinssätze ener­
gisch zu senken. Sie begründete dies damit, dass die Inflationsrate weiter­
hin ihr I nflationsziel überschritt. Dies war aber nicht das Ergebnis eines 
stabil itätswidrigen Verhaltens der anderen makropolitischen Akteure, wel­
ches von der EZB hätte sanktion iert werden müssen, sondern vielmehr 
einerseits die Konsequenz exogener Schocks (Öipreiserhöhu ngen und 
Tierseuchen) und zum anderen das Ergebnis des mit dem Konjunktur­
einbruch einhergehenden Rückgangs des Produktivitätswachstums. Für 
Letzteres zeichnete die EZB jedoch mit verantwortl ich. Diese Art der Geld­
pol itik vernachlässigte damit die Aufgabe, bei n icht existenten Risiken für 
das Preisniveau die Wirtschaftspolitik der EU zu unterstützen .  

Die Empfehlungen der Grundzüge konzentrieren sich auf d ie  F iskal- so­
wie auf die Lohn- und d ie Arbeitsmarktpolitik. Für d ie F iskalpolitik werden 
im Einklang mit dem Stabi l itäts- und Wachstumspakt (SWP) m ittelfristig 
ausgeglichene oder überschüssige laufende Budgets der Mitgliedstaaten 
eingefordert. H iermit sollen die nationalen Fiskalpolitiken zum einen ge­
gen zukünftige Rezessionen gewappnet sein und dann die Mögl ichkeit 
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haben, die automatischen Stabi l isatoren voll wirken zu lassen. Zum an­
deren sollen finanzielle Ressourcen freigemacht werden, um die Finan­
zierungsprobleme des demographischen Wandels und der Alterung der 
Bevölkerung zu bewältigen. Eine Ausweitung der öffentl ichen Investitio­
nen für Forschung, Bi ldung und Infrastruktur ist erwünscht, al lerd ings ist 
die Möglichkeit der Kreditfinanzierung dieser Ausgaben nicht vorgesehen. 
Im Gegentei l ,  die dauerhafte Erwirtschaftung von laufenden Haushalts­
überschüssen impliziert vielmehr einen tendenziel len Abbau der öffentli­
che Verschuldung auf nul l ,  d. h. die finanzpolitisch bis vor kurzem breit ak­
zeptierte "Goldene Regel" der Kreditfinanzierung des öffentlichen Kapi­
ta lstocks wird negiert. Die durch den SWP erzwungenen Konsolid ie­
rungsanstrengungen auch in der Rezession werden trotz eines gegentei­
ligen Bekenntnisses zum Wirkenlassen automatischer Stabi l isatoren und 
zur Vermeidung von prozyklischer Politik in den Grundzügen nicht in Fra­
ge gestellt. So wird im länderspezifischen Teil für Deutschland29 nicht emp­
fohlen, die durch die Konjunkturschwäche erzeugten zusätzlichen Defizi­
te h inzunehmen und damit die automatischen Stabi l isatoren voll wirken 
zu lassen, sondern es werden vielmehr zusätzliche Ausgabensenkungen 
in Höhe von jährlich einem Prozentpunkt des B IP  bis 2005 gefordert. De­
ren Umsetzung würde jedoch eindeutig prozyklisch wirken und die Stag­
nation vertiefen. 

Die Lohnpolitik bzw. Lohnentwicklung30 ist auch in den Grundzügen der 
Schlüssel für die Beschäftigungsentwicklung. Die Lohnentwicklung in den 
Mitg liedstaaten soll dabei zum einen konsistent mit Preisn iveaustabi l ität 
sein .  Zum anderen wird bei hoher Arbeitslosigkeit für d ie realen Lohnzu­
wächse zudem ein Zurückbleiben hinter dem Produktivitätswachstum emp­
fohlen, um so den Beschäftigungsanstieg zu fördern. Die Löhne sollen da­
neben die Arbeitsplatzproduktivitäten widerspiegeln und daher weiter als 
bisher differenziert werden. An ein igen Stellen beziehen sich die Grund­
züge positiv auf die Rolle der Tarifparteien und nehmen erst einmal eine 
durchaus freundl iche Haltung gegenüber kol lektiven Lohnverhandlungen 
ein: Die Grundzüge empfehlen beispielsweise, dass d ie Tarifparteien sich 
im Rahmen des Makroökonomischen Dialogs, ein im Rahmen des Köln­
Prozesses geschaffenes Forum für d ie Verständigung der Akteure der 
Geld-, Fiskal- und Lohnpolitik, auf eine moderate Lohnpolitik verpflichten.31 
Damit setzen die Grundzüge auf die korporatistische Variante der Lohn­
findung und wollen - bei al len vorgeschlagenen Öffnungsklauseln und De­
zentral isierungen der Lohntindung - an der prinzipiellen Zuständigkeit der 
Tarifparteien festhalten.  Dass die Verlagerung der Lohnabschlüsse auf 
die betriebl iche Ebene und die angestrebte Lohndifferenzierung aber 
gerade die strategische Fähigkeit der Tarifparteien untermin iert, eine an 
makroökonomischen Erfordernissen - wie auch immer diese definiert wer­
den - orientierte Lohnentwicklung durchzusetzen, wird nicht thematisiert. 
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Genauso wenig wird d ie Frage gestellt, ob Lohnsteigerungen u nterhalb 
der Summe aus Produktivitätswachstum und Zielinflationsrate der EZB in 
der gegenwärtigen Stagnation nicht die makroökonomischen Probleme 
der EU verschärft, indem sie nämlich zu einer wenig dynamischen Binnen­
nachfrage und deflationären Tendenzen in der g rößten Volkswirtschaft 
(Deutschland) führen. 31 

Eine Koordinierung von Geld-, Lohn- und Fiskalpolitik wird in den Grund­
zügen als dringend nötig erachtet.33 Ziel dieser Koordinierung ist es, Lohn­
moderation, öffentl iche Defizitvermeidung und strukturelle Reformen durch­
zusetzen.  Koordin ierung in d iesem Sinne heißt also, die Akteure auf das 
Programm der Grundzüge mit der dort vorgenommenen eindeutigen Zu­
weisung der wirtschaftspolitischen Ziele zu den makropolitischen Akteu­
ren und ihren Instrumenten zu verpfl ichten. Eine Koordinierung in dem 
Sinne, dass die Akteure der jeweil igen Politikbereiche zwecks Durchset­
zung ihrer Ziele essenziell aufeinander angewiesen wären, weil die Effekte 
der einzelnen Politiken wechselseitige Wirkungen hätten und die jeweil i­
gen Ziele ohne Abstimmung mit den anderen Akteuren daher n icht er­
reichbar wären, ist damit nicht gemeint. Wie schon oben angemerkt, fol­
gen die Ausführungen eher einer Vorstellung, die für jeden Politikbereich 
eine klare Verantwortungszuschreibung für die Akteure beinhaltet und da­
von ausgeht, dass die Akteure in ihrem Bereich ihre Ziele individuell ver­
wirklichen können. 

Die Aktualisierung der Grundzüge vom April 200434 ändert an der grund­
sätzl ichen Ausrichtung n ichts, ergänzt sie aber in zweifacher Weise. Ers­
tens berücksichtigen sie den Ende 2003 offen im Ministerrat zutage ge­
tretenen Konfl ikt um die Durchsetzung des SWP, indem der am 25. No­
vember 2003 gefundene Kompromiss zu den über der 3%-Marke liegen­
den Defiziten Deutschlands und Frankreichs eingearbeitet wird . Im Ver­
gleich zu den 2003er Grundzügen hält die Kommission in ihren länder­
spezifischen Empfehlungen weiter an einer Konsolidierung der öffentlichen 
Finanzen und einem mittelfristigen Budgetausgleich fest. Die Rückführung 
der Neuverschu ldung soll a l lerd ings nun  langsamer stattfinden.  Für 
Deutschland beispielsweise lautet die Empfehlung, das konjunkturberei­
n igte Defizit um mindestens 0,6% des BIP im Jahr 2004 und um 0,5% in 
2005 abzubauen.35 Zweitens legen die 2004er Grundzüge einen Schwer­
punkt auf die mit der EU-Osterweiterung h inzukommenden Länder. Als 
zentrale Maßnahmen wird ihnen nahe gelegt, zu "gewährleisten, dass die 
Entwicklung der Reallöhne das Produktivitätswachstum widerspiegelt; [es 
wird nahe gelegt,] d ie finanziel len Anreize zur Arbeitsaufnahme durch 
eine Reform der Abgaben- und Leistungssysteme [zu] erhöhen; die 
Humankapitalbildung [zu] verbessern, unter anderem durch Einrichtungen 
für das lebenslange Lernen; und die Arbeitsmarktregul ierung in geeigne­
ter Weise [zu] reformieren."36 
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Damit unterscheiden sich die Empfehlungen für die neuen EU-Länder 
nur marginal von denjenigen, d ie mit den 2003er Grundzügen an die EU-
1 5  gerichtet sind: Analog wird ausgeführt, dass ein Kernproblem der neu 
h inzukommenden Länder in der Regulierung des Arbeitsmarktes, einem 
zu hohen Niveau an Sozialausgaben bzw. Lohnnebenkosten und zu ho­
hen staatl ichen Defiziten besteht. 

Zusammenfassend lässt sich resümieren, dass der in den Grundzügen 
empfohlene Pol itik-Mix für die EWU seit Jahren einem wirtschaftspol iti­
schen Konzept folgt, das man mit Arestis et al. (2001 ) als "neu-monetaris­
tisch" bezeichnen kann und das sich theoretisch aus einer Mischung aus 
monetaristisch-neuklassischem und neu-keynesianischem Konzept der 
Wirtschaftspolitik ergibt.37 Dieses kann in vier Punkten zusammengefasst 
werden: 

1 .) Der private Sektor ist langfristig stabi l .  l n  der langen Frist gelten das 
Say'sche Gesetz und die klassische Dichotomie von nominaler und rea­
ler Sphäre. Diskretionäre Wirtschaftspolitik wirkt destabi l isierend. Wirt­
schaftspolitische Entscheidungen müssen daher von demokratisch legiti­
mierten Einflüssen unabhängig gemacht und klaren Regeln unterworfen 
werden. 

2 .) I nflation ist langfristig ein ausschließl ich monetäres Phänomen. Die 
Aufgabe unabhängiger Zentralbanken ist die Aufrechterhaltung der Preis­
niveaustabil ität. Mittels ihrer Zinspolitik können sie die I nflationsrate ohne 
realwirtschaftliche Kosten steuern . 

3 . )  Die Arbeitslosigkeit schwankt um ihr  angebotsseitig bestimmtes 
Gleichgewichtsniveau, die NAIRU (Non-Accelerating-lnflation-Rate-of-Un­
emp/oyment), das durch Flexibil isierung der Arbeitsmärkte reduziert wer­
den kann und unabhängig von der effektiven Nachfrage auf Gütermärk­
ten ist. 

4.) Die Fiskalpolitik hat langfristig keinen Einfluss auf Wachstum und Be­
schäftigung und sol lte sich daher dem Ziel der Preisn iveaustabi lisierung 
unterordnen. Im Rahmen des Konjunkturzyklus sollte sie jedoch Budget­
überschüsse und -defizite in Grenzen passiv hinnehmen . 

Diese Pol itikkonzeption l iegt auch den anderen Institutionen und wirt­
schaftspolitischen Regelungen der EWU, wie den Bestimmungen zur Geld­
politik im EG-Vertrag (Art. 1 05), der geldpol itischen Strategie der EZB,38 
den Bestimmungen zur F iskalpolitik im EG-Vertrag (Art. 1 04) ,  dem Stabi­
l itäts- und Wachstumspakt, dem Beschäftigungskapitel des EG-Vertrages 
(Art. 1 25-1 30) , den jährlichen Beschäftigungspol itischen Leitl in ien ("Lu­
xemburg-Prozess") sowie den Maßnahmen zur Flexibi lisierung von Güter­
und Kapitalmärkten ("Cardiff-Prozess") zugrunde und wird in den Grund­
zügen gewissermaßen synthetisiert.39 
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5. Makroökonomische Wirkungen 

Nachdem d ie Grundzüge der Wirtschaftspolitik seit etwa zehn  Jahren 
die wirtschaftspolitische Ausrichtung in der EU wesentlich bestimmt ha­
ben, stellt sich d ie Frage nach den makroökonomischen Auswi rkungen 
des damit verbundenen Politikkonzeptes. Wir gehen dabei nicht davon aus, 
dass die Empfehlungen der Grundzüge immer buchstabengetreu umge­
setzt wurden, nehmen aber schon an,  dass die Grundzüge die g rund le­
gende Richtung der Wirtschaftspolitik in der EU bzw. der EWU in der Ten­
denz durchaus treffend beschreiben . Im Folgenden findet daher - auch 
aus Platzgründen - keine detail l ierte Auseinandersetzung mit den einzel­
nen Politikbereichen statt, sondern es geht led igl ich um die Analyse der 
grundsätzlichen Ausrichtung der Wirtschaftspolitik. Wir vergleichen dabei 
die Entwicklung makroökonomischer Zielvariablen sowie einiger I ndika­
toren für die eingesetzten Politiken in den Ländern der EWU von 1 994 bis 
2003 mit der Entwicklung von 1 984 bis 1 993. Der Vergleich bezieht sich 
also auf zwei Zehn-Jahres-Zeiträume, die am Ende jeweils eine Rezes­
sion enthalten.  Zudem wird die Entwicklung in der EWU der in den USA 
als einem ähnl ich g roßen Wirtschafts- und Währungsraum gegenüber­
gestellt. Obwohl die Grundzüge für al le Länder der EU gelten, beschrän­
ken wir die empirische Analyse nur auf die Länder der EWU, da sie seit 
1 999 unmittelbar von der zentralisierten einheitl ichen Geldpolitik der EZB 
sowie den sanktionsbewehrten Regeln des Stabil itäts- und Wachstums­
pakts für die nationalen Fiskalpolitiken unterworfen sind. 

Als entscheidende makroökonomische Zielvariablen, hierin besteht weit­
gehend Konsens, können Wirtschaftswachstum, hohe Beschäftigung und 
Preisniveaustabil ität gelten (Tabelle 1 ) .  

Tabelle 1 :  Reales BIP-Wachstum, Arbeitslosenquote und 
Inflationsrate in der EWU und den USA, jahresdurchschnitt­
l iehe Werte für 1 984-1 993 und 1 994-2003 (in %) 

EWU USA 

1 984-1 993 1 994-2003 1 984-1 993 1 994-2003 

Reales BIP-Wachstum 2,7 2 , 1  3,3 3,3 

Arbeitslosenquote 8,7 9,6 6,6 5 , 1  

Inflationsrate (privater Konsum) 4,5 2 , 1  3,8 2,4 

Quelle: OECD (2004), eigene Berechnungen 

Wirft man zunächst einen Blick auf das reale B IP-Wachstum,  so stellt 
man fest, dass die durchschnittlichen Wachstumsraten in  der EWU von 
94-03 unter denen von 84-93 l iegen.  Betrug die durchschnittl iche jährli-
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ehe Wachstumsrate von 84-93 noch 2,7%, so fiel sie im Zeitraum 94-03 
auf 2 , 1  %. Die USA wiesen in beiden Zeitabschnitten mit jewei ls einem 
durchschnittl ichen Wachstum von 3,3% eine höhere Dynamik auf. Das ab­
nehmende und gegenüber den USA zurückbleibende B IP-Wachstum in 
der EWU findet seinen entsprechenden Niederschlag in der Entwicklung 
der Arbeitslosigkeit. Die Arbeitslosenquote stieg von durchschnittlich 8, 7% 
im Zeitraum 84-93 auf durchschnittl ich 9,6% im Zeitraum 94-03. ln den 
USA hingegen ging die durchschnittliche Arbeitslosenquote von 6,6% in 
der Zeit von 84-93 auf 5, 1 %  in der Zeit von 94-03 zurück und lag damit im 
Gesamtuntersuchungszeitraum stets unter dem Wert in der EWU. Bei den 
beiden realen Zielgrößen Wachstum und Arbeitslosigkeit hat sich d ie Per­
formance der Länder der EWU seit Einführung der Grundzüge also so­
wohl gegenüber dem vorhergehenden Zehn-Jahres-Zeitraum als auch 
gegenüber den USA deutlich verschlechtert. Dem steht eine Verbesse­
rung bei der nominalen Zielgröße Preisn iveaustabi l ität gegenüber. Die 
durchschnittl iche jährliche Inflationsrate in den Ländern der EWU ging von 
4,5% im Zeitraum 84-93 auf 2 , 1 % im Zeitraum 94-03 zurück und lag da­
mit knapp unter dem Wert in den USA, die in diesem Zeitraum eine durch­
schnittliche Inflationsrate von 2,4% aufwiesen, nachdem d ie Preissteige­
rungsrate in der Zeit von 84-93 noch bei durchschnittlich 3,8% gelegen 
hatte. I nsgesamt ist es in den USA seit 1 994 sehr viel besser als in der 
EWU gelungen, hohes Wachstum,  geringe Arbeitslosigkeit und Preisni­
veaustabil ität zu kombinieren. 

Worauf ist diese unzureichende Performance der Mitg l iedsländer der 
EWU zurückzuführen? War das Ausmaß und das Umsetzungstempo der 
von den Grundzügen eingeforderten strukturellen Reformen zu gering? 
Oder haben sich die Empfehlungen für die makropolitischen Handlungs­
träger als letztlich kontraproduktiv erwiesen? Ausgehend von einer um­
fassenden Datengrundlage von Baker et al. (2002), die für 20 OECD-Län­
der die Entwicklung von Indikatoren für Arbeitsmarktinstitutionen und so­
ziale Sicherungssysteme von 1 960 bis 1 999 enthält, haben Truger, Hein 
(2003) einen Gesamtindex für die Rigid ität von Arbeitsmarktinstitutionen 
und Sozialstaat ermittelt und dessen Veränderung der Veränderung der 
Arbeitslosenquote in den jeweil igen Ländern gegenübergestellt . Der Ge­
samtindex umfasst dabei den Kündigungsschutz, die Lohnersatzleis­
tungsquote, die Dauer von Lohnersatzleistungen, den gewerkschaftlichen 
Organisationsgrad, den Koordin ierungsgrad der Lohnverhandlungen so­
wie den Steuer- und AbgabenkeiL Von d iesen Teil indikatoren wird in vie­
len Arbeiten der neueren Arbeitsmarkttheorie ein mehr oder weniger stark 
ausgeprägter negativer Einfluss auf die Beschäftigung erwartet.40 Abbil­
dung 1 zeigt d ie Veränderungen d ieses Gesamtindexes von 1 995/99 
gegenüber 1 980/84 sowie die hiermit verbundene Veränderung der Ar­
beitslosenquoten in den 20 OECD-Ländern . 
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Abbi ldung 1 :  Veränderung der Arbeitslosenquote und des 
Gesamtindex für die Rigidität von Arbeitsmarktinstitutionen 
und Sozialstaat in Prozentpunkten 1 980/84 bis 1 995/99 
(Werte für 20 OECD-Länder) 
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Es wird zum einen deutlich, dass "strukturelle Reformen" in  den Ländern 
der EWU in der Tat in sehr unterschiedlichem Ausmaß umgesetzt worden 
sind. Während in Finnland, Italien, Portugal und I rland die "Verkrustung" 
von Arbeitsmärkten und Sozialsystemen teilweise merklich angestiegen 
ist und sie in den N iederlanden in etwa konstant geblieben ist, ist sie in 
Deutschland, Frankreich , Spanien, Österreich und Belgien zum Tei l  er­
heblich zurückgegangen. Zum anderen wird allerdings auch deutlich, dass 
es allgemein offenbar keinen eindeutigen Zusammenhang zwischen der 
Rigid ität der Arbeitsmarktinstitutionen sowie der sozialen Sicherungs­
systeme auf der einen Seite und der Arbeitslosigkeit auf der anderen Sei­
te g ibt. Obwohl z. B. Deutschland und Großbritannien in etwa den g lei­
chen Umfang an strukturellen Reformen realisiert haben , ist in Deutsch­
land die Arbeitslosenquote um fast 4 Prozentpunkte gestiegen, während 
sie in Großbritannien um über 2 Prozentpunkte gefallen ist. ln den USA 
ging der deutliche Abbau der Arbeitslosigkeit mit nur minimalen struktu­
rellen Reformen einher. 

Systematische positive Wirkungen von Strukturreformen für die ökono­
mische Performance können demnach nicht nachgewiesen werden.41 Aus­
gehend von diesem Befund l iegt es daher nahe, die Ursachen für die un­
befriedigende makroökonomische Performance der EWU in den von den 
Grundzügen empfohlenen Ausrichtungen der makroökonomischen Politi-
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Tabelle 2:  Indikatoren für die Ausrichtung von Geld-, Lohn- und 
Fiskalpolitik in der EWU und den USA, 1 984-1 993 und 1 994-2003 

EWU USA 

1 984-1 993 1 994-2003 1 984-1 993 1 994-2003 

Geldpolitik 

Reale BIP-Wachstumsrate minus -2,3  -0, 1  0 1 ,2 

kurzfristiger Realzins 

(Prozentpunkte) 

Lohnpolitik 

Wachstumsrate des nominalen 5,2 2,3 4,4 3,5 

Arbeitnehmerentgelts je 

Arbeitnehmer (%) 

Lohnstückkostenwachstum (%) 4 ,4 1 ,5 2,9 1 ,7 

Arbeitseinkommensquote (%) 70,7  67,6 68,6 67,5 

Fiskalpolitik 

Anzahl der Jahre mit einer 7 4 5 2 
prozyklischen Fiskalpolitik 

Anteil der realen öffentlichen 2,9 2,5 3,3 3,1 
Investitionen am realen BIP (%) 

Quellen: Europäische Kommission (2004a), OECD (2004), eigene Berechnungen . 

ken zu suchen .42 Es werden also im Folgenden die Indikatoren für die Aus­
richtung der Geld-, Lohn- und Fiskalpolitik analysiert (siehe Tabelle 2) . 

Für die Geldpol itik wird hierbei die Relation von kurzfristigem Realzins 
und realer BIP-Wachstumsrate herangezogen.  Die Zentralbank bestimmt 
zwar direkt nur den kurzfristigen Nominalzins auf dem Geldmarkt, steuert 
aber auf Grund der von ihr  angestrebten und in der Tendenz durchge­
setzten Zielinflationsrate auch den kurzfristigen Realzinssatz. Liegt d ie re­
ale Wachstumsrate des B IP unter dem Realzinssatz, so findet eine Ein­
kommensumverteilung zugunsten der Gläubiger statt und für die Schuld­
ner erhöht sich die Ü berschuldungsgefahr. Eine negative Differenz zwi­
schen realem BI P-Wachstum und Realzins ist daher wenig konjunktur­
und wachstumsfreundlich , da sie die I nvestitionen in Finanzaktiva zulas­
ten der I nvestitionen in Realaktiva begünstigt. 

Schon im Zeitraum 84-93 war die Geldpolitik in den USA mit einer durch­
schnittl ichen Differenz zwischen BIP-Wachstum und Zinssatz von nul l Pro­
zentpunkten deutlich expansiver als die von der Deutschen Bundesbank 
dominierte Geldpolitik in den Ländern der späteren EWU, wo der Wert im 
Durchschnitt bei -2 ,3 Prozentpunkten lag. Obwohl die Geldpol itik im Zeit­
raum 94-03 in beiden Wirtschaftsräumen in der Tendenz expansiver bzw. 
weniger restriktiv wurde,  war sie i n  den U SA deutl ich konjunktur- und 
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wachstumsfreundlicher als in der EWU: ln den USA lag d ie Differenz zwi­
schen B IP-Wachstum und Zinssatz im Durchschnitt bei 1 ,2 Prozentpunk­
ten,  in der EWU hingegen war sie mit -0, 1 Prozentpunkten weiterhin leicht 
negativ. Dabei profitierte die EWU bis 1 999 noch vom Rückgang der Zins­
sätze in den Mitgl iedsländern auf das niedrigere Niveau des regionalen 
Leitwährungslandes Deutschland.43 Besonders deutlich wird die restrikti­
vere Ausrichtung der Geldpolitik der EZB im Vergleich zur US-amerikani­
schen Federal Reserve nach der Rezession 2001 . Während die Fed im 
Durchschnitt der Jahre 2001 b is 2003 eine konjunktur- und wachstums­
freundliche Konstellation einer mit 1 ,  95 Prozentpunkten deutlichen positi­
ven Differenz zwischen BIP-Wachstumsrate und Zinssatz herstellte, war 
die EZB hier erhebl ich zurückhaltender, denn im Euroraum bl ieb die 
Wachstums-Zins-Differenz mit durchschnittlich -0,04 Prozentpunkten wei­
ter leicht negativ. 

Die Lohnpolitik der Tarifparteien bzw. die Lohnfindung auf dem Arbeits­
markt bestimmt zuerst den Nominallohnsatz und damit - bei kurzfristig ge­
gebenen Arbeitsproduktivitäten - die nominalen Lohnstückkosten .  l n  dem 
Maße, wie Lohnstückkostenveränderungen von den Unternehmen direkt 
an die Preise weitergeben werden, beeinflusst die Lohnpolitik daher die 
Inflationsrate. Erfolgt diese Weitergabe nur unvollständig, so impliziert dies 
zudem Veränderungen in der funktionalen Einkommensverteilung, hier ge­
messen anhand der Arbeitseinkommensquote. Hohe Arbeitslosigkeit, die 
Deregul ierung des Arbeitsmarktes sowie d ie Einbindung der Tarifpolitik in 
nationale Wettbewerbspakte haben dazu geführt, dass die durchschnitt­
l iche Wachstumsrate des Arbeitnehmerentgelts je Arbeitnehmer in der 
EWU von durchschnittlich 5,2% im Zeitraum 84-93 auf 2,3% im Zeitraum 
94-03 deutlich zurückging. Dies ermögl ichte einen Rückgang des Lahn­
stückkostenwachstums von 4,4% im Zeitraum 84-93 auf 1 ,5% im Zeitraum 
94-03.44 

l n  den USA ergab sich ein deutlich geringerer Rückgang des Wachs­
tums der Arbeitnehmerentgelts von 4,4% auf 3 ,5%.  Das Lohnstück­
kostenwachstum ging etwas stärker als das des Arbeitnehmerentgelts, 
aber bei weitem nicht so ausgeprägt wie in der EWU, von 2,9% auf 1 ,7% 
zurück. Die moderate Lohnentwicklung war in beiden Wirtschaftsräumen 
ausschlaggebend für den oben konstatierten deutlichen Rückgang der In­
flationsrate. Während d ie Lohnentwicklung in der EWU im Zeitraum 84-
93 phasenweise noch deutlich inflationstreibend und daher wenig stabili­
tätskonform war, stellte sie im Zeitraum 94-03 keine Bedrohung für eine 
niedrige Inflationsrate und seit 1 999 für das Erreichen des Inflationsziels 
der EZB mehr dar.45 Auch der leichte Anstieg des Lohnstückkasten­
wachstums über die 2-Prozent-Schwelle seit 2001 ist nicht das Ergebnis 
einer stabil itätswidrigen Lohnpolitik, sondern vielmehr das Ergebnis des 
mit dem konjunkturellen Einbruch verbunden Rückgangs des Produktivi-
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tätswachstums.46 Die Lohnentwicklung hätte also eine deutlich expansi­
vere Geldpolitik als die von der EZB verfolgte ermögl icht, ohne dass da­
mit die Inflationsentwicklung beschleunigt worden wäre. 

Die zurückhaltende Lohnpolitik in der EWU seit 1 994 hatte zudem einen 
weiteren Rückgang der Arbeitseinkommensquote von durchschn ittl ich 
70,7% im Zeitraum 84-93 auf 67,6% im Zeitraum 94-03 zur Folge.47 
Die USA erlebten ebenfalls eine Reduktion der Arbeitseinkommensquote 
von 68,6% auf 67,5%, die damit jedoch weit weniger ausgeprägt war. l n  
der EWU ist der Rückgang des Lohnstückkostenwachstums also in einem 
geringeren Ausmaß an die Preisentwicklung weitergegeben worden als in  
den USA, was auch durch einen Vergleich der  jahresdurchschnittliehen 
Werte für I nflationsrate und Lohnstückkostenwachstum in den Tabellen 1 
und 2 deutl ich wird . Geht man davon aus, dass die Konsumquote aus 
Lohneinkommen d ie aus den Gewinneinkommen übersteigt, so hat d ie 
Umverteilung zulasten der Lohneinkommen einen negativen Einfluss auf 
die Konsumnachfrage als größtes Nachfrageaggregat Hierdurch wird auch 
das B IP-Wachstum in Mitleidenschaft gezogen,  wenn die Verbesserung 
der Verteilungsposition der Profite nicht unmittelbar zu steigenden Inves­
titionen oder die durch d ie Lohnmoderation ermöglichte Verbesserung der 
preisl ichen Wettbewerbsfähigkeit auf internationalen Märkten nicht zu 
deutlich steigenden Exportüberschüssen führt. Beides war in der EWU 
seit 1 994 offenbar nicht bzw. nicht in ausreichendem Maße der Fal l .  

Die konjunkturell stabil isierenden bzw. destabilisierenden Wirkungen der 
F iskalpolitik können anhand eines Vergleichs der jeweil igen Veränderun­
gen von Produktionslücke (output gap) und strukturel lem Budgetsaldo 
identifiziert werden (Abbildungen 2 und 3).  Die Produktionslücke gi lt da­
bei als I ndikator für die konjunkturelle Situation:  Ist sie positiv, so l iegt ei­
ne Überauslastung der Produktionskapazitäten vor, ist sie negativ, liegt ei­
ne Unterauslastung vor. Eine positive Veränderung der Produktionslücke 
signalisiert also eine konjunkturelle Erholung, eine negative Veränderung 
eine konjunkturelle Verschlechterung. Während das Gesamtdefizit bzw. 
der Gesamtüberschuss öffentlicher Haushalte das Ergebnis des gesamt­
wirtschaftlichen Prozesses ist und daher von der Fiskalpol itik n icht ge­
steuert werden kann,  kann der strukturelle, d. h. der konjunkturbereinigte 
Budgetsaldo von der Pol itik kontrol l iert werden und daher als Steue­
rungsinstrument der Fiskalpolitik interpretiert werden. Ist d ie Veränderung 
des strukturellen Budgetsaldos negativ, so steigen die strukturellen Defi­
zite bzw. Überschüsse nehmen ab, und von der Fiskalpolitik geht ein ex­
pansiver Impuls auf die aggregierte Nachfrage aus. Ist die Veränderung 
des strukturellen Budgetsaldos positiv, so reduzieren sich die strukturel­
len Defizite bzw. die Ü berschüsse nehmen zu , und von der Fiskalpol itik 
geht ein restriktiver Nachfrageimpuls aus. Bleibt der strukturelle Budget­
saldo bei Veränderung der Produktionslücke konstant, so ist die Fiskal-
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Abbildung 2:  Veränderung des strukturellen Budgetsaldos und 
der Produktionslücke (output gap) i n  der EWU, 1 984-2003 
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Quelle: OECD (2004) 

Abbildung 3:  Veränderung des strukturellen Budgetsaldos und 
der Produktionslücke (output gap) in  den USA, 1 984-2003 
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politik weder expansiv noch restriktiv und es wirken ledigl ich die automa­
tischen Konjunkturstabil isatoren. 

Im Zeitraum 84-93 war die zwischen den späteren Ländern der EWU 
unabgestimmte Fiskalpol itik in sieben von zehn Jahren prozykl isch, wo­
bei in vier Jahren ( 1 985, 1 986, 1 988, 1 990) eine Erholung verstärkt und 
in  drei Jahren ( 1 991 , 1 992 , 1 993) eine konjunkturelle Dämpfung bzw. ei­
ne Rezession verschärft wurde. Im Zeitraum 94-03 war die nun zwischen 
den Mitgliedsländern im Rahmen des Konvergenzprozesses zur EWU und 
später des SWP "koordinierte" Fiskalpolitik etwas konjunkturgerechter: Es 
wurde nur noch in vier von zehn Jahren prozyklisch agiert, davon zweimal 
( 1 995, 2000) eine konjunkturelle Erholung verstärkt und zweimal ein Ab­
schwung verschärft (1 996, 2003). Im Vergleich zu den USA schneidet aber 
auch die Fiskalpolitik schlechter ab. Während die US-Fiskalpolitik im Zeit­
raum 84-93 fünfmal prozyklisch agierte und hierbei nur einmal (1 99 1 )  ei­
nen Abschwung verschärfte, war sie im Zeitraum 94-03 nur zweimal leicht 
prozyklisch und verstärkte in den Jahren 1 995 und 2000 eine konjunktu­
rel le Dämpfung. Auf den Konjunktureinbruch 2001 wurde jedoch bereits 
im selben Jahr wieder energisch expansiv reagiert. Gerade in den 1 990er 
Jahren l ieferte die US-Fiskalpolitik damit ein Beispiel für eine konjunktur­
gerechte Konsol id ierung der öffentlichen Haushalte, die bekanntlich am 
Ende des auch von der Fiskalpolitik stabi l isierten Aufschwungs wieder 
Überschüsse aufwiesen.  

Geht man davon aus, dass öffentliche Investitionen in I nfrastruktur, Bil­
dung etc. eine wesentliche Voraussetzung für private Investitionstätigkeit 
sind und zieht man den Anteil der öffentlichen Investitionen am BIP als I n­
dikator für die Wachstumsorientierung der Fiskalpolitik heran ,  so schnei­
den die USA auch h ier besser ab als die Länder der EWU. Der Anteil der 
öffentlichen Investitionen am BIP lag in den USA im gesamten Beobach­
tungszeitraum deutlich über 3% und reduzierte sich beim Vergleich der 
beiden Zehn-Jahres-Perioden nur leicht von 3,3% auf 3, 1 %. ln der EWU 
hingegen lag d ieser Anteil stets unter dem der USA und ging von durch­
schnittlich 2,9% im Zeitraum 84-93 auf durchschnittlich 2 ,5% im Zeitraum 
94-03 zurück. Die Konsolidierungszwänge des Konvergenzprozesses zur 
EWU sowie des SWP haben also nicht nur ein stärker prozyklisches Ver­
halten der Fiskalpolitik erzwungen, sie gingen auch insbesondere zulas­
ten der öffentlichen Investitionen und damit der zukünftigen Wachstums­
möglichkeiten. 

Fasst man zusammen, so liefern die Unterschiede im makroökonomi­
schen Politik-Mix eine gute Erklärung für die voneinander abweichende 
makroökonomische Performance in der EWU und in den USA.48 Schon im 
Zeitraum 84-93 waren die Ausrichtung von Geld- und Fiskalpolitik sowie 
der Lohnentwicklung in den USA deutlich konjunktur- und wachstums­
freundl icher als in den hier betrachteten europäischen Ländern. Dieser 
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Unterschied hat sich im Zeitraum 94-03 mit dem Konvergenz-Prozess zur 
EWU und dem makroökonomischen Regime von Maastricht, das sich in 
den Grundzügen synthetisiert findet, noch verstärkt. Die Empfehlungen 
für die Wirtschaftspolitik, wie sie in den Grundzügen niedergelegt sind, 
können somit als unzureichend und weitgehend kontraproduktiv bezeich­
net werden . 

6. Institutionelle und inhaltliche Modifikationen für eine 
dauerhafte Wachstumsanhebung 

Teilt man die Auffassung, dass die unbefriedigende Wachstums- und Be­
schäftigungsentwicklung in Ländern der heutigen EWU nach der Rezes­
sion 1 993 wesentlich von dem in den Grundzügen empfohlenen Politik­
Mix verursacht wurde, so setzt eine ökonomische Revitalisierung der EWU 
nicht eine Politik der verstärkten Strukturreformen zwecks Anhebung des 
Potenzialwachstums, sondern vielmehr eine Umkehr in der makroökono­
mischen Wirtschaftspolitik und einen anderen Mix zwischen Geld-, Lohn­
und Fiskalpolitik voraus. 

Dazu können die Grundzüge dann, und nur dann, beitragen, wenn die 
Empfehlungen an die Länder und die a l lgemeinen Leitl inien umfassend 
reformul iert werden. Dies impliziert, dass an die Stelle des oben skizzier­
ten neu-monetaristischen Leitbildes für die Wirtschaftspolitik ein anderes 
treten muss. Ein solches Leitbi ld, das in einem hohen Maße in Einklang 
mit den oben analysierten Fakten steht, l iefert das (post-)keynesianisch 
inspirierte Konzept einer koord in ierten Makropol itik. Die wesentl ichen 
Grund lagen d ieses Konzeptes können in fo lgenden vier Punkten zu­
sammengefasst werden:49 

1 .) l n  einer Geldwirtschaft sind das Say'sche Gesetz und die klassische 
Dichotomie von monetärer und realer Sphäre sowohl in der kurzen als 
auch in der langen Frist ungültig. Der private Sektor ist instabil und muss 
daher durch eine, die effektive Nachfrage in der kurzen und langen Frist 
steuernde Politik stabil isiert werden. Hierfür sind aufeinander abgestimmte 
Geld- , Fiskal- und Lohnpolitiken mit mittel- bis langfristiger Orientierung 
erforderlich. 

2.) Die Zinspolitik der Zentralbank beeinflusst über verzögerte Wirkun­
gen auf den Kapitalmarktzins in der kurzen Frist die effektive Nachfrage, 
vor allem die privaten Investitionen, und in der langen Frist die funktionale 
Einkommensvertei lung. Geldpolitik hat daher sowohl  kurzfristig als auch 
langfristig erhebliche reale Effekte. I hre kurzfristigen Wirkungen sind dabei 
asymmetrisch: Die Zentralbank kann durch eine Zinssatzerhöhung jeden 
Boom brechen, durch eine Zinssatzsenkung bei gleichzeitig negativen Pro­
fiterwartungen jedoch keine Rezession beenden . Hierfür ist sie vielmehr 
auf die Unterstützung der Fiskal- und/oder der Lohnpolitik angewiesen. 
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3.) Die Nominallohnpolitik der Tarifparteien hat weder einen direkten Ein­
fluss auf die Beschäftigung noch auf die Einkommensvertei lung, sondern 
beeinflusst bei gegebener Arbeitsproduktivität die nominalen Lohnstück­
kosten und bei gegebenem Aufschlagssatz (mark-up) in der Unterneh­
merischen Preissetzung das Preisn iveau .  Verteilungsänderungen durch 
die Lohnpolitik sind nur möglich ,  wenn die Faktoren, die den Aufschlags­
satz beeinflussen ,  wie die Konkurrenzintensität auf Gütermärkten oder 
der langfristig vorherrschende Zinssatz, dieses gleichzeitig zulassen. Die 
Höhe der Beschäftigung ergibt sich durch die effektive Nachfrage auf dem 
Gütermarkt, deren Entwicklungspfad wesentlich durch d ie  privaten I n­
vestitionen bestimmt wird ,  die wiederum vom Verhältnis der erwarteten 
Profitrate zum Zinssatz abhängen . 

4 . )  Die F iskalpolitik kann kurzfristig durch d ie H innahme von konjunk­
turbedingten Defiziten und Überschüssen den Konjunkturzyklus stabi l i­
sieren und langfristig durch eine Pol itik der investitionsorientierten Ver­
schuldung die effektive Nachfrage und das Potenzialwachstum erhöhen. 
Durch staatl iche Steuer- und Sozialpolitik wird zudem die Verteilung des 
verfügbaren Einkommens mod ifiziert, wodurch wiederum d ie Konsum­
nachfrage als größtes Nachfrageaggregat beeinflusst werden kann. Staat­
liche Wettbewerbspolitik beeinflusst die Konkurrenzintensität auf dem Gü­
termarkt und damit Preisaufschlag (mark-up) und funktionale E inkom­
mensverteilung. 

Auf Grund der I nterdependenzen des Instrumenteneinsatzes der wirt­
schaftspolitischen Akteure und der Tatsache, dass die Zielvariablen je­
weils von verschiedenen Instrumenten beeinflusst werden, verbietet das 
(post-)keynesianische Konzept eine strikte Zuordnung von Akteur und In­
strument zu jeweils genau einem wirtschaftspolitischen Zie l .  H ieraus er­
gibt sich zwingend die Anforderung der Koordination des Mitteleinsatzes. 
Diese Koordination kann implizit durch die Berücksichtigung der I nterde­
pendenzen durch die einzelnen Akteure, sie kann aber auch explizit im 
Rahmen einer institutional isierten Ex-ante-Koord ination erfolgen.  Ent­
scheidend ist, dass sich d ie Akteure der Interdependenzen ihrer Aktivitä­
ten bewusst sind und dass Übereinstimmung im Hinblick auf die voraus­
sichtlichen Wirkungen des jewei ligen Mitteleinsatzes besteht. Koordina­
tion setzt damit ein Mindestmaß an Konsens bei der Analyse wirtschaft­
licher Zusammenhänge, der Diagnose und Prognose der wirtschaftl ichen 
Situation sowie der zu erreichenden wirtschaftspolitischen Ziele voraus. 50 

Die Umsetzung einer solchen koordinierten Makropolitik in  der EWU ist 
g leichbedeutend m it der Abkehr der wesentlichen Akteure vom in den 
Grundsätzen bislang empfohlenen Politik-Mix. 51 Damit d ie Lohnpolitik ih­
rer oben skizzierten nominalen und realen Stabil isierungsrolle gerecht wird 
und regionale Disparitäten in der EWU nicht verschärft, sollte sich das No­
minallohnwachstum in den einzelnen Mitg l iedsländern am langfristigen 
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nationalen Produktivitätswachstum und an der Zielinflationsrate der EZB 
orientieren. Lohndumping-Prozesse zwischen den Mitgl iedsländern sind 
also genauso zu verh indern wie inflationstreibende Abschlüsse, die re­
striktive Eingriffe der Zentralbank herausfordern . Für eine nominal stabi­
l isierende Lohnpol itik sind national aber insbesondere EWU-weit effektiv 
koordinierte Lohnverhandlungssysteme erforderlich. Diese setzen wiede­
rum Verhandlungs- und strategiefäh ige Gewerkschaften und U nterneh­
mensverbände auf nationaler Ebene voraus, d ie  in der Lage s ind ,  ge­
samtwirtschaftl ich orientierte Vereinbarungen zu treffen und deren Im­
plementierung zu gewährleisten .  52 Wesentliche I nstrumente hierfür sind 
der Flächentarifvertrag und die Allgemeinverbindl ichkeit von Tarifverträ­
gen. Die in den Grundsätzen propagierten Dezentral isierungen von Tarif­
verhandlungen und Differenzierungen von Lohnabschlüssen im unteren 
Bereich stehen d iesen Anforderungen genauso diametral entgegen wie 
eine weitere Deregulierung der europäischen Arbeitsmärkte. Um der Lohn­
politik in der EWU zu ermöglichen, ihrer Rolle im Rahmen einer koordi­
n ierten Makropolitik nachzukommen, ist jedoch nicht nur eine g rundsätz­
l iche Abkehr von der gegenwärtig verfolgten Strategie der Deregulierung 
der Arbeitsmärkte und der Dezentral isierung von Tarifverhandlungen auf 
Seiten der Wirtschaftspolitik erforderl ich, sondern auch eine verstärkte 
Hinwendung der Gewerkschaften zu einer effektiven europäischen Koor­
dinierung ihrer Lohnforderungen.53 

Im Rahmen einer koordin ierten Makropolitik übernimmt die Geldpolitik 
auch Verantwortung für Wachstum und Beschäftigung, insbesondere dann, 
wenn von der Lohnpolitik oder der F iskalpolitik kein  I nflationsdruck aus­
geht. Die Geldpolitik sollte a lso nicht, wie gegenwärtig in  den Grundsät­
zen, als sakrosankt behandelt werden. Die EZB sollte ihre geldpolitische 
Strategie grundlegender als zuletzt im Mai 2003 dahingehend verändern , 
dass sie ihr  I nflationsziel als Punkt- oder Korridorziel formuliert, das sie 
dann symmetrisch ansteuert. 54 Das Inflationsziel sollte dabei erhöht wer­
den, um dem Umstand Rechnung zu tragen, dass sich die Mitg l iedslän­
der der EWU auf unterschied l ichen langfristigen Wachstumspfaden mit 
entsprechend d ifferenzierten Inflationsraten bewegen.  Darüber h inaus 
sollte die EZB das Wachstums- und Beschäftigungsziel stärker im Auge 
haben und von Zeit zu Zeit das Wachstumspotenzial des Euro-Raums 
durch eine kontrol l ierte geldpolitische Expansion testen,  wie dies die Fe­
deral Reserve in  der zweiten Hälfte der 1 990er Jahre in  den USA de­
monstriert hat. 55 Eine solche Politik trägt dem Umstand Rechnung, dass 
das Potenzialwachstum bzw. die NAIRU keine exogen gegebenen Größen 
sind, sondern von der tatsächlichen , auch von der Geldpolitik beeinfluss­
ten B IP- und Beschäftigungsentwicklung mitbestimmt werden.56 

Einem Einsatz der Fiskalpolitik in der EWU zur konjunkturellen Stabi l i­
sierung, zur Bekämpfung regionaler Asymmetrien und zur Erhöhung des 
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langfristigen Wachstumspfades stehen die i n  den Grundsätzen unter­
stützten gegenwärtigen Regelungen des SWP entgegen . Der durch den 
SWP auferlegte Konsolid ierungsdruck ist gerade in einer Rezession am 
g rößten und zwingt zu prozyklischer Fiskalpolit ik, d ie sich dann insbe­
sondere negativ auf die öffentlichen Investitionen auswirkt, wohingegen 
für die Hochkonjunkturphase keine Konsol id ierungsregeln bestehen . 
Gleichwohl ist eine Koordination der nationalen Fiskalpolitiken in der Wäh­
rungsunion erforderl ich , um in Abschwüngen die automatischen Stabil i­
satoren wirken zu lassen und das Trittbrettfahren einzelner Mitgl iedslän­
der zu vermeiden und um in Hochkonjunkturphasen ein inflationstreiben­
des Haushaltsgebaren einzelner Mitgl iedstaaten zu verh indern. Im Rah­
men einer koordinierten Fiskalpolitik in der EWU sollten die einzelnen Län­
der also darauf verpfl ichtet werden, die automatischen Stabil isatoren sym­
metrisch, d .  h. im Abschwung und im Aufschwung, wirken zu lassen.  Als 
Alternative zum SWP sollten zu diesem Zweck die einzelnen Länder Aus­
gabenpfade für die nicht-investiven konjunkturunabhängigen öffentlichen 
Ausgaben festlegen,  d ie langfristig durch die laufenden Steuereinnahmen 
zu finanzieren sind. Die konjunkturabhängigen Ausgaben sollten dann oh­
ne Begrenzung in Form maximaler Haushaltsdefizite um diesen Pfad he­
rum schwanken dürfen .  Im Abschwung kommt es durch Ausgabensteige­
rungen und Einnahmensenkungen zu einem Haushaltsdefizit, das durch 
Kreditaufnahme finanziert wird und den Schuldenstand erhöht. Im Auf­
schwung werden umgekehrt Haushaltsüberschüsse realisiert, d ie zur Kon­
solidierung verwendet werden . Die Ausrichtung des Ausgabenpfades auf 
eine Wachstumsrate unterhalb der des nominalen B IP-Potenzialpfades 
kann zu einer einnahmeseitigen Haushaltskonsolidierung beitragen, fal ls 
in der Ausgangssituation ein zu konsolidierendes strukturelles Defizit vor­
liegt. 57 

Für öffentliche Investitionen sollte grundsätzlich die Möglichkeit der Kre­
d itfinanzierung bestehen (Goldene Regel). Jedes Mitgliedsland der EWU 
sollte also selbst über Höhe und Finanzierung der öffentl ichen Investitio­
nen entscheiden können . Allein hierdurch würde auch unter Beibehaltung 
der anderen gegenwärtig bestehenden Regeln des SWP der Konsol idie­
rungsdruck nicht mehr zur weiteren Senkung der öffentl ichen I nvestitio­
nen zwingen.58 Die Mitgl iedsländer könnten öffentliche Investitionen dazu 
verwenden, um die effektive Nachfrage langfristig auf einem mit hoher Be­
schäftigung kompatiblen N iveau zu stabi lisieren. 59 Öffentliche Infrastruk­
turinvestitionen könnten genutzt werden, um das Wachstumspotenzial zu 
erhöhen und Produktivitäts-Aufholprozesse zwischen den Ländern zu be­
schleunigen. 

Die Ausrichtung von Geld- und Fiskalpolitik in dem skizzierten Sinne so­
wie die Umorientierung der Lohnpolitik würde bereits eine Abkehr von dem 
in den Grundzügen bisher empfohlenen restriktiven neu-monetaristischen 
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Politik-Mix bedeuten und würde eine implizite Koordination durch Beach­
tung von Interdependenzen der Wirtschaftspolitik herbeiführen. Sie könn­
te daher erheblich zur Stimul ierung von Wachstum und zum Abbau von 
Arbeitslosigkeit in der EWU beitragen. Da eine Koordinierung der makro­
ökonomischen Politiken jedoch ein Mindestmaß an Übereinstimmung der 
Akteure über ökonomische Kausalitäten, bei der Diagnose und Prognose 
der wirtschaftl ichen Situation sowie über die anzusteuernden Ziele erfor­
dert, kann d ie Effizienz der Koordination durch eine explizite Ex-ante-Ab­
stimmung des Mitteleinsatzes durch die Akteure deutlich gesteigert wer­
den. Neben reformierten Grundzügen könnte daher der Makroökonomi­
sche Dialog als Forum für die Verständigung der Akteure der Geld-, Lohn­
und Fiskalpolitik d ienen und zur zentralen Institution einer koordinierten,  
beschäftigungsorientierten Makropolitik in Europa werden .60 

7. Fazit 

Geschaffen als Pol itikinstrument zur Erhöhung von Wachstum und Be­
schäftigung und als Gegengewicht zu einer rein monetären Integration ge­
dacht, sind die Grundzüge der Wirtschaftspolitik diesem Anspruch nicht 
gerecht geworden. Dies l iegt aber n icht an der mangelnden oder falschen 
I mplementierung ihrer Polit ikempfehlungen , sondern an d iesen Pol itik­
empfehlungen und dem dahinter stehenden wirtschaftspol itischen Kon­
zept selbst. Wir haben gezeigt, wie d ieses Konzept, das auf Strukturre­
formen und eine strikte Zuordnung der makropolitischen Akteure und ih­
rer I nstrumente zu nur jeweils einem Ziel setzt, in den letzten zehn Jah­
ren zu einer systematisch schlechteren makroökonomischen Performan­
ce des Euro-Raums im Vergleich zur Vorperiode und im Vergleich zu den 
USA geführt hat. Wir haben darüber hinaus die Ansätze einer alternati­
ven Pol itik skizziert, die auf einen koordinierten Einsatz von Geld-, Lohn­
und Fiskalpolitik zur Erreichung von angemessenem Wachstum und ho­
her Beschäftigung bei Preisniveaustabil ität setzt, ohne dabei die soziale 
Kohärenz weiter zu unterminieren, wie es aktuell durch die einseitige Orien­
tierung auf Strukturreformen geschieht. 
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Zusammenfassung 
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wohl damit seit mehr als zehn Jahren ein wirtschaftspolitisches Konzept für die Europäi­
sche Union vorl iegt, haben die dort festgehaltenen Empfehlungen keine neue Wachs­
tumsdynamik erzeugen können. ln Auseinandersetzung mit den Grundzügen zeigt der Ar­
tikel die Schwächen des dahinter liegenden wirtschaftspolitischen Leitbildes und stellt An­
sätze einer alternativen Konzeption vor, die auch langfristig mehr Wachstum für Europa 
verspricht. 
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Die Berufslandschaft in 
Österreich 1991-2001 

Die Beschäftigung nach Berufshauptgruppen und 
Wirtschaftsbereichen 

Michael Mesch 

1. Einleitung 

Während der zweiten Hälfte des 20 . Jahrhunderts haben signifikante 
Verschiebungen der Arbeitskräftenachfrage Berufe mit höheren Bildungs­
und anderen Qualifikationsanforderungen begünstigt. 1 Wie Daten für die 
hoch entwickelten Länder zeigen, hat sich d iese Tendenz seit den achtzi­
ger Jahren beschleunigt.2 Die Nachfrage hat sich von den gering und mittel 
qualifizierten fertigungsnahen Berufen hin zu den höher und hoch quali­
fizierten Dienstleistungsberufen verschoben. 3 

Österreich stellte in d ieser H insicht keine Ausnahme dar, wie die Unter­
suchungen der hiesigen Berufslandschaft für die Periode 1 971 -91  bele­
gen.4 Die neunziger Jahre waren in Österreich eine Phase nahezu stag­
nierender Beschäftigung bei gleichzeitig sehr starkem branchenbezoge­
nem StrukturwandeL Die Beschäftigung verschob sich aus dem sekun­
dären in den tertiären Sektor, und innerhalb des Dienstleistungssektors 
verzeichneten die Produktionsbezogenen und die Sozialen Dienste die 
höchsten Beschäftigungszuwächse. 

Der sektorale und branchenbezogene Strukturwandel in der Beschäfti­
gung hatte, wie zu zeigen sein wird , starke Auswirkungen auf die Berufs­
struktur. Änderungen des gesamtwirtschaftlichen Berufsprofi ls resultier­
ten aber nicht nur aus dem Branchenstruktureffekt, sondern auch aus den 
Berufsstrukturänderungen in den einzelnen Branchen . 

Der Beitrag beschreibt und analysiert den Wandel der Österreich ischen 
Berufsstruktur in den neunziger Jahren anhand der Daten der Volkszäh­
lungen 1 991 und 2001 (zur Datenlage siehe Kapitel 3). Aoyama und Ca­
stalls (1 994, 2002) untersuchten neben der sektoralen auch die berufl iche 
Dimension des Beschäftigungsstrukturwandels in den großen OECD-Län­
dern (Kapitel 2). Die Hauptresultate dieses internationalen Vergleichs die­
nen im Abschnitt 4 als Ausgangshypothesen für die Einschätzung der Ver­
änderungen der Österreichischen Berufsstruktur auf der Ebene der Be-
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rufshauptgruppen in den neunziger Jahren. Das Kapitel 5 greift auch die 
Dimension Wirtschaftsklasse auf und legt die Vertei lung der Berufstäti­
gen nach Berufshauptgruppen und Sektoren sowie Wirtschaftsbereichen 
im Jahre 2001 dar. Im Kapitel 6 wird der Wandel der berufl ichen Struktur 
in den einzelnen Wirtschaftsbereichen zwischen 1 991  und 2001 verfolgt. 
Die Ausführungen des siebenten Abschnitts gelten der Tertiärisierung der 
Beschäftigung unter Bezugnahme auf das Merkmal des ausgeübten Be­
rufs. Im Kapitel 8 wird versucht, zu einer ersten Einschätzung des Antei ls 
der I nformationsbearbeiterinnen an der Gesamtzah l  der Erwerbsperso­
nen zu gelangen . 

Verschiebungen in der Berufsstruktur können sich aus Änderungen der 
Branchenstruktur und aus einem Wandel der Berufsanteile in den einzel­
nen Branchen ergeben. Kapitel 9 führt eine Komponentenzerlegung der 
Beschäftigungsveränderungen zwischen 1 991  und 2001 auf der Ebene 
der Berufshauptgruppen und Wirtschaftsbereiche durch . Im zehnten Ab­
schnitt schließlich wird eine Interpretation d ieser Ergebnisse im Lichte der 
einschlägigen Fachliteratur vorgenommen. 

2. Internationaler Vergleich der Berufsstrukturen: Thesen zur 
Veränderung der beruflichen Struktur der Beschäftigung 

Aoyama und Castalls (1 994, 2002) untersuchten neben der sektoralen 
auch die berufliche Dimension des Beschäftigungsstrukturwandels in den 
großen OECD-Ländern (D, F, GB, CAN, USA, J) während der letzten Jahr­
zehnte. Der internationale Vergleich des Berufsstrukturwandels zwischen 
1 980 und 2000 führte zu folgenden Hauptergebnissen :  

1 .) Der Anteil der drei Berufskategorien "Führungskräfte", "Akademische 
Berufe" und "Technische Berufe" nahm überall stark zu.5 Diese Wissens­
baarbeiterinnen bi lden die für d ie Weiterentwicklung von Wirtschaft und 
Gesellschaft zentrale Gruppe innerhalb der Gesamtheit der Informations­
bearbeiter! nnen. 

2.) Der Anteil der "Verkäufer" und "Büroangestellten" nahm in den meis­
ten Ländern leicht zu , sodass sich für die Gruppe der Angestelltenberufe 
insgesamt sehr hohe Anteilszuwächse ergaben. 

3.) Für die Polarisierungsthese, wonach im Zuge der Diffusion der mo­
dernen Informations- und Kommunikationstechniken ( IKT) und der Inten­
sivierung der weltweiten Arbeitsteilung wenig anspruchsvolle Dienstleis­
tungstätigkeiten überproportional zunehmen würden, fand sich keine Be­
stätigung. Die Beschäftigungstendenzen waren im Bereich der "Hi lfskräf­
te" ziemlich uneinheitlich . 

4 . )  Der Antei l  der "Handwerksberufe" und "Maschinenbediener" redu­
zierte sich überall sehr deutl ich. 

5.) l n  "Land- und forstwirtschaftliehen Berufen" waren zumeist nur noch 
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weniger als 3% der Erwerbstätigen beschäftigt. 
6.) Alles in allem bestand eine Tendenz zu Berufen mit höheren Anfor­

derungen an Bildung und andere Schlüsselqualifikationen. 
7.) Die Entwicklungen in den beobachteten Ländern gingen nicht in Rich­

tung einer international einheitl ichen Berufsstruktur. Das jewei l ige Zu­
sammenwirken von Technik, Wirtschaft und Institutionen bewirkte natio­
nal unterschiedliche Berufslandschaften.  Auch die Ergebnisse bezüglich 
der beruflichen Dimension der Beschäftigungsstruktur führen somit zu der 
Schlussfolgerung, dass es nicht die informationeile Gesellschaft gibt bzw. 
geben wird , sondern eine kulturelle und institutionelle Vielfalt. 

Diese Hauptresultate des internationalen Vergleichs von Aoyama und 
Gasteils (2002) dienen in der Folge als Ausgangshypothesen für die Unter­
suchung der Veränderungen der beruflichen Struktur des Österreichischen 
Beschäftigungssystems, sie sollen verworfen oder bestätigt werden. 

3. Erwerbspersonen in Österreich: Daten und Gliederung nach 
dem Merkmal Beruf 

Die Datenquellen der folgenden Untersuchung über die Österreichische 
Berufsstruktur sind die Volkszäh lungen der Jahre 1 99 1  und 2001 . Die 
Grundgesamtheit, auf die sich d iese Studie bezieht, sind die "Berufstäti­
gen nach Lebensunterhaltskonzept", worunter gemäß übl icher Termino­
logie die Erwerbspersonen ohne die geringfügigem Beschäftigten (definiert 
über eine Wochenarbeitszeit von 1 bis 1 1  Stunden) zu verstehen sind . Die 
Bezugnahme auf d iese Personengruppe erlaubt gewisse Vergleiche mit 
den Ergebnissen früherer Volkszählungen . 

Im Hinbl ick auf ihren Erwerbsstatus besteht die Grundgesamtheit der 
Berufstätigen nach Lebensunterhaltskonzept aus folgenden Personenka­
tegorien: 

>-- Erwerbstätige: 
o Selbstständig Erwerbstätige und Mithelfende: 

• Selbstständige (einschließlich Werkvertragsnehmerlnnen) ; 
• Mithelfende Famil ienangehörige; 

o U nselbstständig Erwerbstätige (einschl ießl ich Präsenz- und Zivil­
d ienern , Karenzgeldbezieher lnnen,  aber ohne geringfügig Be­
schäftigte) : 
• Angestellte, Vertragsbedienstete und Beamtinnen; 
• Arbeiterinnen; 
• Lehrlinge; 

>-- Arbeitslose. 
Die Angaben der Befragten zu ihrem Beruf wurden bei der Volkszäh­

lung 2001 nach der internationalen Berufssystematik ISC0-88 in der EU­
Version ISC0-88 (COM) kodiert.6 Im Rahmen der VZ 1 991 erfolgte die Zu-
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ordnung gemäß einer überarbeiteten Version der "Österreichischen Be­
rufssystematik" (ÖBS) . Im Nachhinein fand eine Umschlüsselung der das 
Merkmal Beruf betreffenden Antworten aus dem Jahr 1 991 auf ISC0-88 
(COM) statt. 

Die ISCO-Berufssystematik ,  welche verstärkt das Element der Bi l­
dungsqualifikation (höchster formaler Bildungsabschluss) berücksichtigt, 
sieht auf den beiden höchsten Agg regationsebenen 1 0  "Berufshaupt­
gruppen" (Einsteller) bzw. 27 "Berufsgruppen" (Zweisteller) vor. l n  d iesem 
Beitrag wird in erster Linie auf d ie Berufshauptgruppen Bezug genommen 
(siehe Anhang) . 

4. Veränderungen der Berufsstruktur in den neunziger Jahren 

Zwischen 1 991 und 2001 erhöhte sich die Zahl der Berufstätigen (=Er­
werbspersonen ohne geringfügig Beschäftigte) in Österreich um 1 50.000 
bzw. 4 , 1  %. Gegenüber der vorhergehenden Dekade halbierte sich die Zu­
wachsrate. Tabelle 1 zeigt die Veränderungen in den zehn Berufshaupt­
gruppen. Anhand d ieser Daten sollen nun die von Aoyama und Gasteils 
(2002) aufgestellten Thesen zur Entwicklung der Berufsstrukturen der Be­
schäftigung in hoch entwickelten Wirtschaften getestet werden. 

These 1 ,  wonach die Beschäftigung in den Berufsfeldern hoch qualifi­
zierter Wissensbearbeiterinnen weitaus am stärksten steige, findet klare 
Bestätigung. Der Anteil der drei Hauptgruppen Führungskräfte (Manage­
mentberufe), Akademische Berufe sowie Technische und nichttechnische 
Fachkräfte, nichtakademische Lehrkräfte an der Gesamtzahl der Erwerbs­
personen nahm von 27,7% auf 35,0% zu . 

l n  der Hauptgruppe 1 verringerte sich die Zahl  der Leiter kleiner Unter­
nehmen, während sich die Zahl der Personen in leitenden Funktionen in 
größeren Unternehmen (mit zehn oder mehr unselbstständig Beschäftig­
ten) des privaten und des öffentlichen Sektors mehr als verdoppelte. Die 
stärksten absoluten Rückgänge in der Zahl der Leiter kleiner U nterneh­
men verzeichneten der Fremdenverkehr (-1 5 .300), die Wirtschaftsklasse 
Einzelhandel und Reparatur (-8.900) und die Land- und Forstwirtschaft 
(-8 . 1 00) .7 

Äußerst unterschiedlich fielen die Zuwachsraten der Beschäftigung in 
den vier Berufsgruppen der Hauptgruppe Akademische Berufe aus: Bei 
den Lehrkräften mit akademischer Ausbildung erfolgte eine Verdreifachung 
des Beschäftigungsstandes (+82.300) , bei den Juristen,  Sozia lwissen­
schaftern , Unternehmensberatern , lnformationswissenschaftern,  Künst­
lern und sonstigen akademischen Berufen eine Verdoppelung (+43.300) , 
bei den Medizinern , Apothekern und Biowissenschaftern eine Zunahme 
um ein Drittel (+1 0.000), bei den Physikern , Chemikern , Mathematikern , 
I nformatikern, Architekten und Diplomingenieuren , ledig l ich' um etwas 
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Tabelle 1 :  Berufstätige laut VZ 1 991 und 2001 nach Berufshauptgruppen gemäß ÖISCO 

1 991 2001 Änd. 1 991-2001 

Berufshauptgruppen 
Zahl % Anteil Zahl % Anteil absolut in % 

in Tsd.  an Ges. in Tsd .  a n  Ges. in Tsd .  

<1 > Privatwi. Führungskräfte, leit. Verwaltungsbedienst 237,1  6,44% 320,7 8,36% 83,6 35,25 

<2> Akademische Berufe 1 63,7 4,44% 305,0 7,95% 141 ,2 86,27 

<3> Techn . ,  nichttechn. Fachkräfte, nichtakad. Lehrkräfte 6 1 9,5 1 6,81 % 71 5,7 1 8,67% 96,2 1 5,53 

<4> BüroanQestellte 467,0 1 2 ,68% 502 ,8 1 3 , 1 1 %  35,8 7 ,66 I 
<5> Personenbez. Dienstleistungsberufe, Verkäufer 504,9 1 3,70% 51 1 ,8 1 3,35% 7,0 1 ,38 

<6> Fachkräfte in der Land- u. Forstwirtschaft 1 99,9 5,42% 1 38,0 3,60% -61 ,9 -30,98 

<7> Handwerksberufe 688,3 1 8,68% 553,3 1 4,43% -1 35,0 -1 9,61 

<8> Bediener von Maschinen u. Fahrzeugen,  Montierer 31 5,8 8,57% 283,1  7,38% -32,7 -1 0,36 

<9> Hilfsarbeitskräfte 444,2 1 2,06% 462,8 1 2,07% 1 8,7 4,20 

<0> Soldaten 43,9 1 , 1 9% 4 1 , 1  1 ,07% -2,9 -6,53 

Berufs@ige insgesamt_ 
-�� 

3684,3 1 00,00% 3834,2 1 00,00% 1 50,0 4,07 

Quelle: Statistik Austria: VZ 1 991 und 2001 ; eigene Berechnungen auf Grund dieser Daten. 
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mehr als ein Zehntel (+5.700). 
ln der Hauptgruppe 3 standen hohe absolute und relative Zunahmen in 

den Berufsgruppen Biowissenschafter und Gesundheitsfachkräfte 
(+31 .900) , Sonstige n ichttechnische Fachkräfte (Finanz- und Verkaufs­
fachkräfte, Handelsmakler, Verwaltungsfachkräfte, Fachkräfte der öffent­
l ichen Verwaltung,  Sozialpflegerische Berufe, Künstlerische Berufe ; 
+1  01 .300) und Technische Fachkräfte (Material- und ingenieurtechnische 
Fachkräfte, Datenverarbeitungsfachkräfte, Bediener elektronischer Anla­
gen, Flugzeugführer, Sicherheitskontrolleure; +39.200) eine Abnahme bei 
den Lehrkräften ohne akademische Ausbildung um zwei Drittel (+76.200) 
gegenüber. Im Bereich des Lehrpersonals fand somit eine weitgehende 
Verschiebung von nichtakademischen zu akademischen Lehrkräften statt, 
der Netto-Zuwachs belief sich nur auf rd . 6 .000 Personen . 

Auch These 2 ,  gemäß der der Beschäftigtenantei l  der Angestelltenbe­
rufe insgesamt deutlich zunehme, lässt sich für Österreich n icht falsifizie­
ren .  

Die Zah l  der  Büroangestel lten nahm zwischen 1 991  und 2001  etwas 
überdurchschnittlich zu. Der geringe absolute und relative Zuwachs in der 
Hauptgruppe 5 kam durch eine Abnahme in der Berufsgruppen Ver­
kaufspersonal um fast ein Drittel ( -71 . 1  00) und eine Zunahme bei den Per­
sonenbezogenen Dienstleistungsberufen und Sicherheitsbediensteten um 
ebenfalls nahezu ein Drittel zustande (+ 78. 1 00) . Der Beschäftigtenanteil 
der beiden Hauptgruppen von Dienstleistungsberufen mittleren Anforde­
rungsprofi ls verharrte bei etwa 26,4%. Der Anstieg des Antei ls der Ange­
stel ltenberufe von 54 , 1 %  ( 1 99 1 )  auf 6 1 ,4% (200 1 )  geht also fast aus­
schließlich auf die weit überproportional steigende Zahl der Wissensbe­
arbeiterinnen (Berufshauptgruppen 1 bis 3) zurück. 

Für d ie These 3,  d ie besagt, dass sich im Laufe der Entwicklung zur in­
formationellen Gesellschaft die Beschäftigung in d ienstleistungsorientier­
ten Berufsgruppen polarisiere, hohen Zuwächsen in Berufsfeldern mit ho­
hen Qual ifikationsanforderungen auch hohe Zuwächse in wenig an­
spruchsvollen Dienstleistungsberufen gegenüberstünden, findet sich in 
den Daten auf den ersten Blick etwas Unterstützung: Innerhalb der Haupt­
gruppe 9 sank zwar die Zahl  der H ilfsarbeiter im Bauwesen, in der Ferti­
gung, im Bergbau, im Transportwesen und in der Land- und Forstwirtschaft 
(-1 1 . 1 00), g leichzeitig stieg aber die Zahl der Verkaufs- und Dienstleis­
tungshi lfskräfte (+29.800) . Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung dieser 
Zunahme ist freil ich zu relativieren: Dem Anteilszuwachs dieser Berufs­
gruppe Verkaufs- und Dienstleistungshilfskräfte im Ausmaß von 0,5 Pro­
zentpunkten ist der oben bereits angeführte Antei lszuwachs der Ange­
stel ltenberufe höherer und hoher Qual ifikation um insgesamt 7 ,3  Pro­
zentpunkte gegenüberzustellen . Von einer Tendenz zur Polarisierung im 
Bereich der Dienstleistungsberufe kann also keine Rede sein .  
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Wie in al len hoch entwickelten Volkswirtschaften sank auch in  Öster­
reich der Beschäftigungsanteil der Handwerksberufe und Maschinenbe­
diener sehr deutlich , näml ich von 27,3% (1 99 1 )  auf 21 ,8% (2001 ) .  These 
4 kann mithin n icht verworfen werden.  Diese E inbußen i n  den Berufs­
hauptgruppen 7 und 8 verteilen sich wie folgt auf die einzelnen (konsoli­
dierten) Berufsgruppen: Bauberufe und Bergleute -33.800; Metallarbeiter, 
Mechaniker, Präzisionsarbeiter, Drucker (Berufsgruppen 72 und 73) 
-33 .700; Sonstige Handwerksberufe -67.500; Anlagen- und Maschinen­
bediener, Montierer (Berufsgruppen 81  und 82) -39.800. Ledigl ich die Be­
rufsgruppe der Fahrzeugführer und Bediener mobiler Anlagen wies eine 
leichte Zunahme auf (+7. 1 00) . 

Der Anteil der Fachkräfte in der Land- und Forstwirtschaft sch l ießlich 
verringerte sich von 5,4% ( 1 99 1 )  auf 3,6% (2001 ; These 5). 

Auch These 6,  wonach insgesamt eine Tendenz zu Berufen mit höhe­
ren Anforderungen an Bi ldung und andere Schlüsselqual ifikationen be­
stehe, lässt sich anhand der Österreichischen Daten untermauern. Im Gro­
ßen und Ganzen galt der Zusammenhang : je höher der für eine Berufs­
gruppe erforderliche Bi ldungsabschluss, desto günstiger die Beschäfti­
gungsentwicklung. Unter den Berufshauptgruppen 4 bis 8, welche einen 
BMS- oder Lehrabschluss erfordern , waren für die dienstleistungsorien­
tierten Hauptgruppen 4 und 5 Zuwächse, die fertigungsorientierten Haupt­
gruppen 7 und 8 sowie d ie Land- und forstwirtschaftliehen Fachkräfte aber 
Abnahmen zu konstatieren. Hier kamen also sektorale bzw. Branchenef­
fekte zum Tragen . 

5. Die Verteilung der Erwerbspersonen nach Berufshaupt­
gruppen, Sektoren und Wirtschaftsbereichen 2001 

ln d iesem und im folgenden Abschnitt erfolgt eine Vertiefung der Be­
rufsstrukturanalyse durch die Berücksichtigung der Dimensionen Sektor 
und Wirtschaftsbereich (drei Sektoren und neun Wirtschaftsbereiche). Die 
Untergl iederung des tertiären Sektors in fünf Wirtschaftsbereiche (Sub­
sektoren) orientiert sich dabei an funktionalen Kriterien: 

� Distributive Dienstleistungen (Handel , Reparatur, Lagerung, Spedi­
tion, Reisebüros, Verkehrswesen, Nachrichtenübermittlung); 

� Produktionsbezogene Dienstleistungen (Banken,  Versicherungen , 
Realitätenwesen, Vermietung , Datenverarbeitung, Forschung und 
Entwicklung, Unternehmensbezogene Dienstleistungen) ; 

� Konsumorientierte Dienstleistungen (Fremdenverkehr, Kultur, Unter­
haltung, Wäscherei ,  Körperpflege, Haushaltsdienste) ; 

� Soziale Dienstleistungen (U nterrichts-, Gesundheits- und Sozial­
wesen); 
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.j:>. 00 Tabelle 2 :  Berufstätige (in Tsd.) laut VZ 2001 nach Sektoren, Wirtschaftsbereichen und 
Berufshauptgruppen 

Berufshauptgruppen < 1 >  <2> 
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Sektoren und Wirtschaftsbereiche 

Land- u .  Forstwi < 1 -5> 2,3 0,3 

Bergbau < 1 0-14> 0,8 0 , 1  

Sachoüterproduktion <1 5-37> 61 ,5 1 8, 1  

Energie-, Wasserversorg. <40-41 > 2,8 1 , 1  

Bauwesen <45> 25,5 2,0 

Sekundärer Sektor < 1 0-45> 90,7 21 ,4 

Distributive DL <50-52, 60-64> 1 07,7 14,2 

Produktionsbezogene DL <65-74> 39,5 53,0 

Konsumorientierte DL <55, 92-95> 48,9 1 9, 1  

Soziale Dienstleistunoen <80, 85> 1 4,8 1 70 , 1  

Öffentliche DL <75, 90 ,  91 , 99> 1 6,7 26,9 

Dienstleistunaen <50-99> 227,7 283,3 

Gesamt 320,7 305,0 

<3> 

::1. rol C"l C"l 3: ::T  Ql ::::l ,_- ;  Ql ::::l c. -· n 
r ::T 
CD :;::: ::T CD  .., C"l " ::T .., . Ql' 
;:!! "Tl 
CD Ql n ::T " .., Ql: 

;:I! so 

2,4 

1 ,0 

1 14,9 

8,2 

24,6 

1 48,7 

1 84,9 

1 4 1 ,4 

34,0  

1 44, 1 

60,3 

564,7 

71 5,7 

<4> 

CD c:' .., 0 Ql ::::l 
CO 
CD cn 
1[ 
$' 

1 ,8 

0,9 

63,9 
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95,0 
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1 1 7,2 
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80,6 

406, 1 

502,8 

Quelle: Statistik Austria: VZ 2001 ; eigene Berechnungen auf Grund dieser Daten. 
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Tabelle 3:  Prozentanteile der Berufshauptgruppen an den Erwerbspersonen der Sektoren 
und Wirtschaftsbereiche 2001 

Berufshauptgruppen < 1 >  <2> 
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> Öffentliche Dienstleistungen (Öffentliche Verwaltung, Sozialversi­
cherung, Entsorgung, l nteressenvertretung, Vereine). 

Der sekundäre Sektor besteht aus den vier Wirtschaftsbereichen Sach­
güterproduktion, Bergbau,  Bauwesen sowie Energie- und Wasserversor­
gung. 

Dieses Kapitel befasst s ich mit der Vertei lung der Berufstätigen nach 
Berufshauptgruppen und Sektoren sowie Wirtschaftsbereichen im Jahre 
2001 , das folgende mit den Änderungen der Berufsprofi le in den einzel­
nen Wirtschaftsbereichen zwischen 1 991 und 2001 . 

Tabel le 2 beinhaltet eine Kreuzklassifikation der Gesamtheit der Er­
werbspersonen (ohne geringfügig Beschäftigte) des Jahres 2001 nach Be­
rufshauptgruppen und Wirtschaftsbereichen. Tabelle 3 zeigt die Prozent­
anteile der Berufshauptgruppen an der jewei l igen Gesamtzah l  der Er­
werbspersonen in  den Wirtschaftsbereichen und Sektoren im Jahre 2001 . 

l n  der Sachgüterproduktion betrug demnach der Anteil der fertigungs­
nahen Berufshauptgruppen 7 und 8 sowie der Hi lfskräfte etwa 60%, be­
reits mehr als ein Viertel entfiel auf hoch qual ifizierte Angestellte, rund 
1 2% waren Büroangestellte oder Verkäufer. 

Unter den fünf Wirtschaftsbereichen des tertiären Sektors wiesen die 
Sozialen und die Produktionsbezogenen Dienste die am höchsten quali­
fizierte Beschäftigung auf. ln den Sozialen Diensten entfielen auf die Be­
rufshauptgruppen 1 bis 3, wo die Be- und Verarbeitung von Wissen im 
Zentrum steht, etwa 60% der Beschäftigten,  auf  d ie übrigen Angestell­
tenberufe (Hauptgruppen 4 und 5) rund ein Viertel .  ln den Produktions­
bezogenen Diensten gehörte die Hälfte der Erwerbspersonen den drei 
Dienstleistungs-Berufshauptgruppen mit höheren und hohen Qualifika­
tionsanforderungen an, etwa ein Viertel jenen mittlerer Bi ldungsqual ifika­
tion. Sowohl in den Distributiven als auch in den Öffentlichen Diensten be­
trug der Beschäftigtenanteil der hoch qualifizierten Angestel lten- und der 
mittel qualifizierten Dienstleistungsberufe jeweils etwa ein Dritte l .  ln  den 
Konsumorientierten Diensten war fast d ie Hälfte der Erwerbspersonen als 
Büroangestellte, Verkäufer oder in Personenbezogenen Dienstleistungs­
berufen tätig, rund ein Viertel im Bereich der Wissensbearbeitung. Einen 
hohen Beschäftigtenanteil der Handwerksberufe und Maschinenbediener 
(Hauptgruppen 7 und 8) wiesen nur d ie Distributiven Dienste auf (fast ein 
Viertel) .  Der Antei l  der H i lfskräfte lag in den Distributiven,  Sozialen und 
Öffentlichen Diensten jeweils etwas unter 1 0% ,  höhere Anteile hatten nur 
die Produktionsbezogenen und die Konsumorientierten Dienste, wo die­
se Quote jeweils auch die entsprechende der Sachgüterproduktion über­
traf. 
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Tabelle 4: Berufstätige (in Tsd.) lt. VZ nach Sektoren, Wirtschaftsbereichen und Berufshauptgruppen: 
absolute Änderungen 1 991-2001 
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Sekundärer Sektor <1 0-45> 

Distributive DL <50-52, 60-64> 

Produktionsbezogene DL <65-7 4> 

Konsumorientierte DL <55, 92-95> 

Soziale Dienstleistungen <80, 85> 

Öffentliche DL <75, 90, 91 , 99> 
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6. Die Berufsprofile in den Wirtschaftsbereichen 1991-2001 

Verfolgt wird nun der Wandel der berufl ichen Struktur der Beschäftigung 
in den einzelnen Wirtschaftsbereichen. Die Tabelle 4 zeigt die absoluten 
Änderungen der Zahl der Erwerbspersonen zwischen 1 991 und 2001 nach 
Berufshauptgruppen in den Sektoren und Wirtschaftsbereichen . 

6.1 Änderungen der Berufsstruktur in der Sachgüterproduktion 

l n  der Sachgüterproduktion sank die Zahl der Erwerbspersonen in den 
neunziger Jahren um fast ein Fünftel .  Gleichzeitig veränderte sich die Be­
rufsstruktur erheblich: Die Arbeitskräftenachfrage von Seiten der I ndustrie 
und des Verarbeitenden Gewerbes verschob sich von den Facharbeitern 
und Maschinen- und Anlagenbedienern zu den Dienstleistungsberufen, 
insbesondere zu den Angestelltenberufen mit höheren und hohen Quali­
fikationsanforderungen, in geringem Maße aber auch zu den Hi lfskräften 
(vg l .  die Tabellen 2 und 4) . 

Der Anteil der Beschäftigten in  Sonstigen Handwerksberufen (Berufs­
gruppe 74: Berufe in der Nahrungsmittelverarbeitung; Holzbearbeiter und 
Möbeltischler; Textil- und Bekleidungsberufe; Fell-, Lederverarbeiter und 
Schuhmacher) an der Gesamtzahl in der Sachgüterproduktion sank von 
1 5,5% ( 1 991 )  auf 9,3% (2001 ) ,  jener der Metallbearbeiter, Mechaniker und 
verwandten Berufe sowie der Präzisionsarbeiter, Kunsthandwerker, Dru­
cker und verwandten Berufe (Gruppen 72-73: Former, Schweißer, Blech­
kaltverformer, Baumetallverformer; Grobschmiede, Werkzeugmacher; Ma­
schinenmechaniker und -schlosser; Elektro- und Elektronikmechaniker 
und -monteure; Präzisionsarbeiter für Metall und verwandte Werkstoffe; 
Töpfer, Glasmacher; Kunsthandwerker für Holz, Texti l ien, Leder; Druck­
handwerker) von 1 9,9% auf 1 7 ,9%, jener der Bediener stationärer Anla­
gen sowie der Maschinenbediener und Montierer (Gruppen 8 1 -82) von 
1 5 ,7% auf 1 2 ,2% und jener der Bauberufe (Gruppe 71 ) von 5 ,2% auf 
3,3%. Diese Berufsgruppen waren die Hauptverlierer der Rationalisierung 
von Fertigungstätigkeiten und von Produktionsverlagerungen ins Ausland . 
Währenddessen erhöhte sich die Quote der Fahrzeugführer und Bedie­
ner mobiler Anlagen (Gruppe 83) von 2,4% auf 3% und jene der Hilfsar­
beiter in der Fertigung und im Transportwesen (Berufsgruppen 92 und 93) 
von 9,7% auf 1 3,3%. ln den beiden letztgenannten Berufsgruppen ergab 
sich eine absolute Zunahme von 1 0.200. 

Der Beschäftigtenanteil der Geschäftsleiter und Geschäftsbereichslei­
ter in großen U nternehmungen (mit zehn und mehr unselbstständig Be­
schäftigten ;  Berufsgruppen 1 1 -1 2 : Generald irektoren und Hauptge­
schäftsführer; Produktions- und Operationsleiter; Sonstige Fachbereichs­
leiter) stieg von 3, 1 %  ( 1 99 1 )  auf 6,6% (2001 ), jener der Sonstigen aka-
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demischen Berufe (Gruppe 24: Unternehmensberatungs- und Organisa­
tionsfachkräfte; Juristen; Wirtschaftswissenschaftler) von 0,3% auf 0,8%, 
jener der Techn ischen Fachkräfte (Gruppe 31 : Material- u nd ingenieur­
technische Fachkräfte ; Datenverarbeitungsfachkräfte; Bediener optischer 
und elektronischer Anlagen; Sicherheits- und Qualitätskontrol leure) von 
5,8% auf 8, 1 %  und jener der Sonstigen nichttechnischen Fachkräfte (Grup­
pe 34: Finanz- und Verkaufsfachkräfte; Verwaltungsfachkräfte und Buch­
halter; Designer) von 6,2% auf 7,2%. Nur geringfügig erhöhte sich der An­
teil der Naturwissenschaftler und Diplomingenieure (Gruppe 21 : Physiker 
und Chemiker; Mathematiker und Statistiker; I nformatiker; Architekten und 
Diplomingenieure), näml ich von 1 ,5% auf 1 ,6%. Dem entsprach eine ab­
solute Abnahme der Erwerbspersonenzahl um rd . 1 .800! E ine Zunahme 
war auch für den Beschäftigtenanteil der Büroangestellten (Berufshaupt­
gruppe 4) zu verzeichnen , und zwar von 7,0% auf 8,7%. 

6.2 Änderungen der Berufsstruktur in den Distributiven Diensten 

Auch im Bereich der Distributiven Dienste, wo sich die Zahl der Erwerbs­
personen in den neunziger Jahren um 7 4. 1 00 erhöhte, fanden wesentli­
che Veränderungen in der Berufsstruktur statt. Diese Veränderungen der 
Nachfrage erfolgten in erster Linie zu lasten der Verkäufer und zugunsten 
der Nichttechnischen Fachkräfte und der Führungskräfte. Die Verschie­
bungen gingen somit von Dienstleistungsberufen mittlerer Qual ifikation zu 
Angestelltenberufen mit höheren und hohen Bildungsanforderungen. 

Der Anteil der Wissensbearbeiterinnen (Berufshauptgruppen 1 -3) an der 
Gesamtzahl der Berufstätigen in den Distributiven Diensten stieg von 24,5% 
( 1 99 1 )  auf 34, 1 %  (2001 ; vgl .  Tabellen 2 und 4) , wobei d ieser Zuwachs 
überwiegend auf die Sonstigen nichttechnischen Fachkräfte (Berufsgruppe 
34: Finanz- und Verkaufsfachkräfte, Handelsmakler, Verwaltungsfachkräfte, 
Buchhalter; 1 991 1 0 ,2%,  2001 1 6 ,3%) und die Geschäftsleiter und Ge­
schäftsbereichsleiter in g rößeren Unternehmen (Gruppen 1 1 -1 2 : 1 991  
2 ,3%,  2001 6 , 1  %)  entfiel .  Die deutliche Zunahme des Antei ls der Nicht­
technischen Fachkräfte betraf den gesamten Handelsbereich und d ie 
Nachrichtenübermittlung. Bemerkenswert ist, dass der Beschäftigtenan­
teil der Leiter kleiner Unternehmen sank, nämlich von 7,2% auf 5,9%, was 
auf den diesbezügl ichen Rückgang in der Wirtschaftsklasse Einzelhan­
del und Reparatur (1 991 1 1  ,6%; 2001 8 ,6%) zurückzuführen ist. 

Während die Quote der Büroangestellten (Hauptgruppe 4) leicht anstieg, 
verringerte sich jene der Verkäufer (Gruppe 52) sehr stark, nämlich von 
25,8% auf 1 6 , 1  %. Ausschlaggebend für diesen starken Rückgang war d ie 
entsprechende Entwicklung im Einzelhandel und in der Reparatur: Dort 
war 1 991 noch jede zweite Erwerbsperson im Verkauf tätig (51 ,4%), 2001 
aber nur mehr rund ein Drittel (35 ,3%). 
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Für die beiden fertigungsorientierten Berufshauptgruppen 7 u nd 8 war 
in den Distributiven Diensten jeweils eine leichte Abnahme zu verzeich­
nen.  Der Beschäftigtenanteil der H i lfsarbeitskräfte änderte sich in den 
neunziger Jahren nicht. 

6.3 Änderungen der Berufsstruktur in den Produktionsbezogenen 
Diensten 

Der am stärksten wachsende Wirtschaftsbereich des tertiären Sektors 
waren d ie Produktionsbezogenen Dienste. Dort stieg die Zah l  der Be­
rufstätigen zwischen 1 991  und 2001 um etwa die Hälfte (+1 64.600). Die­
se Beschäftigungszunahme war von bedeutenden Veränderungen in der 
Berufsstruktur begleitet. Wie in den Distributiven Diensten handelte es sich 
dabei vor allem um Verschiebungen von Dienstleistungsberufen mittlerer 
zu Dienstleistungsberufen höherer und hoher Qualifikation, in erster Linie 
von den Büroangestellten zu den Nichttechnischen Fachkräften . 

2001 übte bereits fast jede zweite Erwerbsperson in den Produktions­
bezogenen Diensten einen Angestelltenberuf mit höheren oder hohen Bil­
dungsanforderungen aus. Der Beschäftigtenanteil der Berufshauptgrup­
pen 1 bis 3 erhöhte sich von 39,6% auf 49,7%, wobei der Anteilszuwachs 
großteils den Sonstigen n ichttechnischen Fachkräften (Berufsgruppe 34) 
zukam ( 1 991  1 6 ,0%; 2001 21 ,3%). Der Anteil der letztgenannten Berufe 
nahm in besonderem Maße im Versicherungswesen zu, stieg aber auch 
im Bankwesen (1 991 1 6, 1 %; 2001 25,2%) und im Realitätenwesen ( 1 991 
1 2 ,9%; 2001 21 , 1  %) stark.8 Die Beschäftigtenquote der Büroangestellten 
sank von 38,2% auf 24,9%. Die relative Bedeutung der Büroangestellten 
verringerte sich dabei nicht nur im Versicherungswesen sehr stark,9 son­
dern auch im Bankwesen ( 1 991  67,6%; 2001 53,0%). 

Während der Beschäftigtenanteil der Handwerksberufe und Maschi­
nenbediener (Hauptgruppen 7 und 8) stieg, was auf Zuwächse in den Wirt­
schaftsklassen Real itätenwesen und Vermietung sowie Unternehmens­
bezogene Dienstleistungen zurückzuführen ist, reduzierte sich jener der 
Dienstleistungshilfskräfte (Berufsgruppe 9 1 )  von 1 6 ,6% auf 1 3,4%. Im Be­
reich Real itätenwesen und Vermietung (ÖNACE-Abtei lungen 70 und 7 1 )  
sank der Antei l  der Hausmeister, Hauswarte u n d  anderer D ienstleis­
tungshilfskräfte von 57, 1 %  auf 34,6%. 

6.4 Änderungen der Berufsstruktur in den Konsumorientierten 
Diensten 

l n  den Konsumbezogenen Diensten, wo die Zahl der Erwerbspersonen 
in den neunziger Jahren relativ schwach zunahm, nämlich um 28.500, wa­
ren die Verschiebungen in der Berufsstruktur weniger ausgeprägt. Sowohl 
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innerhalb der Angestelltenberufe mit höheren und hohen Qualifikations­
anforderungen als auch bei den Dienstleistungsberufen mittlerer Qualifi­
kation fanden jeweils gegenläufige Entwicklungen statt: 

Der Beschäftigtenanteil der Managementberufe (Hauptgruppe 1 )  sank, 
da die Abnahme bei den Leitern kleiner Unternehmen (1 99 1  1 6,0%; 2001 
1 0,4%) gegenüber der Zunahme bei den Geschäftsleitern g rößerer Unter­
nehmen ( 1 991  0,8%; 2001 2 ,9%) überwog.  Am stärksten ging der Anteil 
der Leiter kleiner Unternehmen im Fremdenverkehr ( 1 991  2 1  ,2%;  2001 
1 3 ,5%) sowie in der Wirtschaftsklasse Wäscherei ,  Körperpflege, Bäder 
(ÖNACE-Abteilung 93; 1 991 1 1  ,0%; 2001 5,8%) zurück. U nter den Aka­
demischen Berufen war der Antei lsgewinn der Sonstigen akademischen 
Berufe (von 2 ,0% auf 4,8% al ler Berufstätigen der Konsumorientierten 
Dienste) am bedeutendsten. Dieser wiederum geht in erster Linie auf d ie 
hohe Zunahme des Beschäftigtenanteils dieser Berufsgruppe in der Bran­
che Kultur, Sport und Unterhaltung (Abtei lung 92) zurück (von 1 3 ,8% auf 
26,8%). Zu den Sonstigen akademischen Berufen zählen ja neben den 
Unternehmensberatungs- und Organisationsfachleuten, den Juristen, den 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlern auch die Schriftsteller, Journalis­
ten ,  bildenden und darstellenden Künstler sowie die Archiv-, Bibl iotheks­
und Dokumentationswissenschaftler. H ingegen sank i n  d ieser Wirt­
schaftsklasse die Quote der Sonstigen nichttechnischen Fachkräfte (von 
34,6% auf 1 6 ,0%), denen außer Finanz- und Verkaufsfachkräften sowie 
Verwaltungsfachkräften auch Künstlerische, Unterhaltungs- und Sportbe­
rufe zuzuordnen sind. Es fand in d ieser Branche somit eine n icht uner­
hebliche Akademisierung des Fachpersonals statt. Insgesamt erhöhte sich 
der Anteil der Akademischen Berufe sowie Technischen und nichttechni­
schen Fachkräfte (Hauptgruppen 2 und 3) in  den Konsumorientierten 
Diensten von 1 0, 1 %  auf 1 4,4%. 

Im mittleren Segment der Dienstleistungsberufe stieg der Beschäftig­
tenantei l  der Büroangestellten (Hauptgruppe 4), während jener der Per­
sonenbezogenen Dienstleistungsberufe (Gruppe 5 1 )  fiel ,  und zwar von 
45,6% aller Erwerbspersonen der Konsumtiven Dienste auf 40, 1 %. Zu den 
Personenbezogenen Dienstleistungsberufen gehören u .  a. die einschlä­
gigen Berufe im hauswirtschaftl iehen Bereich und im Gaststättenwesen 
(Köche und Kellner) sowie Friseure und Kosmetiker. 

Der Anteil der Dienstleistungshilfskräfte (u. a. Haushaltshilfen, Hi lfskräf­
te und Reinigungspersonal in Büros und Hotels, Handwäscher und Hand­
bügler, Hausmeister, Hauswarte, Fensterputzer) schließlich sank von 1 9,6% 
( 1 99 1 )  auf 1 7 ,5% (2001 ), wobei der Rückgang hier in der Wirtschafts­
klasse Wäscherei, Körperpflege, Bäder am deutl ichsten war (von 1 7, 1 %  
auf 6,9%). 
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6.5 Änderungen der Berufsstruktur in den Sozialen Diensten 

Die Veränderungen der Berufsstruktur in den Sozialen Diensten, wo die Zahl 
der Erwerbspersonen zwischen 1 991 und 2001 sehr stark zunahm (+1 37.200), 
spiegeln vor allem die Verschiebungen im Unterrichtswesen wider: 

Der Beschäftigtenanteil der Lehrkräfte mit akademischer Ausbildung (Be­
rufsgruppe 23) stieg dort von 22,5% auf 51 ,6% (+ 78.200) , während jener 
der Lehrkräfte ohne akademische Ausbi ldung von 57,9% auf 1 2 ,6% fiel 
(-79.600) . Der starke Rückgang der Zah l  der n ichtakademischen Lehr­
kräfte ist darauf zurückzuführen, dass mittlerweile für nahezu al le Lehr­
berufe eine akademische Ausbildung erforderlich ist. Die demographische 
Entwicklung bedingt die leichte Abnahme der Gesamtzahl der Lehrkräfte 
im U nterrichtswesen.  Ausschlaggebend für die Zunahme der Zahl der 
Lehrkräfte mit akademischer Ausbi ldung in einem Ausmaß, welches den 
Rückgang im Bereich des nichtakademischen Lehrpersonals nahezu kom­
pensierte, war erstens die Tendenz zu höherer und damit längerer Aus­
bi ldung (insbesondere in den Berufsbildenden Höheren Schulen, in den 
Kol legs, an den Akademien, Fachhochschulen , Hochschulen und Univer­
sitäten).  Zweitens stieg der Bedarf an Lehrkräften für d ie Weiterbi ldung. 

Der m it der Zunahme der Frauenerwerbstätigke it einhergehende Be­
darfszuwachs an Kinderbetreuungspersonal schlug sich im Anstieg der 
Beschäftigungsquote der Personenbezogenen Dienstleistungsberufe 
(Gruppe 5 1 )  im Unterrichtswesen von 1 ,2% (1 99 1 )  auf 8,6% (200 1 )  nie­
der (+1 7.900) . 

Im  Gesundheits- und Sozialwesen betraf die wichtigste Veränderung in 
der beruflichen Struktur der Beschäftigung die letztgenannte Gruppe der 
Personenbezogenen Dienstleistungsberufe. Die steigende Lebenserwar­
tung bedingt einen stark steigenden Bedarf an PflegepersonaL Der Anteil 
der Personenbezogenen Dienstleistungsberufe an der Gesamtheit der Be­
rufstätigen im Gesundheits- und Sozialwesen erhöhte sich daher von 
22,4% ( 1 99 1 )  auf 29,2% (200 1 ) .  

Für d ie Sozialen Dienste insgesamt resultiert eine Zunahme des Anteils 
der Berufstätigen in Akademischen Berufen und in Personenbezogenen 
Dienstleistungsberufen sowie eine Abnahme des Beschäftigtenanteils der 
Technischen und nichttechnischen Fachkräfte sowie der Büroangestell­
ten .  

6.6 Änderungen der Berufsstruktur i n  den Öffentlichen Diensten 

Auch in den Öffentlichen Diensten, wo die Zahl der Berufstätigen in den 
neunziger Jahren weitgehend stagnierte (+3.300), verschob sich die Be­
schäftigtenstruktur zu den Dienstleistungsberufen mit höheren und hohen 
Anforderungen an d ie Bi ldung, wenngleich bei weitem nicht in dem Aus-
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maß wie in den Produktionsbezogenen und den Distributiven Diensten, da 
der Anteil der Berufshauptgruppe 3 (Technische und nichttechnische Fach­
kräfte sowie Lehrkräfte ohne akademische Ausbi ldung) zurückging. Der 
Beschäftigtenanteil der Büroangestellten und Personenbezogenen Dienst­
leistungsberufe erhöhte sich jeweils leicht (vgl .  die Tabellen 2 und 4). 

Eine Auswertung auf der Ebene der Zweistei ler (Berufsgruppen) bringt 
zutage, dass sich der Beschäftigenanteil der Sonstigen akademischen Be­
rufe (Gruppe 24: Juristen,  Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler, Aka­
demische Verwaltungsfachkräfte des öffentlichen Dienstes) an der Ge­
samtheit der Erwerbspersonen in den Öffentlichen Diensten fast verdop­
pelte (von 3,6% 1 991  auf 6,6% 2001 ) .  Ausschlaggebend h iefür war der 
entsprechende Anstieg im Bereich der Öffentlichen Verwaltung und der 
Sozialversicherung (von 2,3% auf 5,9%). 

Der Erhöhung der Beschäftigtenquote der Sonstigen akademischen Be­
rufe stand ein Rückgang jener der Sonstigen nichttechnischen Fachkräf­
te (Gruppe 34: Verwaltungsfachkräfte, Zoll-, Steuer- und verwandte Fach­
kräfte der öffentl ichen Verwaltung,  Kriminalbeamte, F inanz- und Ver­
kaufsfachkräfte) gegenüber (von 1 8,7% auf 1 3 ,9% der Gesamtheit in den 
Öffentlichen Diensten). Diese Abnahme betraf sowohl die Öffentliche Ver­
waltung und die Sozialversicherung (von 1 8 ,4% auf 1 4,4%) als auch die 
I nteressenvertretungen und Vereine (von 24, 1 %  auf 1 5 ,6%). ln der letzt­
genannten Wirtschaftsklasse war gleichzeitig ein starker Anstieg der Quo­
te der Personenbezogenen Dienstleistungsberufe zu konstatieren (von 
1 ,0% auf 6 ,3%). 

Auffallend ist letztlich die Abnahme des Beschäftigtenanteils der Ferti­
gungs- und Transporth i lfskräfte (Berufsgruppen 92 und 93) in den Öf­
fentlichen Diensten (von 5,4% 1 991  auf 1 ,9% 2001 ) ,  wobei dies in  erster 
Linie auf den entsprechenden Rückgang in der Öffentl ichen Verwaltung 
(von 5 ,7% auf 1 ,5%) zurückzuführen ist. 

Die Veränderungen der beruflichen Strukturen der Beschäftigung waren 
somit in den fünf Wirtschaftsbereichen des tertiären Sektors durchaus un­
einheitl ich . Die einzige al lgemeine Tendenz war die leichte Abnahme des 
Anteils der Hilfskräfte (Hauptgruppe 9) an der jeweil igen Gesamtheit der 
Erwerbspersonen. 

7. Die berufliche Tertiärisierung der Beschäftigung 1991-2001 

Die Tertiärisierung der Beschäftigung kann anhand von drei Merkmalen 
der Berufstätigen gemessen werden: erstens anhand des Produktions­
schwerpunkts des Betriebs, dem ein Berufstätiger angehört, zweitens an­
hand der Berufszugehörigkeit und drittens anhand der tatsächlich ausge­
übten Tätigkeit. Da über die Tätigkeitsverteilung in Österreich keine Da­
ten vorliegen, bleiben nur die ersten beiden Möglichkeiten der Messung. 
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Für die sektorale Zuordnung der Beschäftigten nach dem Schwerpunkt 
der wirtschaftlichen Aktivität der einzelnen Betriebe ergibt sich folgendes 
Ergebnis: Gemäß den Volkszählungsdaten erhöhte sich der Antei l  des 
Dienstleistungssektors an der Gesamtheit der Erwerbspersonen (ohne ge­
ringfügig Beschäftigte) von 60, 1 %  ( 1 99 1 )  auf 67,7% (2001 ) .  

Die folgenden Ausführungen gelten der Tertiärisierung der Beschäfti­
gung unter Bezugnahme auf das Merkmal des ausgeübten Berufs. Zur 
empirischen Bestandsaufnahme wurden al le Berufsgruppen laut ÖlSCO­
Systematik jeweils einer von drei Kategorien zugeordnet: den Land- und 
forstwirtschaftliehen Berufen, den Fertigungsberufen oder den Dienstleis­
tungsberufen: 

� Land- und forstwirtschaftliche Berufe: Fachkräfte in  der Land- und 
Forstwirtschaft <6>, Land- und forstwirtschaftliche Hilfsarbeiter <92>; 

� Fertigungsberufe: Handwerks- und verwandte Berufe <7>, Bedie­
ner stationärer und verwandter Anlagen <81 >, Maschinenbediener 
und Montierer <82>,  Hi lfsarbeiter im Bergbau ,  Baugewerbe, in der 
Fertigung und im Transportwesen <93>; 

� Dienstleistungsberufe: Leitende Verwaltungsbedienstete und Füh­
rungskräfte in der Privatwirtschaft < 1 > ,  Akademische Berufe <2>, 
Technische und nichttechnische Fachkräfte, nichtakademische Lehr­
kräfte <3>, Büroangestel lte <4> ,  Personenbezogene Dienstleis­
tungsberufe, Sicherheitsbedienstete und Verkäufer <5>, Fahrzeug­
führer und Bediener mobiler Anlagen <83>, Verkaufs- und Dienst­
leistungshilfskräfte <91 > ,  Soldaten <0>. 

Der Anteil der Erwerbspersonen in Dienstleistungsberufen an der Ge­
samtzahl der Erwerbspersonen stieg von 65,6% ( 1 99 1 )  auf 73,4% (2001 ; 
siehe Tabelle 5) .  Das Ausmaß der berufsbezogenen Tertiärisierung der 
Beschäftigung geht somit nicht unerheblich über das Ausmaß der sektor­
bezogenen Tertiärisierung der Beschäftigung h inaus. Dies ist darauf zu­
rückzuführen, dass nicht nur der weit überwiegende Teil der in Betrieben 
des tertiären Sektors tätigen Erwerbspersonen Dienstleistungsberufe aus­
übt, sondern auch schon fast die Hälfte der in Betrieben der Sachgüter­
produktion tätigen Personen. 

Im tertiären Sektor änderte sich der Anteil der Erwerbspersonen, d ie in 
Dienstleistungsberufen tätig sind , zwischen 1 991  und 2001 nur wenig,  
nämlich von 89,8% auf 90,7%. Der starke gesamtwirtschaftliche Anstieg 
der Zah l  der in Dienstleistungsberufen Tätigen (um fast 400.000) resul­
tiert daher fast ausschließlich aus dem Branchenstruktureffekt, d. h. den 
überdurchschn ittl ichen Beschäftigungszuwächsen in der Mehrzahl der 
Branchen des Dienstleistungssektors. 

l n  allen Wirtschaftsbereichen des tertiären Sektors mit Ausnahme der 
Distributiven Dienste lag d ie Beschäftigtenquote der Dienstleistungsberu­
fe 2001 über 90% (vgl. Tabelle 5). ln den Branchen der Distributiven Diens-
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Tabelle 5: Berufstätige (in Tsd.) lt. VZ 2001 nach Sektoren, Wirtschaftsbereichen und Berufskategorien 

Berufshauptgruppen 
ro :E r 
CO ::;· Ql ..., ..... :::::1 C Ul C.. 
ät (') I 

::T c Ql :::::1 � c.. 
c;· 0' ::::r ..., CD *"  

in % der 
Bereichs-

Sektoren und Wirtschaftsbereiche Zahl besch. 

Land- u. Forstwi <1 -5> 1 38,1  92,37 

Ben:Jbau < 1 0-1 4> 0,0 0, 1 8  

Sachgüterproduktion <1 5-37> 0,6 0,08 

EnerQie-, WasserversorQ. <40-41 > 0,2 0,70 

Bauwesen <45> 0,3 0, 1 1  

Sekundärer Sektor < 1 0-45> 1 ,2 0,1 1 

Distributive DL <50-52, 60-64> 6 , 1  0,68 

Produktionsbezooene DL <65-74> 0,7 0 , 14  

Konsumorientierte DL <55, 92-95> 1 ,2 0,33 

Soziale Dienstleistunoen <80, 85> 1 ,0 0 , 1 8  

Öffentliche DL <75, 90, 91 , 99> 2,4 0,77 

Dienstleistungen <50-99> 1 1 ,3 0,44 

Gesamt 1 50,6 3,93 -
Land- u. forstwirtschaftliche Berufe: Berufs(haupt)gruppen 6,92 
Fertigungsberufe: Berufs(haupt)gruppen 7,81 ,82,93 
Dienstleistungsberufe: Berufs(haupt)gruppen 1 -5,83,91 ,01 
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1 44,5 
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Quelle: Statistik Austria: VZ 2001 ; eigene Berechnungen auf Grund dieser Daten. 
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te betrug dieser Anteil jeweils zwischen 80 und 90%, jedoch in der Wirt­
schaftsklasse Kfz-Handel und -Reparatur, Tankstellen nur 55,2%. ln den 
Unternehmensbezogenen Dienstleistungen sank der Anteil der Dienstleis­
tungsberufe in den neunziger Jahren von 93,3% auf 86,9%, was eine Fol­
ge des überproportionalen Beschäftigungswachstums in den Zweigen Rei­
nigung und Arbeitskräfteüberlassung war. 

ln den Betrieben, Zweigen und Branchen der Sachgüterproduktion schritt 
die , innere Tertiärisierung' der Beschäftigung zwischen 1 991 und 2001 we­
sentl ich fort: Der Anteil der Dienstleistungsberufe ausübenden Erwerbs­
personen in den Branchen der I ndustrie und des verarbeitenden Gewer­
bes stieg von 34 , 1 %  auf 44 ,0%! Der absolute Zuwachs bel ief sich auf 
1 4.900 Personen, wobei Zunahmen in einigen Branchen Rückgänge in an­
deren gegenüberstanden. Der Anteil der Dienstleistungsberufe an den Be­
rufstätigen erhöhte sich jedoch in allen Branchen, und zwar um jeweils zu­
mindest 6,5 Prozentpunkte (positiver Berufseffekt, siehe unten Kapitel ) .  

l n  zwei (konsolid ierten) Branchen übertraf der Antei l  der D ienstleis­
tungsberufe 2001 bereits die 60%-Marke: Büromaschinen und Nachrich­
tentechnik (48,  1 %  1 991 ; 64,2% 2001 ), Chemikal ien und Mineralölverar­
beitung (49,7%; 60,6%). l n  d rei sekundären Wirtschaftsklassen lag d ie 
entsprechende Quote zwischen 50 und 60% : Verlagswesen ,  Druckerei 
und Vervielfältigung (46,5%; 57,8%), Nahrungs- und Genussmittel (47, 1 %; 
54,8%), Medizin-, Mess- und Regeltechnik, Optik (38,6%; 52,4%). Über­
durchschn ittl ich war d ieser Antei l  auch in der Herstel lung von Gerä­
ten für d ie Elektrizitätserzeugung und -Verteilung (29,9%; 46,6%). Die ge­
ringste Quote verzeichnete d ie Holzverarbeitung (20,8% 1 99 1 ; 3 1 ,4% 
200 1 ) .  

8 .  Auf dem Weg zur informationeilen Gesellschaft 

Nicht al le Personen, die Dienstleistungsberufe ausüben, sind auch als 
I nformationsbearbeiterinnen einzustufen. I nternationale Vergleichsdaten 
zeigen frei l ich, dass der Antei l  der I nformationsbearbeiterinnen an den 
Beschäftigten in Dienstleistungsberufen im Steigen begriffen ist. l n  d ie­
sem Abschnitt soll versucht werden, anhand der Volkszählungsdaten 1 991 
und 2001 über d ie Berufstätigkeit auch für Österreich zu einer ersten Ein­
schätzung des Anteils der I nformationsbearbeiterinnen an der Gesamt­
heit der Personen in Dienstleistungsberufen und an der Gesamtheit der 
Erwerbspersonen (ohne geringfügig Beschäftigte) sowie der d iesbezüg­
l ichen Entwicklungstendenzen zu gelangen. 

Jede Art von Beschäftigung beinhaltet auch irgendeine Art von Infor­
mationsverarbeitung oder -bearbeitung. Die folgende Klassifikation , d ie 
sich möglichst eng an jene von Aoyama und Gasteils (2002) anlehnt, sor­
tiert die Berufstätigen danach, ob sie überwiegend Aufgaben der Verar-
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beitung und Bearbeitung von Informationen ausführen ( , l nformationsbe­
arbeiterlnnen') oder überwiegend mit der Be- und Verarbeitung von Sach­
gütern befasst sind (,Sachgüterbearbeiter lnnen') .  Für d ie Zuordnung in 
d ie Kategorie Informationsbearbeiterinnen oder in d ie Kategorie Sachgü­
terbearbeiterlnnen werden sowohl die sektoralen als auch die berufl ichen 
Merkmale der Erwerbspersonen herangezogen. Das Merkmal Beruf dient 
dabei als Hauptdeterminante, aber auch die Branchenzugehörigkeit wird 
für d ie Einschätzung des Aufgabenschwerpunkts der Berufstätigen he­
rangezogen . 

Im Einzelnen werden die Angehörigen der Berufshauptgruppen bzw. Be­
rufsgruppen gemäß ÖISCO in den einzelnen Wirtschaftsabteilungen laut 
ÖNACE folgendermaßen klassifiziert: 

:;... Leitende Verwaltungsbedienstete <1 1 > und Führungskräfte großer 
Unternehmen < 1 2> gelten als l nformationsbearbeiterlnnen, eben­
so Leiter kleiner Unternehmen < 1 3> im Bereich Energie- und Was­
serversorgung sowie im gesamten Dienstleistungssektor mit Aus­
nahme von Handel, Reparatur und Fremdenverkehr. 10 

:;... Angehörige der Berufshauptgruppen 2 (Akademische Berufe) und 
3 (Technische Fachkräfte, nichttechnische Fachkräfte, Lehrkräfte oh­
ne akademische Ausbildung) werden al lesamt als Informationsbe­
arbeiterinnen erachtet. 

:;... Büroangestellte <4> im Dienstleistungssektor (mit Ausnahme von 
Handel , Reparatur und Fremdenverkehr) sowie in der Energie- und 
Wasserversorgung zählen zu den l nformationsbearbeiterlnnen. 

:;... Das Verkaufspersonal <52> in der Energie- und Wasserversorgung 
sowie in al len Branchen des Dienstleistungssektors abgesehen von 
Handel,  Reparatur, Fremdenverkehr und Verkehrswesen wird den 
Informationsbearbeiterinnen zugeordnet. 

:;... Berufstätige in Personenbezogenen Dienstleistungsberufen und Si­
cherheitsbedienstete <51 > gelten hingegen als Sachgüterbearbei­
terlnnen. 1 1  

:;... Zugehörige der Berufshauptgruppen 6 (Fachkräfte in der Land- und 
Forstwirtschaft) , 7 (Handwerks- und verwandte Berufe) , 8 (Anlagen­
und Maschinenbediener und Montierer) , 9 (Hilfsarbeitskräfte) und 0 
(Soldaten) werden allesamt als Sachgüterbearbeiterlnnen betrach­
tet. 

Es handelt sich hier um eine vorsichtige Annäherung an die Bestimmung 
informationsbearbeitender Berufsgruppen unter Zuhi lfenahme einer Be­
rufs-Branchen-Matrix: Im Zweifel wurden Berufsfelder also der Sachgü­
terbearbeitung zugeordnet (z. B. Büroangestellte in der I ndustrie und im 
Verarbeitenden Gewerbe). Weil empirische Befunde zur quantitativen Be­
deutung von Tätigkeitsfeldern in den einzelnen Berufen nicht vorl iegen, ist 
d iese Untersuchung nur als erste Einschätzung zu werten .  

6 1  
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Markierte Felder = Informationsbearbeiterinnen 
Quelle: Statistik Austria: VZ 2001 ; eigene Berechnungen auf Grund dieser Daten; Klassifikation angelehnt an Aoyama und Gasteils (2002). 
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3 1 .  Jahrgang (2005), Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft 

Unklar ist beispielsweise, wie die steigende Zahl von Beschäftigten der 
Hauptgruppen Handwerksberufe und Maschinenbediener einzuordnen ist, 
welche den Einsatz von I ndustrierobotern beaufsichtigen .  S ind die Auf­
gaben dieser Arbeitskräfte als mehrheitlich informationsbezogen oder über­
wiegend Sachgüter bearbeitend zu klassifizieren? ln  Ermangelung von 
Daten wurde vorerst wie gesagt der konservative Ansatz gewählt. 

Tabelle 6 zeigt die Resultate d ieser Klassifikation für das Jahr 2001 . Die 
Felder der Berufs-Branchen-Matrix beinhalten den jeweil igen Prozentan­
tei l  an der Gesamtheit der Erwerbspersonen. Die Berufsfelder der I nfor­
mationsbearbeiterinnen sind hellgrau markiert. 

Der Anteil der Informationsbearbeiterinnen an der Gesamtzahl der Be­
rufstätigen stieg in Österreich zwischen 1 991  und 2001 sehr stark, näm­
lich von 32,6% auf 40,3%. Gleichzeitig erhöhte sich der Anteil der in den 
drei Berufshauptgruppen mit höheren und hohen Bildungsanforderungen 
tätigen Informationsbearbeiterinnen an der Gesamtheit der Letzteren von 
73, 1 %  auf 79,4%. Die in den neunziger Jahren im Zuge der umfassenden 
Diffusion der modernen I KT, insbesondere des Internet, beschleunigte 
Tendenz zur informationallen Gesellschaft kam somit auch in der Berufs­
struktur sehr deutlich zum Ausdruck. 

9. Komponentenzerlegung der Beschäftigungsänderungen 
1991-2001 

Verschiebungen in der Berufsstruktur der Beschäftigung können sich 
aus Änderungen der Branchenstruktur bei unveränderten Berufsprofi len 
innerhalb der einzelnen Branchen (Branchenstruktureffekt, kurz: Bran­
cheneffekt) und aus einem Wandel der Berufsanteile in  den einzelnen 
Branchen bei konstanter Verteilung der Gesamtbeschäftigung auf die Bran­
chen (Berufsstruktureffekt, kurz: Berufseffekt) ergeben. Bei der Trennung 
zwischen Branchen- und Berufseffekt wird angenommen, dass sich eine 
nachfrageinduzierte Expansion der Beschäftigung einer Branche n icht 
auch auf das Berufsprofil derselben auswirkt, d .  h. es werden stil lschwei­
gend l ineare Produktionsfunktionen unterstellt. 

U rsachen von Verschiebungen in der Branchenstruktur der Beschäfti­
gung können zum einen Veränderungen in  der Zusammensetzung der 
Nachfrage der privaten Haushalte nach Sachgütern und Dienstleistungen 
sein ,  und zwar infolge von unterschiedlichen Einkommenselastizitäten der 
Nachfrage, von Geschmacksänderungen , von exogen induzierten Ände­
rungen der relativen Preise, aber auch infolge von Änderungen in der Al­
tersstruktur der Bevölkerung usw. Zum anderen können Branchen auch 
auf Grund von überproportionalem Wachstum der intermediären Nach­
frage und der Endnachfrage (I nvestitionen, Exporte) von Seiten der Unter­
nehmungen an Bedeutung gewinnen. 
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Änderungen der Berufsstrukturen innerhalb der Branchen resu ltieren 
aus fortschreitender funktioneller Arbeitsteilung und Spezialisierung, aus 
der Diffusion neuer Techniken, damit verbundenen und zusätzlichen or­
ganisatorischen Anpassungen und Innovationen etc. Von besonderer Be­
deutung in den neunziger Jahren waren in d iesem Zusammenhang die 
Auswirkungen der raschen und praktisch alle Wirtschaftszweige in mehr 
oder weniger starkem Maße betreffenden Ausbreitung der modernen IKT 

Zur quantitativen Einschätzung der beiden Gruppen von Einflussfakto­
ren ,  die im Branchen- bzw. im Berufseffekt zum Ausdruck kommen, auf 
die Veränderung der Berufsstruktur der Beschäftigung kann die Methode 
der Komponentenzerlegung (Shift-Share-Analyse) verwendet werden. Die­
se zerlegt die Änderung der Beschäftigung im Beruf j der Branche i in vier 
hypothetische Bestandteile: 

� Der N iveaueffekt gibt die Beschäftigungsänderung im Beruf j der 
Branche i im Ausmaß der Veränderungsrate der gesamtwirtschaft­
l ichen Beschäftigung an. 

� Der Brancheneffekt zeigt die Beschäftigungsänderung im Beruf j der 
Branche i an, wenn diese proportional der Nettoänderung (tatsäch­
l iche Änderungsrate der Branchenbeschäftigung abzüglich Ände­
rungsrate der gesamtwirtschaftl ichen Beschäftigung) der Gesamt­
beschäftigung der Branche i erfolgte. 

� Der Berufseffekt misst die Beschäftigungsänderung im Beruf j der 
Branche i, die sich durch Veränderung des Anteils des Berufs j an 
der Beschäftigung der Branche i bei konstanter Branchenbeschäf­
tigung ergäbe. 

� Der Residual- oder Interaktionseffekt ist d ie (in der Regel kleine) Dif­
ferenz zwischen der Summe der bislang genannten drei Effekte und 
der tatsächlichen Beschäftigungsänderung im Beruf j der Branche i . 

9.1 Die gesamtwirtschaftliche Ebene 

Führt man die Komponentenzerlegung der Änderungen der Beschäfti­
gung (Berufstätige nach Lebensunterhaltskonzept laut VZ) in  Österreich 
zwischen 1 991  und 2001 für das Merkmal Branche auf der Ebene der 
Wirtschaftsklassen (konsolidierte ÖNACE-Abteilungen) und für das Merk­
mal Beruf auf der Ebene der Berufsgruppen (ÖISCO) durch,  so ergibt 
sich , dass - gemessen an den Absolutbeträgen aller Beschäftigungsän­
derungen in dieser Branchen-Berufsgruppen-Matrix (ohne Niveaueffek­
te!) - 43,8% aller Beschäftigungsänderungen auf den Brancheneffekt und 
43,6% auf den Berufseffekt zurückgingen ( lnteraktionseffekt 1 2 ,6%). 

Laut der Untersuchung von Lassnigg und Prenner (1 997b) , wo anhand 
der Volkszählungsdaten über d ie Berufstätigen eine Komponentenzerle­
gung auf der Ebene der Wirtschaftsklassen bzw. der modifizierten Be-
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rufsabteilungen durchgeführt wurde, 12 lassen sich fast zwei Drittel (61 , 1 %) 
der Beschäftigungsänderungen zwischen 1 971 und 1 991 durch den Bran­
cheneffekt und etwas mehr als ein Viertel (28, 7%) durch den Berufseffekt 
,erklären' (Residualeffekt 1 0 ,2%). Ein noch größeres Gewicht des Bran­
cheneffekts ermittelte Weiss (1 988) für die Periode 1 971-81 : Mehr als zwei 
Drittel der gesamten Beschäftigungsänderungen können durch den Bran­
cheneffekt erklärt werden. 13 

Der Vergleich d ieser Ergebnisse zeigt, dass die Bedeutung der nach­
frageinduzierten Beschäftigungsänderungen (Brancheneffekt} abgenom­
men und die Bedeutung der Veränderungen der Berufsprofi le innerhalb 
der einzelnen Branchen (Berufseffekt) für die gesamten Verschiebungen 
in der Wirtschaftsklassen-Berufsgruppen-Matrix der Beschäftigung zuge­
nommen hat.14 Diese Entwicklung kann n icht überraschen :  Erstens sind 
die Beschäftigungsverschiebungen aus dem sekundären in  den tertiären 
Sektor n icht nur relativ, sondern auch absolut rückläufig . Zweitens bedin­
gen die al lgemeine Diffusion einer neuen Universaltechnik (moderne IKT) 
und die damit einhergehenden organisatorischen Änderungen erhebliche 
Umschichtungen in den beruflichen Strukturen so gut wie aller Branchen. 
Diese Diffusion beschleunigte und intensivierte sich in den neunziger Jah­
ren .  

9.2 Gesamtergebnisse für die Berufshauptgruppen 1 991-2001 

ln der Folge werden die Ergebnisse der Komponentenzerlegung der Be­
schäftigungsänderungen 1 991 -2001 auf dem Disaggregationsniveau der 
Berufshauptgruppen bzw. der Wirtschaftsbereiche dargelegt und d isku­
tiert, und zwar zunächst d ie Gesamtresultate für d ie Berufshauptgruppen 
und dann die Ergebnisse für einige ausgewählte Berufshauptgruppen auf 
der Ebene der Wirtschaftsbereiche. 

Tabelle 7 zeigt d ie Resultate der Komponentenzerlegung der Beschäf­
tigungsänderungen 1 991 -2001 für d ie neun untersuchten Berufshaupt­
gruppen. (Die Hauptgruppe <0> Soldaten wurde h ier außer Acht gelas­
sen.)  

Die Zahl der Erwerbspersonen (ohne geringfügig Beschäftigte) in Aka­
demischen Berufen (Hauptgruppe 2) beispielsweise stieg im Beobach­
tungszeitraum um 141 .24 7.  Diese absolute Veränderung lässt sich in die 
vier oben genannten Komponenten zerlegen: 59,5% (84.034 Personen) 
der Zunahme ergeben sich a l le in aus den Veränderungen des Berufs­
gruppenanteils in den einzelnen Wirtschaftsbereichen unter der Annah­
me konstanter Beschäftigung in d iesen (Berufseffekt). 23,8% (33.635 Per­
sonen) lassen sich auf die Abweichung der Beschäftigungsänderung in 
den einzelnen Wirtschaftsbereichen von der gesamtwirtschaftl ichen 
Wachstumsrate der Beschäftigung unter der Annahme konstanter Be-
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Tabelle 7: Komponentenzerlegung der Beschäftigungsänderungen nach Wirtschaftsbereichen u. 
Berufshauptgruppen 1 991-2001 : aggregierte Ergebnisse für die Berufshauptgruppen (Berufstätige 
in Tsd.) 

Berufs- abs. Niveau- Branchen- Berufs- lnterakt.- Berufs-
Berufshauptgruppen tätige Veränd. effekt effekt effekt effekt tätige 

1 991 91 -01 in  % der absoluten Veränderung 2001 

< 1 >  Privatwi. Führungskräfte, leit. Verwaltungsbedienst 237,1 83,6 1 1 ,55 0,45 83,37 4,64 320,7 

<2> Akademische Berufe 1 63,7 1 4 1 ,2 4,72 23,81 59,49 1 1 ,98 305,0 

<3> Techn., nichttechn. Fachkräfte, nichtakad. Lehrkräfte 6 1 9,5 96,2 26,21 62,02 26,61 -14 ,84 71 5,7 

<4> Büroangestellte 467,0 35,8 53, 1 0  1 40,92 -1 7,94 -76,08 502,8 

<5> Personenbez. Dienstleistungsberufe, Verkäufer 504,9 7,0 294, 1 3  341 ,79 -595,89 59,97 5 1 1 ,8 

<6> Fachkräfte in der Land- u. Forstwirtschaft 1 99,9 -61 ,9 -1 3 , 1 4  1 04,33 1 1 ,68 -2,87 1 38,0 

<7> Handwerksberufe 688,3 -1 35,0 -20,75 58,72 78,27 -16,24 553,3 

<8> Bediener von Maschinen u. Fahrzeugen, Montierer 31 5,8 -32,7 -39,28 1 04,70 56,89 -22,31 283, 1  

<9> H ilfsarbeitskräfte 444,2 1 8,7 96,91 78,74 1 2,59 -88,24 462,8 
-� 

Quelle: Statistik Austria: VZ 1 99 1  und 2001 ; eigene Berechnungen auf Grund dieser Daten . 
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rufsstrukturen in den Wirtschaftsbereichen zurückführen (Brancheneffekt) . 
4, 7% (6.663 Personen) der Zunahme entsprechen der Veränderung im 
Ausmaß der gesamtwirtschaftl ichen Wachstumsrate der Beschäftigung 
(Niveaueffekt). 1 2 ,0% ( 16 .9 1 5  Personen) schl ießlich gehen auf den l nter­
aktionseffekt zurück (Residualgröße) . 

Bei Berufshauptgruppen mit Beschäftigungsabnahme (z. B. Fachkräfte 
in der Land- und Forstwirtschaft) ist bei der I nterpretation zu beachten , 
dass der Niveaueffekt auf Grund der gesamtwirtschaftl ichen Beschäfti­
gungsausweitung auch dort positiv ist und der Gesamtdifferenz hinzuge­
zählt werden muss, welche dann in die verbleibenden drei Komponenten 
zerlegt wird .  Im konkreten Fall der Berufshauptgruppe 6 ist auch der lnter­
aktionseffekt positiv, sodass auf Branchen- und Berufseffekt gemeinsam 
1 1 6,0% der Beschäftigungsänderung 1 99 1 -2001 entfallen. 

Die extrem hohen Prozentwerte für al le Effekte im Fal le der Berufs­
hauptgruppe <4> Personenbezogene Dienstleistungsberufe und Verkäu­
fer sind auf die in Relation zum anfänglichen Bestand sehr geringen Be­
schäftigungsänderungen (+1 ,38%) zurückzuführen. 

Betrachtet man die Brancheneffekte in Tabelle 7, so zeigt sich, dass die­
ser für die dienstleistungsnahen Berufshauptgruppen ( 1 -5 und 9) durch­
wegs positiv war; wenn auch in sehr unterschiedlichem Maße. Bei den Bü­
roangestellten etwa wird die Beschäftigungszunahme zu mehr als 1 40% 
durch den Brancheneffekt ,erklärt' . Der positive Beitrag des Branchenef­
fekts zur Änderung der Beschäftigung in allen d ienstleistungsorientierten 
Hauptgruppen bedeutet n ichts anderes, als dass in jenen Wirtschaftsbe­
reichen die Beschäftigung besonders stark wuchs, in denen dienstleis­
tungsnahe Berufsgruppen überdurchschnittlich vertreten waren. 

Bei den fertigungsnahen Berufshauptgruppen 7 und 8 und den Land­
und forstwirtschaftliehen Fachkräften war der Brancheneffekt jeweils ne­
gativ oder stark negativ. Beispielsweise lässt sich der Beschäftigungsrück­
gang im Bereich der Maschinen- und Anlagenbediener sowie Montierer 
(Hauptgruppe 8) zu fast 1 05% auf den Brancheneffekt zurückführen .  

Der Berufseffekt war bei den hoch qualifizierten Dienstleistungsberufen 
(Hauptgruppen 1 -3) jeweils positiv. Dies bedeutet, dass die Angestellten­
berufe mit höherem oder hohem Bildungsabschl uss sowohl von den Ver­
schiebungen der Berufsstrukturen innerhalb der Wirtschaftsbereiche (Be­
rufseffekt) als auch von der überdurchschnittlichen Expansion von Wirt­
schaftsbereichen (Brancheneffekt) begünstigt waren .  Bei den beiden 
Dienstleistungsberufsgruppen mittlerer Qualifikation (Büroangestellte; Per­
sonenbezogene Dienstleistungsberufe und Verkäufer) war der Berufsef­
fekt jeweils negativ, im Falle der Hilfskräfte, die ja überwiegend Dienstleis­
tungsberufe ausübten ,  hingegen schwach positiv. 

Bei den fertigungsnahen Berufsgruppen war der Berufseffekt negativ 
bzw. stark negativ. Diese Berufsgruppen verloren also sowohl durch 
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Tabelle 8: Komponentenzerlegung der Beschäftigungsänderungen 1991-2001 1t. VZ nach 
Wirtschaftsbereichen u. Berufshauptgruppen 

Berufshauptgruppen < 1 >  <2> 

Privatwirtschaftliche Führungskräfte, 
leitende Verwaltungsbedienstete Akademische Berufe 

Berufs- abs. Niveau- Branch.- Berufs- lnterakt.- Berufs- Berufs- abs. Niveau- Branch.- Berufs-
tätige Änd. effekt effekt effekt effekt tätige tätige Änd. effekt effekt effekt 

lnterakt.-
effekt 

Wirtschaftsbereiche 1 991 91-01 in % der absoluten Veränderung 2001 1991 91-01 in % der absoluten Veränderung 

Land- u. Forstwirtschaft 1 0,2 -7,9 -5,3 44,3 87,4 -26,5 2,3 0,2 0,1  5,5 -46,4 202,0 -61 ,2 

Bergbau 0,5 0,3 7,0 -58,4 2 1 5,9 -64,5 0,8 0,3 -0, 1  -8,5 70,9 53,7 -1 6,0 

Sachoüterproduktion 46,8 1 4,7 1 2,9 -72,5 1 96,3 -36,8 61 ,5 1 6,6 1 ,6 43,3 -242,5 368,2 -68,9 

Energie-, Wasserversorg. 0,9 1 ,9 2,1  -9,9 1 27,6 -1 9,7 2,8 1 ,2 -0,1 -63,2 303,6 - 1 66,1  25,7 

Bauwesen 1 1 ,2 1 4,4 3,2 -0,3 93,8 3,4 25,5 2,3 -0,3 -31 ,0 3,4 1 23,2 4,5 

Distributive DL 78,5 29,3 1 0,9 1 3,2 69,7 6,3 1 07,7 1 0,2 4,0 1 0,3 1 2,4 70,9 6,4 

Produktionsbezooene DL 1 8,3 2 1 ,2 3,5 42,8 34,9 1 8,8 39,5 33,4 1 9,6 6,9 84,8 5,4 2,9 

Konsumorientierte DL 57,3 -8,3 -27,9 -29,6 1 45,4 1 2,2 48,9 7,0 1 2, 1  2,4 2,5 87,8 7,4 

Soziale Dienstleistungen 2,4 1 2,4 0,8 5,5 70,4 23,3 1 4,8 76,1 94,0 3,3 23,5 55,0 1 8,2 

Öffentliche DL 1 1  '1 5,7 8,0 -20,3 1 1 9,8 -7,5 1 6,7 1 6,6 1 0,3 6,5 -1 6,6 1 1 7,4 -7,4 

Gesamt 237,1 83,6 1 1 ,5 0,4 83,4 4,6 320,7 1 63,7 1 4 1 ,2 4,7 23,8 59,5 1 2,0 

Quelle: Statistik Austria: VZ 1 991 und 2001 ; eigene Berechnungen aufgrund dieser Daten. 
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Schrumpfung der Sachgüterbranchen (Brancheneffekt) als auch durch 
Rationalisierungen, Produktionsverlagerungen, Auslagerungen und an­
dere Entwicklungen, die zu entsprechenden Verschiebungen der Berufs­
strukturen innerhalb der Wirtschaftsbereiche führten (Berufseffekt). 

Im Folgenden werden die disaggregierten Ergebnisse der Komponen­
tenzerlegung für vier ausgewählte Berufshauptgruppen kurz dargelegt: 

1 .) Im Falle der Privatwirtschaftlichen Führungskräfte und leitenden Ver­
waltungsbediensteten (Berufshauptgruppe 1 )  war, wie aus Tabelle 8 (un­
terste Zeile) ersichtlich wird, insgesamt der Berufseffekt die klar dominante 
Komponente der Beschäftigungsänderungen. Auch in acht der zehn Wirt­
schaftsbereiche war der Berufseffekt positiv oder stark positiv. Ledig l ich 
in den beiden Subsektoren, in denen sich die Zahl der Führungskräfte ver­
ringerte (Landwirtschaft, Konsumorientierte Dienste) , war der Berufsef­
fekt negativ. Es gab überhaupt nur sechs Wirtschaftsklassen (konsolidierte 
ÖNACE-Abteil ungen), wo die Zahl der Berufstätigen in Management-Be­
rufen sank. Im positiven bzw. stark positiven Berufseffekt kommt zum Aus­
druck, dass die Bedeutung der betriebl ichen Funktionen Steuerung, Or­
ganisation , Planung etc. praktisch in der gesamten Volkswirtschaft zu­
nahm. 

Der Brancheneffekt war mit Ausnahme der Produktionsbezogenen Diens­
te überall schwächer oder weit schwächer als der Berufseffekt, insgesamt 
lag er nahe nul l .  ln vier tertiären Wirtschaftsbereichen war der Branchen­
effekt positiv, in den Öffentl ichen Diensten und in al len anderen Wirt­
schaftsbereichen jeweils negativ. 

2.) Fast 60% der gesamten Beschäftigungsänderung im Bereich der Aka­
demischen Berufe zwischen 1 991 und 2001 werden durch den Berufsef­
fekt ,erklärt' . Auch in al len Wirtschaftsbereichen mit hoher Besetzungs­
zahl d ieser Hauptgruppe - abgesehen von den Produktionsbezogenen 
Diensten - überwog der Berufseffekt jeweils ganz klar gegenüber dem 
Brancheneffekt Die antei lsmäßige Zunahme der Wissensbearbeiterinnen 
in der Mehrzahl der Branchen ist ein Kennzeichen hoch entwickelter Volks­
wirtschaften .  Absolute Rückgänge im Beschäftigtenstand der Akademi­
schen Berufe sind nur für den Bergbau sowie die Energie- und Wasser­
versorgung festzustellen. l n  der Sachgüterproduktion insgesamt nahm die 
Zahl der Berufstätigen in Akademischen Berufen um 1 .600 zu , wobei ei­
nige Branchen eine leichte absolute Abnahme verzeichneten .  Der Be­
rufseffekt war für die Gesamtheit der Industrie und des Verarbeitenden 
Gewerbes positiv und überwog gegenüber dem negativen Brancheneffekt 

Unter den tertiären Wirtschaftsbereichen bildeten die Produktionsbezo­
genen Dienste die Ausnahme: Dort dominierte bezügl ich der Beschäfti­
gungsänderungen in den Akademischen Berufen der Brancheneffekt klar, 
der Berufseffekt war schwach positiv. Was sich darin niederschlägt, sind 
vor allem die entsprechenden Beschäftigungsverschiebungen in den Wirt-
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Schaftsklassen Datenverarbeitung und Unternehmensbezogene Dienst­
leistungen: ln beiden Branchen stieg die Zahl der Erwerbspersonen in Aka­
demischen Berufen stark, ihr Beschäftigtenanteil al lerd ings fiel ,  weil sich 
die Zahl der Technischen und n ichttechnischen Fachkräfte jeweils noch 
stärker erhöhte. 

Führungskräfte und Akademische Berufe sind als Wachstumsberufs­
g ruppen zu klassifizieren, also als solche, die in allen oder in der Mehr­
zahl der Branchen Anteilsgewinne aufweisen (positiver Berufseffekt) . Es 
handelt sich dabei um Berufsgruppen , die v. a. infolge der Diffusion der 
modernen IKT und der damit damit verbundenen und anderer organisa­
torischer Wandlungen, der verstärkten zwischenbetriebl ichen und inter­
nationalen Arbeitsteilung und Spezialisierung an Bedeutung gewinnen . 

3 . )  Die Beschäftigungsänderung im Bereich der Handwerksberufe 
(Hauptgruppe 7) zwischen 1 991  und 2001 wurde insgesamt durch den 
deutlich negativen Berufseffekt und den noch stärker negativen Bran­
cheneffekt bestimmt (vg l .  Tabelle 7) .  Ähnliche Relationen zwischen ne­
gativem Berufseffekt und negativem Brancheneffekt l iefert d ie Kompo­
nentenzerlegung für d iese Berufsgruppe in der Sachgüterproduktion 
(58,6% : 63,8% des absoluten Beschäftigungsrückgangs) , die Energie­
und Wasserversorgung sowie d ie Öffentlichen Dienste. 

Sowohl in den Produktionsbezogenen als auch in den Konsumorien­
tierten Diensten, wo die Beschäftigung in Handwerksberufen jeweils im 
Verhältnis zum n iedrigen Ausgangsniveau sehr stark zunahm ,  war der 
stark positive Berufseffekt die dominante Komponente, der Branchenef­
fekt war jeweils leicht positiv. Die Ergebnisse für die Sachgüterproduktion 
einerseits und die Produktionsbezogenen Dienste andererseits deuten auf 
Auslagerungen von betriebl ichen Funktionen im Bereich der Handwerk­
lichen Berufe aus der I ndustrie und dem Verarbeitenden Gewerbe in die 
Unternehmensbezogenen Dienste hin: Negative Berufseffekte im ausla­
gernden Bereich stehen positive Berufseffekte im aufnehmenden Bereich 
gegenüber. Freilich können diese Auslagerungen, sofern es sich überhaupt 
um solche handelte, allenfalls einen kleinen Tei l  des Beschäftigungsrück­
gangs im Segment der Handwerksberufe der Sachgüterproduktion, näm­
l ich rund 1 1 % , ,erklären' .  (Der positive Berufseffekt in den Produktions­
bezogenen Diensten beläuft sich auf einen Zuwachs von etwa 1 0.000 Er­
werbspersonen, der negative Berufseffekt in der Sachgüterproduktion ent­
spricht einem Rückgang von rd . 90.900 Erwerbspersonen .)  

Alles in al lem können die Handwerksberufe als Rationalisierungsberu­
fe gekennzeichnet werden. Diese stehen mit ihren Charakteristika den 
Wachstumsberufen diametral gegenüber: Sie zeichnen sich durch einen 
markant negativen Berufseffekt in den meisten Wirtschaftsbereichen aus, 
der Brancheneffekt ist ebenfalls negativ oder schwach positiv. 
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4.) Die Berufshauptgruppe der Anlagen-, Maschinen- und Fahrzeugbe­
diener sowie Montierer ist durch eine dominante Rationalisierungstendenz 
und gewisse Diffusionstendenzen zu charakterisieren. Diffusionsberufe 
zeichnen sich durch einen negativen Berufseffekt in der typischen Bran­
che und sonst positive Berufseffekte aus. Im vorliegenden Fal l  waren die 
typischen Wirtschaftsbereiche mit jeweils negativem Berufseffekt die Sach­
güterproduktion und in geringem Maße auch die Distributiven Dienste, und 
die Wirtschaftsbereiche, in denen sich die Berufsgruppe tendenziel l  aus­
breitete, die Produktionsbezogenen,  Konsumorientierten und Sozialen 
Dienste Oeweils positiver Berufseffekt). 

10. Interpretation der positiven Berufseffekte im Bereich höher 
und hoch qualifizierter Arbeitskräfte 

Die Literatur15  betont als Ursachen der Berufseffekte zulasten gering 
qualifizierter und zugunsten von höher und hoch qual ifizierten Berufen, 
insbesondere von Angestel ltenberufen, vor al lem folgende Faktoren: 

1 . ) die gesamtwirtschaftl iche Diffusion der modernen IKT16 und den zu­
nehmenden Einsatz von rechnergesteuerten Maschinen und Ausrüstun­
gen in der Sachgütererzeugung, 

2.) Änderungen in der Arbeitsorganisation der Betriebe, 
3 . )  verstärkte Innovationsaktivitäten (Produktinnovationen) der Unter­

nehmungen, und 
4.) die Notwendigkeit für Hochlohnstandorte, sich auf technik-, human­

kapital- und wissensintensive sowie qual itativ hochwertige Produkte und 
Dienstleistungen zu konzentrieren. 17 

Ad 1 . ) :  Die modernen I KT sind in Bezug auf den Arbeitskräftebedarf 
nicht neutral, sondern begünstigen den Einsatz qualifizierter Arbeitskräf­
te, insbesondere höher und hoch qual ifizierter Angestellter (ski/1-biased 
technica/ change), während sich die Arbeitsmarktposition gering qualifi­
zierter Arbeitskräfte verschlechtert. Mit anderen Worten:  IKT-Kapital und 
gering qual ifizierte Arbeitskräfte stehen in einem substitutiven Verhältnis 
zueinander, IKT-Kapital und hoch qual ifizierte Arbeitskräfte bilden Kom­
plemente im Produktionsprozess. 18 

Auf der Basis von Betriebs- oder Branchendaten für die Sachgüterpro­
duktion, 1 9  den Dienstleistungssekto,-2° oder d ie Gesamtwirtschaft21 einzel­
ner Länder oder mehrerer OECD-Staaten22 belegen zahlreiche empirische 
Studien die Komplementarität von I KT-Kapital und qual ifizierten Arbeits­
kräften ,  einige sogar d ie Kausal ität von Ersterem zu Letzterem. 

Falk (2004) untersucht für Österreich den Zusammenhang zwischen den 
Investitionen in Computer-Hardware und der Qualifikationsstruktur der Be­
schäftigten (Universitäts- und Fachhochschulabsolventen versus übrige 
Arbeitskräfte) auf Basis von Betriebsdaten für das Jahr 2000. l nvestitio-
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nen in Rechner und zugehörige Ausrüstungen machen einen wichtigen, 
wenn auch kleinen Teil der gesamten Investitionen in IKT aus. Die Ergeb­
nisse der Studie "zeigen einen signifikant positiven Zusammenhang zwi­
schen der Akademikerquote und dem Anteil der Computer-I nvestitionen.  
Die I nnovationsintensität hat ebenfal ls einen signifikanten positiven Ein­
fluss auf die Akademikerquote . . . .  Unabhängig von der Frage nach der 
Kausalität bestätigen d ie Ergebnisse die . . .  Hypothese, dass hoch qualifi­
zierte Arbeitskräfte komplementär zu Computer-I nvestitionen stehen. Im 
Gegensatz dazu sind sowohl mittel qual ifizierte a ls  auch gering qual ifi­
zierte Arbeitskräfte durch Computer-Investitionen substitu ierbar." (S. 21 9) 

Ad 2 . ) :  Um sich dem erhöhten Wettbewerbsdruck auf größeren Märk­
ten und den sich schnell ändernden Marktbedingungen besser anpassen 
zu können , haben viele Unternehmen in den neunziger Jahren ihre Be­
triebsorganisation von der traditionellen tayloristischen hin zu einer ganz­
heitl ichen (,holistischen') Struktur umgebaut. Ist die tayloristische Organi­
sation idealtypisch insbesondere durch eine strikte Trennung spezialisierter 
Aufgaben und eine starke Konzentration und Hierarchisierung von Ent­
scheidungsbefugnissen charakterisiert, so zeichnet sich die ganzheitliche 
Organisation durch folgende Merkmale aus: Abbau von H ierarchieebe­
nen, Abflachung von Hierarchiestufen, modularer Aufbau der Organisa­
tion, Dezentral isierung von Verantwortung und Entscheidungungskompe­
tenzen, Einrichtung von Einheiten mit eigener Kosten- und Ergebnisver­
antwortung, Einführung von Arbeitsgruppen, Gruppenarbeit und Aufga­
benrotation, Erweiterung des individuellen Aufgabenspektrums, zuneh­
mende Bedeutung von kundenorientierten Tätigkeiten, Forcierung der be­
trieblichen Weiterbildung und des Lernens am Arbeitsplatz.23 

Bei der Umsetzung und Entfaltung produktivitätssteigernder Wirkungen 
organisatorischer I nnovationen spielen die dem Betrieb zur Verfügung ste­
henden Qualifikationen eine wichtige Rolle. Es ist davon auszugehen, dass 
hoch qual ifizierte Beschäftigte die Relation zwischen den Vorteilen einer 
eher holistisch ausgerichteten Organisation (u. a .  geringere Koordinations­
und Kontrol lkosten,  bessere Nutzung des Wissens der Mitarbeiterlnnen, 
Produktivitätseffekte durch größere Gestaltungs- und Entscheidungsbe­
fugnisse von Beschäftigten) und ihren Nachteilen (Verluste an Spezial i­
sierungsvortei len etc.) verbessern. Dezentral isierung von Entscheidun­
gen, Gruppenarbeit, Aufgabenrotation , Kundenorientierung und weiteres 
individuelles Aufgabenspektrum bewirken, dass die Anforderungen an die 
M itarbeiteri nnen in  Dienstleistungsfunktionen vielseitiger werden.  Zu­
sammenarbeit zwischen verschiedenen Funktionsbereichen wirft n icht 
bloß die Probleme der lnterdisziplinarität auf, sie erfordert auch die Koor­
dination dieser Zusammenarbeit. Die Komplexität der Aufgaben vergrö­
ßert sich infolge d ieser Probleme ganz erheblich . Da die I nteraktionsfre­
quenz zwischen betriebl ichen Funktionen und mit den Kunden steigt, ge-
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winnen generelle Fähigkeiten24 wie Eigeninitiative, Kreativität, Kommuni­
kations- und Lernfähigkeit an Bedeutung. Hoch qual ifizierte Beschäftigte 
können ein größeres Aufgabenspektrum im Bereich der Dienstleistungs­
tätigkeiten besser bewältigen. Im Bereich der Fertigung bieten die viel­
fältigeren Einsatzmöglichkeiten von flexiblen Werkzeugmaschinen und 
programmierbaren Ausrüstungen die Voraussetzung für organisatorische 
Änderungen . Als Folge davon müssen auch die Bediener der Maschinen 
und Anlagen vielseitiger werden, müssen über breitere Kenntnisse und 
Fertigkeiten verfügen . 

Viele Unternehmen haben n icht nur d ie betriebl iche Aufgabenstruktur, 
sondern auch die betriebliche Produktionsstruktur geändert: Mögliche An­
passungen in d ieser H insicht betreffen die Entscheidung zwischen Ei­
genfertigung/Eigenleistung einerseits und Zukauf von Produkten/Dienst­
leistungen andererseits, die Neugestaltung der Beschaffungs- und Ver­
triebswage bzw. der Kundenbeziehungen, die Verbesserung der Qual i­
tätssicherung. 25 

Die These vom qualifikationstendierenden organisatorischen Fortschritt 
wird von vielen empirischen Untersuchungen gestützt_26 

Ad 3 . ) :  Produktinnovationen erhöhen die Bedeutung vor allem folgender 
betrieblicher Aufgabenbereiche: Forschung und Entwicklung, Nutzung von 
externem Wissen, Produktdesign, Weiterbildung von Beschäftigten, Pro­
duktionsvorbereitung, Markteinführung. ln all diesen Funktionen ist ein ho­
her Anteil der Beschäftigten in Akademischen Berufen (Techniker, Natur­
wissenschaftler, Wirtschaftswissenschaftler, Juristen) bzw. als Technische 
und nichttechnische Fachkräfte tätig . I ntensivierte Innovationsaktivitäten 
in Hinsicht auf Produkte und Dienstleistungen sind somit tendenziell mit 
einer Verschiebung der Beschäftigtenstruktur zugunsten höher und hoch 
qualifizierter Dienstleistungsberufe verbunden . 

Auch über den Zusammenhang zwischen Produktinnovationen und Ver­
besserungen der Qualifikationsstruktur der Arbeitskräfte liegen mittlerweile 
empirische Untersuchungen vor.27 

Viele Autorinnen heben den engen Zusammenhang zwischen IKT-Inves­
titionen, organisatorischen Maßnahmen , I nnovationsaktivitäten und Ver­
schiebungen in der betrieblichen Arbeitskräftenachfrage hervor: 

Bellmann et a l .  (2002) zeigen die engen wechselseitigen Beziehungen 
zwischen Innovationen und organisatorischen Veränderungen in Richtung 
holistischer Struktur. Letztere sind förderlich im Hinblick auf Produktinno­
vationen , während diese ihrerseits eher ganzheitl iche O rgan isations­
strukturen erfordern. 

Bresnahan,  Brynjolfsson und Hitt (2002) betonen die Komplementarität 
zwischen IKT-Investitionen , organisatorischen Änderungen , Produktinno­
vationen und dem verstärkten Einsatz hoch qual ifizierter Arbeitskräfte: 
Preissenkungen und Leistungssteigerungen im Bereich des IKT-Kapitals 
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führen zu verstärkten Investitionen in Rechner, Netzwerke, Software etc. 
Diese Investitionen sind eingebettet in Innovationen auf organisatorischem 
Gebiet (Wandel in Richtung holistischer Organisationsstruktur) und in der 
Palette der Produkte und Dienstleistungen. Diese zusammenhängenden 
Veränderungen rufen verstärkten Bedarf an höher und hoch qualifizierten 
Berufstätigen hervor. Anhand von Betriebsdaten für die US-amerikanische 
Wirtschaft wird d iese Hypothese bestätigt. 

Ad 4.) :  Die Herstellung von technik-, humankapital- und wissensintensi­
ven sowie qualitativ hochwertigen Produkten und Dienstleistungen erfor­
dert der Tendenz nach relativ immer weniger materielle Vorprodukte28 und 
relativ immer weniger physisches Kapita l ,  hingegen relativ immer mehr 
Humankapita l ,  relativ immer mehr hoch spezial isierte Kopfarbeit. 

Gemäß der Kompetenztheorie des Unternehmens29 beruht die Wettbe­
werbsfähigkeit eines Unternehmens auf ihren spezifischen Kompetenzen: 
Je spezifischer d iese Kompetenzen ausgeprägt sind und je besser sie der 
Marktnachfrage entsprechen, desto konkurrenzfähiger ist das U nterneh­
men. Unternehmensspezifische Kompetenz entsteht aus der Kombination 
des dem Unternehmen zur Verfügung stehenden produktionsspezifischen 
Wissens mit komplementären unternehmensspezifischen Produktions­
faktoren innerhalb der betrieblichen Organisation .  Das spezifische Wis­
sen des U nternehmens ist zum geringen Tei l  in Patenten und Handbü­
chern kod ifiziert, überwiegend besteht es frei l ich aus dem u nterneh­
mensspezifischen Wissen der Mitarbeiterlnnen. Dabei handelt es sich zum 
Tei l  um impl izites Wissen,  das n icht ohne weiteres kod ifiziert und nur  
schwer - am ehesten über persönlichen Kontakt - weitergegeben werden 
kann.  Unternehmensspezifische Kompetenz setzt somit hoch qual ifizier­
te Beschäftigte und die Bi ldung unternehmensspezifischen Humankapi­
tals voraus. Letzteres verweist auf d ie Bedeutung von Lernprozessen am 
Arbeitsplatz (learning by doing) und von betrieblicher Weiterbi ldung. 

Es ist davon auszugehen, dass auch in Österreich all die genannten Fak­
toren wichtige Bestimmungsgründe des Berufsstrukturwandels innerhalb 
der Betriebe und Branchen zugunsten höher und hoch qualifizierter An­
gestelltenberufe waren. Im Zusammenhang mit dem vierten Faktor sind 
der Österreichische EU-Beitriteo und die Ostöffnung zu berücksichtigen : 
Die Tei lnahme am europäischen Binnenmarkt hat eine al lgemeine Inten­
sivierung des Wettbewerbs zur Folge. I nsbesondere in vielen Dienstleis­
tungsbereichen, die sich vor 1 994 noch in einer relativ geschützten Lage 
befanden, hat sich der Wettbewerbsdruck wesentlich verschärft.31 Die ver­
tikale Arbeitstei lung zwischen Österreich und den MOEL32 hat sich seit 
der Ostöffnung intensiviert: Verlagerungen von Betriebsteilen oder Be­
trieben aus arbeitsintensiven Bereichen in die östlichen Nachbarländer 
kosteten hierzulande Arbeitsplätze mit geringen und mittleren Qualifika­
tionsanforderungen, stärkten aber die Wettbewerbsfähigkeit der zukau-
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fenden Österreichischen Unternehmen. Auf diese Weise trug auch die in­
tensivierte vertikale Arbeitstei lung mit den MOEL zu den Berufsstruktur­
veränderungen innerhalb der Branchen und den Beschäftigungsver­
schiebungen zwischen den Branchen bei. 

1 1. Zusammenfassung 

Der Beitrag beschreibt und analysiert den Wandel der Österreichischen 
Berufsstruktur in den neunziger Jahren anhand der Daten der Volkszäh­
lungen 1 991 und 2001 . 

Insgesamt bestand eine Tendenz zu Berufen mit höheren Anforderun­
gen an Bildung. Im Großen und Ganzen galt der Zusammenhang: je hö­
her der für eine Berufsgruppe erforderliche Bildungsabschluss, desto güns­
tiger die Beschäftigungsentwicklung. 

Der Anteil hoch qual ifizierter Wissensbearbeiterinnen (Führungskräfte, 
Akademische Berufe sowie Technische und nichttechnische Fachkräfte, 
nichtakademische Lehrkräfte) an der Gesamtzah l  der Erwerbspersonen 
stieg am weitaus stärksten ,  nämlich von 27,7% (1 991 ) auf 35,0% (2001 ) 
zu. Der Beschäftigtenanteil der Dienstleistungsberufe mittleren Anforde­
rungsprofi ls (Büroangestellte; Personenbezogene Dienstleistungsberufe 
und Verkäufer) verharrte bei etwa 26,4%. 

Wie in al len hoch entwickelten Volkswirtschaften sank auch in Öster­
reich der Beschäftigungsanteil der Handwerksberufe und Maschinenbe­
diener sehr deutlich , nämlich von 27,3% (1 99 1 )  auf 21 ,8% (2001 ) .  

Der Anteil der Erwerbspersonen in Dienstleistungsberufen an der Ge­
samtzahl der Erwerbspersonen stieg von 65,6% ( 1 99 1 )  auf 73,4% (2001 ) .  
Das Ausmaß der berufsbezogenen Tertiärisierung der Beschäftigung geht 
somit n icht unerhebl ich über das Ausmaß der sektorbezogenen Tertiäri­
sierung der Beschäftigung hinaus. Dies ist darauf zurückzuführen, dass 
nicht nur der weit überwiegende Tei l  der in Betrieben des tertiären Sek­
tors tätigen Erwerbspersonen Dienstleistungsberufe ausübt (2001 90,7%), 
sondern auch schon fast d ie Hälfte der in Betrieben der Sachgüterpro­
duktion tätigen Personen (2001 44,0%). 

Eine Komponentenzerlegung der Änderungen der Beschäftigung zwi­
schen 1 991  und 2001 auf der Ebene der Wirtschaftsklassen und der Be­
rufsgruppen ergibt, dass 43,8% aller Beschäftigungsänderungen auf den 
Brancheneffekt und 43,6% auf den Berufseffekt zurückgingen ( l nterak­
tionseffekt 1 2 ,6%). Gegenüber den siebziger und achtziger Jahren hat die 
Bedeutung des Berufseffekts somit zugenommen. 

Der Anteil der Informationsbearbeiterinnen an der Gesamtzahl der Be­
rufstätigen stieg zwischen 1 991 und 2001 sehr stark, näml ich von 32,6% 
auf 40,3%. 
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Zusammenfassung 

Der Beitrag beschreibt und analysiert den Wandel der Österreichischen Berufsstruktur 
in den neunziger Jahren anhand der Daten der Volkszählungen 1 991 und 2001 . 

Insgesamt bestand eine Tendenz zu Berufen mit höheren Anforderungen an Bildung. Im 
Großen und Ganzen galt der Zusammenhang: je höher der für eine Berufsgruppe erfor­
derliche Bildungsabschluss, desto günstiger die Beschäftigungsentwicklung. 

Der Anteil hoch qual ifizierter Wissensbearbeiterinnen (Führungskräfte, Akademische 
Berufe sowie Technische und nichttechnische Fachkräfte, nichtakademische Lehrkräfte) 
an der Gesamtzahl der Erwerbspersonen stieg am weitaus stärksten. 

Der Anteil der Erwerbspersonen in Dienstleistungsberufen an der Gesamtzahl der Er­
werbspersonen stieg von 65,6% (1 991 ) auf 73,4% (2001 ) .  

Eine Komponentenzerlegung der Änderungen der Beschäftigung zwischen 1 991 und 
2001 auf der Ebene der Wirtschaftsklassen und der Berufsgruppen ergibt, dass 43,8% 
aller Beschäftigungsänderungen auf den Brancheneffekt und 43,6% auf den Berufseffekt 
zurückgingen ( lnteraktionseffekt 1 2,6%). Gegenüber den siebziger und achtziger Jahren 
hat die Bedeutung des Berufseffekts somit zugenommen. 

Der Anteil der Informationsbearbeiterinnen an der Gesamtzahl der Berufstätigen stieg 
zwischen 1 991 und 2001 sehr stark, nämlich von 32,6% auf 40,3%. 

Anhang: Berufshauptgruppen gemäß ISCO-Berufssystematik 

<1 > "Angehörige gesetzgebender Körperschaften, leitende Verwaltungsbedienstete und 
Führungskräfte in der Privatwirtschaft": Auf der Zweisteller-Ebene wird für den Bereich der 
Privatwirtschaft zwischen "Geschäftsleitern und Geschäftsbereichsleitern in großen Unter­
nehmen" <12> und "Leitern kleiner Unternehmen" < 1 3> unterschieden. Als "kleine Unter­
nehmen" werden dabei jene mit einer Zahl von weniger als zehn unselbstständig Be­
schäftigten definiert. Werkmeister und Handwerksmeister, die unselbstständig beschäftigt 
sind und neun oder weniger Mitarbeiterinnen leiten, werden der Berufshauptgruppe <7> 
Handwerksberufe zugeordnet, alle anderen unselbstständig oder selbstständig erwerbs­
tätigen Handwerksmeister den Führungskräften Ue nach Mitarbeiterinnenzahl < 1 2> oder 
<1 3>). 
<2> "Akademische Berufe": "Physiker, Mathematiker und Diplomingenieure" <21 >, "Bio­
wissenschaftler, Mediziner und Apotheker" <22>, "Lehrkräfte mit akademischer Ausbil­
dung" <23>, "Sonstige Akademische Berufe" <24>. Für die Zuordnung eines Berufs zur 
Hauptgruppe 2 ist eine Qual ifikation auf tertiärem Bildungsniveau erforderlich, und zwar 
ein Abschluss einer Universität, Hochschule, Fachhochschule oder Akademie. 
<3> "Techniker und gleichrangige nichttechnische Berufe": "Technische Fachkräfte" <31 >, 
"Biowissenschaftliche und Gesundheitsfachkräfte" <32>, "Lehrkräfte ohne akademische 
Ausbildung" <33>, "Sonstige nichttechnische Fachkräfte" <34>. Der Hauptgruppe 3 wer­
den Berufe mit folgenden Bildungsanforderungen zugeordnet: Abschluss eines Kollegs, 
BHS-Matura, AHS-Matura oder Abschluss einer Akademie für medizinisch-technische 
Dienste. Auch einige Lehrberufe (z. B. neue EDV-Lehrberufe, Chemielabortechniker, Tech­
nische Zeichner, Fotografen, Optiker, Kaufmännische Lehrberufe) gehören dieser Haupt­
gruppe an. 
Voraussetzung für die Einstufung eines Berufs in den Hauptgruppen 4 bis 8 ist ein BMS­
oder Lehrabschluss. 
<4> "Bürokräfte, Kaufmännische Angestellte": "Büroangestellte ohne Kundenkontakt" <41 >, 
"Büroangestellte mit Kundenkontakt" <42>. 
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<5> "Dienstleistungsberufe, Verkäufer in Geschäften und auf Märkten": "Personenbezo­
gene Dienstleistungsberufe und Sicherheitsberufe" <51>,  "Modelle, Verkäufer und Vor­
führer" <52>. 
<6> "Fachkräfte in der Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei". 
<7> "Handwerks- und verwandte Berufe": "Mineralgewinnungs- und Bau berufe" <71 >, 
"Metallarbeiter, Mechaniker und verwandte Berufe" <72>, "Präzisionsarbeiter, Kunsthand­
werker, Drucker und verwandte Berufe" <73>, "Sonstige Handwerks- und verwandte Be­
rufe" <74>. 
<8> "Anlagen- und Maschinenbediener sowie Montierer": "Bediener stationärer und ver­
wandter Anlagen" <81 >, "Maschinenbediener und Montierer" <82>, "Fahrzeugführer und 
Bediener mobiler Anlagen" <83>. 
<9> "Hi lfsarbeitskräfte": ,,Verkaufs- und Dienstleistungshilfskräfte" <91 >, "Land- und forst­
wirtschaftliche, Fischerei- und verwandte Hi lfsarbeiter" <92>, "Hilfsarbeiter im Bergbau, 
Baugewerbe, in der Fertigung und im Transportwesen" <93>. Berufe der Hauptgruppe 9 
erfordern keine über die Pflichtschule hinausgehende formale oder arbeitsplatzspezifische 
Ausbildung. 
<0> "Soldaten": Diese Hauptgruppe umfasst neben den Berufsmil itärpersonen und den 
Präsenzdienern auch die Zivild iener. 
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Determinanten des Individual­
einkommens abhängig Erwerbstätiger 
in Österreich. Ein Vergleich von 1986, 

1993 und 2004 
Markus Hadler 

1 .  Einleitung 

Die Höhe des persönlichen Einkommens hängt von unterschiedl ichsten 
Faktoren ab. Diese können , ganz al lgemein,  d rei Bereichen zugeordnet 
werden, und zwar 1 . ) dem Ind ividuum, 2 . )  dem Arbeitsplatz und Betrieb 
sowie 3.) gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen . 1 ln allen drei Be­
reichen hat es in Österreich seit 1 986 mehr oder weniger große Verän­
derungen gegeben: Der Produktionsbereich hat weiter an Bedeutung ver­
loren, der Staatssektor ist zunehmend verkleinert worden, die Bildungs­
expansion hat sich weiter fortgesetzt, und - nicht zuletzt - Österreich ist 
1 995 der Europäischen Union beigetreten. 

Ziel dieser Analyse ist es deshalb, die Bedeutung dieser Einflussfakto­
ren und ihre Veränderung über die Zeit hinweg zu untersuchen. Dazu ist 
vorweg gleich auf ein Problem hinzuweisen ,  nämlich die Vielzahl an mög­
l ichen lnteraktionseffekten .  So kann die Auswirkung einzelner Merkmale 
für unterschied l iche Bevölkerungsgruppen höchst unterschiedlich sein ,  
beispielsweise der Bi ldung nach Klassenlagen ,2 zwischen Freiberuflern , 
Gewerbetreibenden und abhängig Beschäftigten,3 der Seniorität bei Ar­
beitern und Angestellten4 und vielen anderen.  Aus diesem Grund werden 
in diesem Beitrag mehrere Einschränkungen getroffen.  Wie dem Titel be­
reits entnommen werden kann ,  werden nur abhängig Erwerbstätige auf­
genommen . Bei den Interaktionseffekten wird vor allem auf Unterschiede 
hinsichtlich der Bildung und des Geschlechts nach Alterskohorten geprüft. 
Es wird also analysiert, ob sich höhere Bi ldung für Männer und Frauen 
unterschiedlich auf die Einkommenshöhe auswi rkt. Zusätzlich wird die 
Branchenzugehörigkeit berücksichtigt, abermalige Interaktionseffekte wie 
z. B. die Auswirkung der Bildung nach Branchen können aber auf Grund 
methodischer Einschränkungen nicht mehr berücksichtigt werden. Wegen 
des Zeitvergleichs können nur jene Variablen aufgenommen werden, die 
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in allen drei Erhebungen des Sozialen Survey Österreich ( 1 986, 1 993 und 
2003) enthalten waren. l n  d ieser Analyse können deshalb individuelle Ei­
genschaften,  Verhaltensweisen,  psychische Merkmale und derg leichen 
nicht berücksichtigt werden, obwohl auch diese wesentl ich zur Erklärung 
der Höhe des Einkommens beitragen könnten.5 

Der Beitrag g liedert sich inhaltlich folgendermaßen: Im folgenden Ab­
schn itt werden einige Theorien zu den Bestimmungsgründen des Ein­
kommens besprochen . ln Abschnitt d rei werden die verwendeten Varia­
blen und ihre Oparational isierung dargestellt. Abschnitt vier enthält die 
empirischen Analysen. Abschließend werden noch ein ige kurze Schluss­
folgerungen gezogen. 

2. Bestimmungsgründe des individuellen Einkommens 

2.1 Individuelle Merkmale 

Die Merkmale eines Individuums können in  erworbene und zugeschrie­
bene unterschieden werden. Die Auswirkungen der erworbenen Merkmale 
wie Bildung, Qualifikationen und dergleichen können vor allem unter dem 
Aspekt des Humankapitals d iskutiert werden,6 während askriptive Merk­
male wie Geschlecht, soziale Herkunft, Ethnie und dergleichen vor allem 
unter dem Aspekt der Diskriminierung, aber auch Bevorzugung gesehen 
werden.7 

Nach der Humankapitaltheorie8 wird das Einkommen mit persönlichen 
Investitionen in Beziehung gesetzt: I nvestitionen in Bildung werden durch 
eine höhere Entlohnung ausgeglichen; Erwerbsunterbrechungen vermin­
dern das Humankapital und führen zu geringer Entlohnung, während sich 
bei stabilen Arbeitsverhältn issen das Humankapital erhöht und d ie Ent­
lohnung steigt. Ein zentrales Merkmal der österreichischen, aber auch an­
derer Gesellschaften ist die Bildungsexpansion . Hier stellt sich die Frage, 
ob sich die Bildungsinvestitionen noch im gleichen Maße lohnen oder ob 
z. B. das Einstiegsgehalt für hoch Qualifizierte seit 1 986 gesunken ist. 

Aus der Humankapitaltheorie kann - wie erwähnt - abgeleitet werden, 
dass im Allgemeinen mit zunehmendem Alter die Entlohnung steigt, da per­
sönliche Kompetenzen angeeignet werden.9 Ausnahmen gibt es natürlich 
bei Unterbrechungen oder einem ungewollten Arbeitsplatzwechsel in wo­
möglich schlechtere Bereiche. Gleichzeitig gibt es Unterschiede in der Hö­
he des Zuwachses nach Berufsgruppen, Altersgruppen und Geschlecht. 

Der zweite Aspekt auf individuel ler Ebene sind zugeschriebene Merk­
male wie Geschlecht, soziale Herkunft und dergleichen. Ein viel d isku­
tierter Aspekt ist der Unterschied im Einkommen zwischen Männern und 
Frauen. Dieser kann mit mehreren Ursachen in Verbindung gebracht wer­
den . Es könnte tatsächl iche Diskriminierung vorliegen, dass also eine ge­
ringere Entlohnung bei g leichen Merkmalen wie bei männlichen Kollegen 
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vorliegt. 10 Eine andere U rsache könnte in unterschiedlicher Bi ldungsin­
vestition und Branchenwahl vermutet werden; dass Frauen also Ausbil­
dungen wählen, die ein geringeres Lohnniveau zur Folge haben. 1 1  Unter­
brechungen wie Karenz und Kindererziehung sind weitere Faktoren,  die 
zu geringeren Einkommenserhöhungen führen können. 12 

Die soziale Herkunft der Individuen kann ein Vortei l ,  aber auch ein Nach­
teil sein. Für Führungspositionen und somit auch für das Einkommen wur­
de für Deutschland gezeigt, dass die Chancen für Kinder von Eliten deut­
lich höher waren, ebenfalls eine solche Position zu erlangen.13 Meulemann 
(1 990) kommt hingegen zum Schluss, dass der Status des Vaters nur das 
Prestige des Erstberufes männlicher Studenten beeinflusst, nicht aber den 
von weiblichen Studenten. Effekte auf das Einkommen konnte Meulemann 
n icht feststel len.  Nachtei le sind zumeist m it der Zugehörigkeit zu be­
stimmten ethnischen Gruppen wie Immigranten oder Gastarbeitern ver­
bunden. So haben beispielsweise selbst die Einwanderer zweiter Gene­
ration noch schlechtere Positionen am Arbeitsmarkt inne als die einhei­
mische Bevölkerung. 14 

2.2 Eigenschaften des Arbeitsplatzes 

Eigenschaften des Arbeitsplatzes wie d ie Branche, die Anforderungen,  
d ie  Betriebsgröße und dergleichen haben ebenfalls Einfluss auf d ie Lohn­
höhe. Eine erste, grundlegende Unterscheidung in d ieser H insicht ist die 
Segmentation des Arbeitsmarktes in einen primären und einen sekundä­
ren Markt. 1 5  Der primäre Sektor ist relativ stabi l ,  bietet sichere Arbeits­
plätze und Aufstiegschancen, während der sekundäre Sektor durch in­
stabilere Verhältnisse, höhere Fluktuation und geringere Entlohnung ge­
kennzeichnet ist. Dies spiegelt sich auch in den Lohnentwicklungen wider. 
Während im primären Sektor mit steigendem Alter eine Zunahme im Ein­
kommen zu erwarten ist, kommt es im sekundären viel häufiger zu Schwan­
kungen .16 

Weiters ist bekannt, dass die Entlohnung nach Branchen unterschied­
lich ist. Tei lweise ist d ies in Österreich durch unterschiedl iche Kollektiv­
verträge bedingt, die Unterschiede können aber auch aus unterschied­
l ichen individuellen Merkmalen resultieren. 1 7 I nnerhalb der Branchen ist 
auch d ie Betriebsgröße von Relevanz. H ier scheint e in positiver Zu­
sammenhang zwischen der Größe eines Betriebes und der Höhe des Ein­
kommens gegeben zu sein . 18 

2.3 Wirtschaftliche Rahmenbedingungen 

Nach dem neoklassischen Ansatz ist zu erwarten , dass bei negativen 
gesamtwirtschaftl ichen Entwicklungen auch Einkommensverringerungen 
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möglich s ind .  So könnte eine hohe Arbeitslosenquote als Diszipl in ie­
rungsinstrument einen negativen Effekt auf das Lohnniveau haben. 19 Ne­
gative wirtschaftliche Gesamtlagen können sich natürlich auch negativ auf 
die Einstiegsgehälter auswirken.20 Pol itische und gesetzliche Verände­
rungen sollten ebenfal ls berücksichtigt werden . So führt ein Aufnahme­
stopp im öffentl ichen Dienst - ceteris paribus - zu einer Verlagerung der 
Arbeitskräfte zu anderen Sektoren und damit zu einem vermehrten Ar­
beitskräfteangebot. Der Beitritt zur Europäischen Union hatte ebenfalls ei­
nige Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt in Österreich , zum Beispiel durch 
die damit verbundene Freizügigkeit am Arbeitsmarkt. l n  unserem Zu­
sammenhang kann hier vor al lem der Frage nachgegangen werden, wel­
che Auswirkungen regionale Unterschiede in der Arbeitslosenrate, die sek­
torale Zusammensetzung der Wirtschaft oder die Entwicklungen der letz­
ten Jahrzehnte haben. Es sol lte also auch die geographische Lage be­
rücksichtigt werden , und hier ganz besonders d ie Unterscheidung in Zent­
ren und Peripherien. Agglomerationen ziehen viele Erwerbstätige an, zu­
meist ist in ihnen auch das Lohnniveau höher als in Randgebieten.21 

3. Datenmaterial und Operationalisierungen 

Dieser Untersuchung l iegen wie bereits zuvor erwähnt die d rei Erhe­
bungen des "Sozialen Survey Österreich" zugrunde. Erhebungszeitpunk­
te waren die Jahre 1 986, 1 993 und 2003. Die Stichproben umfassen je­
weils rund 2000 Personen, d ie von Angesicht zu Angesicht befragt wer­
den. 

Die zu erklärende Variable in den folgenden Regressionsanalysen ist 
das Individualeinkommen der unselbstständig Erwerbstätigen. Landwirte, 
Selbstständige, freie Berufe sowie deren mithelfende Famil ienmitgl ieder 
sind in der Analyse nicht enthalten. Das Nettoeinkommen wurde in allen 
drei Erhebungen mittels Klassen erfasst, wobei für die Analysen der Klas­
senmittelpunkt verwendet wird. Nachdem das Monatsnettoeinkommen er­
fragt wurde, aber auch die Wochenarbeitszeit erhoben wurde, wurde das 
Einkommen auf den Nettostundenlohn umgerechnet, um die durch ver­
schiedene Arbeitszeiten bedingte Differenzen im Einkommen auszuglei­
chen.  Zusätzlich wurde für den Zeitvergleich auch die I nflation berück­
sichtigt. Aus dem Index der Verbraucherpreise der Statistik Austria22 wur­
de zur Basis 1 986 = 1 00 für 1 993 der Wert 121 .90 errechnet und für 2003 
der Wert 1 45.44. ln den Regressionsanalysen wurde d ies dann auf 2003 
= 1 umgerechnet. Abhängige Variable ist also der Nettostundenlohn zur 
Kaufkraft von 2003. Somit können die unstandardisierten B-Werte in den 
Regressionen direkt verglichen werden; sie spiegeln die Lohnunterschie­
de in Euro wider. 
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Die folgenden unabhängigen Variablen werden in den Analysen aufge­
nommen: d ie soziodemographischen Merkmale Alter (in sechs Gruppen), 
höchste abgesch lossene Schulausbi ldung (Pflichtschu le ohne Lehre, 
Pfl ichtschule mit Lehre, BMS, AHS, BMS sowie Universität und verwand­
te) , Geschlecht, Famil ienstand, Religionszugehörigkeit (vor al lem "ande­
re" für Musl ime, als Indikator für Immigranten) sowie Anzahl der Kinder. 
Neben d iesen Merkmalen wurde auch die soziale Herkunft berücksichtigt, 
und zwar die höchste abgeschlossene Schulbi ldung des Vaters und der 
Mutter (d ieselben Kategorien wie bei der individuellen Schulbi ldung) so­
wie die Prestigewertung des Berufs des Vaters (siehe unten).  Schluss­
endl ich wurden noch einige Merkmale des Wohnortes berücksichtigt, und 
zwar das Bundesland und die Einwohnerzahl des Wohnortes. 

Folgende Merkmale der Erwerbstätigkeit wurden aufgenommen: Die Trei­
man-Prestige-Wertung der beruflichen Tätigkeit: Diese Bewertung wird aus 
Bevölkerungsumfragen ermittelt, in denen die Befragten unterschiedliche 
Berufe hinsichtlich des Prestiges und des sozialen Ansehens einschätzen. 
Aus diesen Einschätzungen wird danach die Prestige-Wertung errechnet, 
wobei die Werte von 0 bis 1 00 reichen können. Die Berufsbranchen wur­
den nach dem ÖNACE-Grundsystem der Wirtschaftstätigkeiten23 klassifi­
ziert. Folgende Kategorien kamen zur Anwendung: Land- und Forstwirt­
schaft, Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden, Sachgütererzeu­
gung, Bauwesen , Handel, Verkehr und Nachrichtenübermittlung, Kredit­
und Versicherungswesen ,  Gastgewerbe, sonstige Dienstleistungen,  öf­
fentliche Verwaltung. Zusätzlich wurde die Kategorie Wissenschaft und 
Kunst aufgenommen. Weiters wurde die Betriebsgröße durch die Anzahl 
der im Betrieb beschäftigten Personen berücksichtigt. 

4. Empirische Analysen zu den Determinanten 
des Einkommens 

Im Folgenden werden einige Regressionsmodelle präsentiert, und zwar 
ein allgemeines Modell (Tabelle 1 )  und Modelle mit I nteraktionen (Tabel­
le 2). Im al lgemeinen Modell sind die einzelnen Charakteristika aufge­
nommen ,  ohne dass auf etwaige Wechselwirkungen wie z. B. unter­
schiedl iche Auswirkungen der Bildung für Frauen und Männer eingegan­
gen wird. Diese detail l ierten Untersuchungen erfolgen in den Modellen mit 
I nteraktionen .  

Es  handelt sich dabei um eine l ineare Regression mit paarweisem Fall­
ausschluss. Die Modelle wurden für 1 986, 1 993 und 2003 getrennt ge­
rechnet. Zur Val idierung der Ergebnisse wurden auch die Listwise-Aus­
schlussmodelle errechnet und verschiedene Arten der Variableneingabe 
(enter, forward, backward und stepwise) angewendet. Obwohl die anhän­
gige Variable der Stundenlohn ist, wurde zusätzl ich d ie Wochenarbeits-
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zeit aufgenommen. Die Arbeitszeit d ient dabei als I ndikator für die Steu­
erprogression, da bei länger Arbeitszeit ein höherer Steuerbetrag zu ent­
richten ist und der Zuwachs an Nettoeinkommen dementsprechend nied­
riger ausfällt. 

Die Tabellen sind folgendermaßen zu interpretieren. Die Spalte "B" gibt 
die unstandardisierten Regressionskoeffizienten wieder. Wenn bei einem 
dichotomen Merkmal wie z. B. dem Geschlecht, wo es nur zwei Ausprä­
gungen gibt, ein B-Wert von -1 ,76 steht, so bedeutet d ies, dass das in der 
Tabelle angegebene Merkmal ,  hier weiblich, im Vergleich zur anderen Ka­
tegorie, hier männl ich, um 1 ,76 Euro weniger je Stunde verd ient - kon­
troll iert für al le anderen Variablen in der Regression. Bei Merkmalen, bei 
denen es mehrere Kategorien und eine Referenzgruppe (,,Ref." in den Ta­
bellen) gibt, beziehen sich die B-Werte immer auf d ie Referenzkategorie. 
Für die Altersgruppen bedeutet dies für das Jahr 1 986 in Tabelle 1 ,  dass 
z. B. die 1 6- bis 1 9-Jährigen um 2,9 Euro weniger als d ie 40- bis 49-Jäh­
rigen verdienen. Für Variablen mit mehreren Ausprägungen wie z. B. die 
Bildung (Pflichtschule ohne Lehre = 1 ,  mit Lehre = 2,  . . .  , Universität = 6) 
bedeuteten die B-Werte, dass mit einer um einen Grad höheren Bildung 
das Einkommen um den entsprechenden B-Wert steigt. Hier heißt das al­
so für 1 986, dass das Einkommen um 56 Cent je Bildungskategorie steigt; 
Personen mit Pflichtschu le und Lehre verdienen im Schnitt also um 56 
Cent je Stunde mehr als Personen mit Pflichtschule ohne Lehre. 

ln der Spalte "Beta" sind die standardisierten Regressionskoeffzienten 
angegeben. Diese dienen dazu, den relativen Einfluss der einzelnen Va­
riablen zu vergleichen. Die Höhe der unstandardisierten B-Werte hängt ja 
davon ab, wie d ie dazugehörigen Variablen skal iert s ind.  Diese Unter­
schiede werden hier ausgeglichen; je höher der Absolutwert der Beta-Wer­
te, desto stärker beeinflusst eine Variable das Einkommen.  Für 1 986 in 
Tabelle 1 bedeutet d ies, dass das Geschlecht einen stärkeren Einfluss als 
d ie Bildung hat, und die Bildung wiederum wichtiger ist als d ie Anzahl der 
Mitarbeiter im Betrieb. 

ln der Spalte "Sig ."  ist das Signifikanzniveau angegeben. Diese Werte 
d ienen dazu , abzuschätzen, ob der Einfluss einer Variablen gesichert ist 
oder ob damit gewisse Unsicherheiten verbunden sind. Je kleiner d iese 
Werte sind, umso sicherer ist ein Einfluss; Werte kleiner gleich 0,05 gel­
ten als I ndikator für einen gesicherten Einfluss auf 95%-Niveau.  Das Sig­
n ifikanzniveau hängt von unterschiedl ichen Faktoren ab, unter anderem 
auch davon, wie viele Personen in die jeweilige Kategorie fallen . Wenn al­
so nur fünf Personen in die Kategorie "Alter 60 bis 69" fal len, ist ein sig­
n ifikanter Einfluss weniger wahrscheinlich, als wenn 50 Personen in die­
se Kategorie fal len. Die Wahrscheinlichkeit, dass das Ergebnis bei weni­
gen Personen zufäll ig zustande kam,  ist eben größer. Zusammenfassend 
heißt das also, dass vor allem Indikatoren mit einem Wert kleiner gleich 
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0,05 interpretiert werden und bei allen anderen eine gewisse Vorsicht ge­
boten ist. 

Unter den einzelnen Modellen ist auch noch der Erklärungswert R2 an­
gegeben . Dieser Wert gibt an, wie gut ein Modell die abhängige Variable, 
in diesem Fall das Einkommen, erklären kann.  Statistisch betrachtet, han­
delt es sich dabei um den Anteil der erklärten Varianz. 1 986 können also 
43% erklärt werden, 1 993 39% und 2003 28%. Wir sehen h ier schon ein 
sehr interessantes Ergebnis. Die verwendeten Variablen können das Ein­
kommen über die Zeit h inweg immer schlechter erklären. Inhaltl ich be­
deutet das, dass das Individualeinkommen immer stärker von anderen, in 
der Analyse n icht enthaltenen Einflussgrößen abhängt. Wir können nur 
vermuten, welche das s ind.  Es könnte sich um psychologische Merkma­
le der Personen handeln ,  Zusatzqualifikationen, soziale Kompetenz, struk­
turel le Merkmale wie Kontinu ität der Berufslaufbahn und vieles mehr. 
Nichtsdestoweniger sind d ie hier vorgefundenen Erklärungswerte durch­
aus im oberen Bereich des üblichen Rahmens der empirischen Sozialfor­
schung. 

Beginnen wir nun mit der Interpretation dieser allgemeinen Modelle (sie­
he Tabelle 1 ), und betrachten wir zunächst die drei klassischen sozio-struk­
turel len Charakteristika, näml ich das Geschlecht, das Alter und d ie Bi l­
dung. 

Die Unterschiede in der Entlohnung von Männern und Frauen zählen 
wohl zu den am meisten d iskutierten Aspekten .  Auch in diesen Analysen 
zählt das Geschlecht der Befragten zu den prominentesten Einflussfak­
toren. Es zeitigt einen Beta-Wert von über -0,2 für Frauen - wobei d ieser 
zumindest im Pairwise-Model l  über d ie drei Erhebungen h inweg sogar 
steigt. Betrachtet man die unstandardisierten B-Werte, so lässt sich sa­
gen , dass Frauen im Schnitt 1 986 rund 1 ,  76 Euro je Stunde weniger ver­
d ienten, 1 993 rund 2,20 Euro und 2003 1 ,93 Euro. Somit lässt sich zu al­
len drei Zeitpunkten eine niedrigere Entlohnung von Frauen nachweisen. 
Später wird in den Detailanalysen noch gezeigt, dass Frauen durch eine 
höhere Bildung diese Kluft verringern können. 

H insichtl ich des Alters der Arbeitnehmer war auf Grund des Seniori­
tätsprinzips sowie der Akkumulation von Humankapital zu erwarten, dass 
die Entlohnung mit dem Alter steigt. Dies zeigt sich auch hier zu allen drei 
Zeitpunkten. Das Einkommen erhöht sich bis zur Gruppe der 40- bis 49-
Jährigen relativ g leichmäßig , während die 50- bis 59-Jährigen nur noch 
einen kleineren, nicht sign ifikanten Zuwachs verzeichnen. Die Gruppe der 
Über-60-Jährigen umfasst in d iesen Stichproben nur wenige Berufstätige, 
insofern ist es nicht verwunderl ich, dass hier die Unterschiede meist nicht 
sign ifikant sind. Mit al ler Vorsicht lässt sich aber behaupten ,  dass in die­
ser Altersgruppe nur noch jene arbeiten, die über ein überdurchschnittli­
ches Einkommen verfügen . 
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00 Tabelle 1 :  Die Auswirkung verschiedener Charakteristika auf das lndividualkommen. 1986, 1993 � 00 

und 2003 im Vergleich (lineare Regressionen) 
..., 
z ('; 
:r I>' 

1986 1993 2003 ;:::> 
§ 

Sig. 
� 

B Beta B Beta Sig. B Beta Sig. Cl (1; 
(Konstante) 1 0,44 0,000 1 5,02 0,000 1 1 ,33 0,000 ;r. 

� 
Wochenarbeitszeit in Std. -0,12 -0,33 0,000 -0,16 -0,33 0,000 -0,12 -0,34 0,000 

"" ('; :;,-t.: 
:::0 

Geschlecht (weiblich) -1 ,76 -0,22 0,000 -2,20 -0,23 0,000 -1 ,92 -0,25 0,000 
Schulabschluss (nieder-hoch) 0,53 0,18 0,000 0,80 0,24 0,000 0,63 0,26 0,000 
Alter 16 bis 1 9  -2,90 -0,19 0,000 -4,40 -0,23 0,000 -2,93 -0,09 0,009 
Alter 20 bis 29 -1 ,25 -0,14 0,003 -2,22 -0,20 0,000 -0,99 -0,10 0,026 
Alter 30 bis 39 -0,74 -0,08 0,042 -1,27 -0,12 0,002 -0,43 -0,05 0 , 1 88 
Alter 40 bis 49 Ref. Ref. Ref. 
Alter 50 bis 59 0, 1 2  0,01 0,758 0,12 0,01 0,798 0,26 0,03 0,511 
Alter 60 bis 69 2,19 0,06 0,048 1 ,43 0,03 0,367 1 ,65 0,03 0,390 

I I 
Anzahl Kinder (0 • n) 0,09 0,03 0,452 -0,15 -0,04 0,397 0,31 0,09 0,036 

Verheiratet Ref. Ref. Ref. "' 

Ledig - 1 , 1 0  -0,13 0,006 -0,37 -0,04 0,416 0,20 0,02 0,593 ..... � 
Geschieden -0,61 -0,04 0,281 -0,11  -0,01 0,839 0,64 0,06 0 , 1 05 ::r 

� Verwitwet 0,43 0,02 0,633 3,60 0,08 0,008 0,06 0,00 0,961 "" 
II"; 
"' 
N 
0 

Religion: Röm-Kat. Ref. Ref. Ref. 0 
u, 

':-' 
Religion: Evangelisch 0,55 0,03 0,274 -1 ,40 -0,07 0,031 -0,39 -0,02 0,512 -.... (1; 
Religion: Andere 4,32 0,09 0,005 -0,09 0,00 0,930 -0,83 -0,06 0 , 1 03 :::0 -
Religion: Keine -0,08 -0,01 0,865 0 , 1 6  0,01 0,734 -0,25 -0,02 0,523 

Beruf Vater Prestigescore 0,05 0,13 0,001 0,00 -0,01 0,802 0,02 0,06 0,168 
Schulabschluss Vater -0,16 -0,05 0,275 0,00 0,00 0,994 -0,16 -0,06 0,273 
Schulabschluss Mutter 0, 1 3  0,03 0,470 -0,12 -0,03 0,507 0,05 0,01 0,759 



Beruf Prestigescore 0,05 0,16 0,000 0,07 0,19 0,000 0,05 0,19 0,000 

Gewerkschaftsmitglied -0,36 -0,04 0,204 0,56 0,06 0,087 0,24 0,03 0,394 

Parteimitglied 0,48 0,06 0,108 0,24 0,02 0,532 0,85 0,08 0,031 

Personen im Betrieb 0,00 0,09 0,005 0,00 0,05 0,152 0,00 0 , 1 0  0,004 

Sechgütererzeugung Ref. Ref. Ref. 
<".) 

Land- und Forstwirtschaft 0,28 0,01 0,742 -0,86 -0,02 0,435 -1 .18  -0,03 0,449 
.... "' ::r 

Bergbau und Gewinnung 1 , 1 0  0,05 0,107 0,50 0,02 0,524 -0.44 -0,01 0,707 
... (I; "' 

Bauwesen -0,03 0,00 0,955 0,75 0,04 0,239 0,12 0,01 0,827 
:I 

rr.: 

Handel 0,01 0,00 0,990 0,33 0,02 0,555 -0,90 -0,07 0,080 
'N 
0 
0 

Verkehr 0,21 0.02 0,651 -0,99 -0,06 0,096 -0,25 -0,02 0,656 � 
Kredit und Versicherung 0,84 0,04 0,180 1 ,09 0,04 0,169 -0,31 -0,02 0,622 Ci' 

;:::> 
Gastgewerbe 0,76 0,04 0,291 0,16 0.01 0,852 -0,52 -0,03 0,455 -

Dienstleistungen 0,99 0,06 0,098 0,41 0,02 0,520 -0,94 -0,07 0,064 

Wissenschaft und Kunst 1,67 0,1 0 0,011 2,17 0,1 1  0,002 -0,61 -0,05. 0,270 

Verwaltung 0,16 0,01 0,688 -0,29 -0,02 0,561 -1 ,20 -0,10 0,008 

Gesundheit 1,05 0,05 0,120 -0,72 -0,03 0,309 -0.43 -0,03 0,380 

Niederösterreich Ref. Ref. Ref. 
Vorarlberg 1,22 0,06 0,068 2,97 0,13 0,000 0,79 0,04 0,263 

Tirol 0,37 0,02 0,51 1 0,05 0,00 0,932 0,74 0,05 0,169 

Salzburg -0,03 0,00 0,957 0,00 0,00 0,998 -0,28 -0,02 0,621 

Oberösterreich 0,44 0,04 0,303 0,23 0,02 0,660 0 , 1 0  0,01 0,816 

Kärnten 0,79 0,05 0,175 -0,14 -0,01 0,848 -0,03 0,00 0,966 

Steiermark 0,12 0,01 0,790 0,03 0,00 0,955 0 , 1 8  0,02 0,679 � 
Burgenland 0,15 0,01 0,836 0,36 0,01 0,658 -0,42 -0,02 0,597 t:;' 

r; 

Wien 1 ,45 0, 1 5  0,007 0,45 0,04 0,476 0,00 0,00 0,996 
t":· 
i 
::::> 
E 

Ortsgröße (klein - groß) -0,05 -0,03 0,516 -0,08 -0,04 0,350 0,09 0,06 0,233 6. 
Cl 0 'JI 

R2 = 0.43 R2 = 0,39 R2 = 0,28 
� 
VI 
Q.. 

00 
Quelle: SSÖ 1986, 1993 und 2003 
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Das Bildungsniveau hat - wie zu erwarten - deutliche Auswirkungen auf 
die Einkommenshöhe. Über die drei Wellen h inweg entwickelt es sich zu 
einer der einflussstärksten Variablen und erreicht 2003 einen Beta-Wert 
von 0,26. Es lässt sich also festhalten,  dass das Merkmal Bildung von 1 986 
auf 2003 stark an Bedeutung gewonnen hat. Der Beta-Koeffizient beträgt 
im Jahr 1 986 0, 1 8, steigt 1 993 auf 0,24 und 2003 auf 0,26 im Jahr 2003. 
ln den folgenden Analysen wird noch gezeigt, dass das Ausbildungsnive­
au vor allem für Frauen von enormer Bedeutung ist. 

Der Fami l ienstand und die Anzahl  der Kinder haben ebenfal ls Auswir­
kungen auf das Nettoeinkommen . Im allgemeinen Modell hat d ie Kinder­
zahl nur 2003 eine positive Einflusses auf das Nettoeinkommen. Die Ur­
sache dieses positiven Einflusses könnte z. B. in steuerlichen Begüns­
tigungen wie Alleinverdienerabsetzbetrag für Lebensgemeinschaften oder 
dem Kindergeld vermutet werden. Die Auswirkung der Kinder wird später 
noch genauer analysiert, wobei sich zeigen wird ,  dass die Kinderzahl auf 
Männer und Frauen unterschiedl iche Effekte hat. Die Ergebnisse hin­
sichtlich des Fami l ienstandes decken sich inhaltlich mit denen der Kin­
derzahl .  1 986 verdienten ledige Personen weniger als verheiratete Per­
sonen; sie hatten steuerliche Nachteile, gleichzeitig waren rund 85% der 
Ledigen auch kinderlos. 

Im Gegensatz zum erworbenen Merkmal Bi ldung hat das zugeschrie­
bene Merkmal "soziale Herkunft" deutlich an Einfluss verloren. Die sozia­
le Herkunft war 1 986 noch bedeutend. Zwar waren weder d ie Schulbi l­
dung des Vaters oder Mutter relevant, sehr wohl  zeigte sich aber ein Zu­
sammenhang mit dem Berufsprestige des Vaters. Umso höher das Pres­
tige des Vaters war, desto höher war 1 986 das Einkommen der Befragten. 
Für 1 993 und 2003 lassen sich in dieser Hinsicht keine Effekte mehr nach­
weisen.  

Das Religionsbekenntnis der Befragten wurde vor allem aufgenommen, 
um das zugeschriebene Merkmal immigrant abzudecken , da die Katego­
rie "Andere" auch jene umfasst, die dem Islam angehören. Der Zeitver­
gleich zeigt I nteressantes und tei lweise Unerwartetes. Die Gruppe mit 
nicht-christl ichem Religionsbekenntnis verdiente 1 986 überdurchschnitt­
lich gut, sank aber bis 2003 bis unter den Schnitt ab. Die Ursache für das 
hohe Einkommen dürfte 1 986 in der Stichprobe zu suchen sein. Personen 
mit anderem Relig ionsbekenntnis sowie deren Eltern waren 1 986 über­
durchschnittlich gebildet, waren zu fast 50% aus Wien und sehr häufig im 
Bereich Wissenschaft und Kunst tätig (Eigenschaften ,  d ie für Personen 
mit evangelischem Bekenntnis im Jahr 1 993 ebenfalls zutraf) . Es sind al­
so Charakteristika, welche n icht unbedingt für n iedrig qualifizierte Gast­
arbeiter sprechen. 1 993 und 2003 verschlechtern sich diese Ind ikatoren 
für Personen mit anderem Religionsbekenntnis aber dramatisch und wei­
sen auf eine deutlichere Niederqualifizierung hin .  
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Nachdem wir nun einige Merkmale der Individuen betrachtet haben, wen­
den wir uns nun den Merkmalen des Berufs und des Arbeitsplatzes zu. 
Direkt mit dem Beruf verbunden ist die Prestigewertung, d .  h. also die Be­
wertung des Berufs durch die Bevölkerung. Die Prestigewertung ist über 
die Zeit hinweg von signifikanter Bedeutung und zeitigt einen Beta-Wert 
knapp unter 0,2; ein Befund, der nicht weiter überrascht. Ein anderes Merk­
mal, das mit dem Arbeitsplatz verbunden ist, ist die Betriebsgröße. Die­
ses Charakteristikum ist in den Jahren 1 986 und 2003 signifikant. Die Aus­
wirkung deckt sich mit dem vermuteten Zusammenhang, dass die Ent­
lohnung in größeren Betrieben höher ist. Bei den Branchen zeigen sich 
ebenfalls relativ konsistente Veränderungen. Fast alle Branchen haben im 
Vergleich zur Referenzkategorie, der Sachgütererzeugung, ein niedrige­
res Einkommen. Einzig die Baubranche kann sich über der Referenzka­
tegorie halten, sogar mit einer kleinen Spitze im Jahr 1 993. 

Ein weiteres Merkmal ,  dass mit dem Beruf verbunden ist, ist eine Mit­
gl iedschaft in einer Gewerkschaft bzw. - etwas entfernter - auch in einer 
Partei. Im allgemeinen Modell zeigt sich 2003 ein positiver Effekt durch ei­
ne Parteimitgliedschaft; für 1 993 kann in einem Backward-Modell auch ei­
ne Gewerkschaftsmitgliedschaft positiv punkten.  Eigentlich würde man er­
warten, dass d iese Variablen 1 986 stärkere Effekte ausüben als in den 
Folgejahren. Die Vermutung ist ja, dass 1 986 Parteipatronage und Nepo­
tismus um ein iges stärker ausgeprägt waren als 2003. Eine mögliche Er­
klärung ist, dass 2003 vor al lem ältere Personen Mitgl ieder bei Parteien 
waren und somit mehrere, sich positiv auf das Einkommen auswirkende 
Faktoren wie z. B. Seniorität mit der Parteimitgliedschaft korrespondieren. 
Eine andere Erklärung könnte natürlich auch darin l iegen, dass es d iesen 
Menschen besser mögl ich ist, Sozialkapital zu akkumul ieren und dieses 
in Einkommen umzusetzen. 

Werfen wir schlussendlich noch einen Blick auf die Auswirkung des geo­
graphischen Ortes und betrachten wir kurz, ob sich von Seiten der Bundes­
länderzugehörigkeit oder der Größe des Wohnortes Effekte nachweisen 
lassen.  Bei den Bundesländern l iegen Vorarlberg und Wien in der E in­
kommenshöhe voran, wenngleich diese Boni im Laufe der Zeit schwinden. 
2003 zeigen sich keine sign ifikanten Unterschiede mehr zu den anderen 
Bundesländern. Etwaige Lohnunterschiede zwischen Bundesländern wä­
ren in  diesem Fal l  also nur durch individuelle Merkmale zu erklären. Eine 
durchschnittl ich höhere Bi ldung der Bevölkerung in Städten führt eben­
falls zu einem höheren Lohnniveau, ohne dass das höhere Lohnniveau 
durch eine immanente Eigenschaft der Region Stadt verursacht wird .  Die 
Größe des Wohnorts zeitigt keine signifikanten Auswirkungen. Auch h ier 
lässt sich vermuten, dass ein Tei l  der Unterschiede durch die andere so­
ziodemographische Zusammensetzung der Bevölkerung bedingt ist und 
somit keine signifikante Reststreuung verbleibt. Weiters muss der Wohn-
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'-0 Tabelle 2: Verschiedene Interaktionseffekte und ihre Wirkung auf das individuelle Einkommen. 1 986, � N 
1 993 und 2003 im Vergleich ( l ineare Regression) "' (') ::r Pl 

1 986 1 993 2003 ::P 
§ 

B Beta Sig. B Beta Sig. B Beta Sig. 0.. 
Cl (!) "' 

Interaktionsmodell 1 � "' (') 
Geschlecht -1 ,44 -0, 1 8  0 ,01 0 -1 ,98 -0,20 0,004 -3,05 -0,40 0,000 ::r Pl 
Schulabschluss Mann 0,57 0,23 0,000 0,83 0,30 0,000 0,43 0,20 0,005 

::P 

Schulabschluss Frau 0,45 0, 1 7  0 ,008 0,75 0,26 0,000 0,79 0,42 0,000 

Interaktionsmodell 2 
Schulabschluss Jung 0,38 0, 1 5  0 ,007 0,59 0,20 0,000 0,44 0,20 0,001 
Schulabschluss Alt 0,70 0,27 0,000 1 ,00 0,36 0,000 0,77 0,40 0,000 
Alter 1 6  bis 1 9  -2,33 -0, 1 5  0 ,000 -3,57 -0, 1 9  0 ,000 -2, 1 3  -0,07 0,062 
Alter 20 bis 29 -0,48 -0,05 0,001 -1 ,09 -0, 1 0  0 ,090 -0, 1 0  -0,01 0 ,91 9 
Alter 30 bis 39 -0,42 -0,05 0,362 -0,79 -0,07 0,074 -0, 1 0  -0,01  0 ,806 
Alter 40 bis 49 Ref. Ref. Ref. 
Alter 50 bis 59 0, 1 2  0 ,01 0 ,273 0 , 1 1 0 ,01 0 ,8 1 8  0 ,31  0 ,03 0,437 
Alter 60 bis 69 1 ,99 0,06 0,756 1 ,30 0,03 0,4 1 0  1 ,65 0,03 0,385 

Interaktionsmodell 3 .._, ...... 
Kinder Frau -0,03 -0,01 0,838 -0,54 -0, 1 0  0 ,022 0,01 0 ,00 0,945 '-< 

Kinder Mann 0, 1 7  0 ,06 0,243 0, 1 9  0 ,04 0,347 0,60 0, 1 6  0 ,002 ! 
Verheiratet Ref. Ref. Ref. § (JQ 
Ledig -1 ,01 -0, 1 3  0 ,006 -0,23 -0,02 0,6 1 3  0,23 0,03 0 ,526 r:::; 0 
Geschieden -0,58 -0,03 0,308 0,06 0,00 0,907 0,70 0,06 0,077 0 

� 
Verwitwet 0 ,43 0,02 0,640 3,63 0,08 0,007 0,26 0,01 0,829 :::r:: (!) ::P 
Quelle: SSÖ 1 986, 1 993 und 2003 ...... 
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ort nicht unbedingt der Arbeitsort sein, da viele auch zu ihrem Arbeitsplatz 
pendeln .  

Nachdem wir nun das allgemeine Modell besprochen haben, wird im Fol­
genden versucht, ein paar detaillierte Aspekte herauszuarbeiten, und zwar 
die Wechselwirkungen von Bildung und Geschlecht, von Bi ldung und Al­
ter sowie von Kinderzahl und Geschlecht. ln diesen Modellen sind alle an­
deren Variablen aus dem al lgemeinen Modell (Tabelle 1 )  ebenfal ls be­
rücksichtigt - nur werden diese der Einfachheit wegen nicht dargestellt. 
Tabelle 2 zeigt diese Interaktionseffekte sowie einige relevante, in d irek­
tem Zusammenhang mit den untersuchten Charakteristika stehenden Va­
riablen. 

Modell eins untersucht die Auswirkung des Ausbildungsniveaus getrennt 
für Männer und Frauen . Hier zeigt sich, dass sich die Bedeutung der Aus­
bildung für beide Gruppen höchst unterschiedlich entwickelt hat. Bei den 
Frauen hat die Bedeutung sukzessive zugenommen, der Beta-Wert steigt 
von 0, 1 7  (1 986) auf 0,26 (1 993) und auf 0,42 (2003) , während der Wert 
bei den Männern zwischen 0,23 und 0,30 pendelt und keinen kontinu ier­
lichen Anstieg bzw. Abfall erkennen lässt. Dieser Bedeutungszuwachs der 
Bildung bei Frauen geht aber mit einer Zunahme der generel len Einkom­
menskluft zwischen Männern und Frauen einher. Abbildung 1 verdeutlicht 
diesen Zusammenhang. 1 986 ist der Unterschied zwischen Männern und 
Frauen mit niedriger Schulbildung geringer als im Jahr 2003. Andererseits 
können sich Frauen 2003 durch die größere Auswirkung der Ausbildung 
mit höherer Schulb i ldung stärker den Männereinkommen annähern als 
1 986. Die Kluft zwischen hoch ausgebi ldeten Frauen und Männern war 
somit 2003 deutlich niedriger als 1 986. Wenn die durchschnittliche Bildung 
der erwerbstätigen Frauen höher ist als die der Männer, dann kann sich 
die durchschnittliche Kluft von 1 986 auf 2003 durchaus verringert haben, 
wie im al lgemeinen Modell gezeigt wurde. 

Modell zwei geht auf die Bedeutung der Ausbi ldung für jüngere und äl­
tere Kohorten ein. Im Vergleich zum allgemeinen Model wird deutlich, dass 
d ie sign ifikanten Effekte bei den Altersgruppen deutl ich weniger werden. 
Das heißt also, dass ein Gutteil der Alterseffekte durch die d ifferenzierte 
Aufschlüsselung in Alter und Bildung abgebildet werden. Die Detailanaly­
se zeigt weiters, dass die Bedeutung der Bi ldung für ältere Leute konti­
nu ierlicher gestiegen ist als für Jüngere. Für Jüngere ist zwar von 1 986 
auf 1 993 eine leichte Erhöhung des Effekts auszumachen, von 1 993 bis 
2003 bleiben die Werte aber konstant. Zu allen drei Zeitpunkten kann man 
aber eindeutig erkennen, dass höhere Ausbi ldung für die ä ltere Gruppe 
einen größeren Einfluss auf das Einkommen hat als für die jüngere. So­
wohl die B-Werte als auch die Beta-Werte sind etwa doppelt so hoch . Der 
Einkommenszuwachs je Bildungskategorie ist für Ältere also fast doppelt 
so hoch wie bei den Jüngeren. 
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Abbildung 1:  Die Auswirkung von Geschlecht und Bildung auf 
das Einkommen. 1986 und 2003 im Vergleich 

Hinsichtlich der Alterskohorten gibt es noch eine weitere interessante 
Vergleichsmöglichkeit Die Altersgrenze wurde mit 33 Jahren so gewählt, 
dass die ältere Kohorte der Erhebung 2003 der jüngeren Kohorte der Er­
hebung 1986 entspricht. Das heißt also, diejenigen, die 1 986 in die Grup­
pe ,.Schulabschluss jung" fielen, wären 2003 in der Gruppe ,.Schulab­
schluss alt" enthalten. 1986 stand die jüngere Gruppe einer älteren Ko­
horte gegenüber, für die sich die Bildung rund doppelt so stark auswirkte. 
Der Beta-Wert für die Jüngeren betrug 1986 0,1 5  und für die Älteren 0,27. 
2003, als die Jüngeren aus 1986 bereits die Älteren waren, wirkte sich bei 
ihnen die Bildung mit einem Beta von 0,42 aus, während der Beta-Wert 
der ,.neuen Jungen" 0,2 beträgt. Das heißt also, dass sich über die Zeit 
hinweg die Relation von rund 1:2 gehalten hat, während die Absolutwer­
te gestiegen sind. 

Modell 3 untersucht die Auswirkungen der Kinderanzahl auf das Ein­
kommen, wobei hier zwischen Männern mit Kindern und Frauen mit Kin­
dern unterschieden wird. Zusätzlich wird der in diesem Zusammenhang 
wichtige Familienstand abgebildet. Im Vergleich zum allgemeinen Modell 
ist die Kinderanzahl auch 1 993 relevant. Der Vergleich von Männern und 
Frauen zeigt einen entgegengerichteten Effekt. Männer mit Kindern liegen 
mit ihrem Einkommen über dem Schnitt, während Frauen mit Kindern da­
runter liegen. 1986 zeigt sich interessanterweise kein Effekt von Kindern. 
Sehr wohl ist in diesem Jahr aber der Familienstand "ledig" signifikant; ein 
Faktum, das sich - wie beim allgemeinen Modell besprochen - in ähn­
lichen steuerlichen Vor- und Nachteilen wie bei Kindern begründen lässt. 
Frauen verlieren also durch Kinder an Einkommen; die Erwerbsunterbre­
chung dürfte hierfür verantwortlich sein. 
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5. Zusammenfassung und Schlussfolgerungen 

Der Ausgangspunkt der Analysen dieses Beitrages war es, die Deter­
minanten des Einkommens unter Berücksichtung von individuellen Cha­
rakteristika, Merkmalen des Berufes bzw. Arbeitsplatzes und wirtschaft­
l ichen Rahmenbedingungen i m  S inne regionaler Untersch iede zu be­
trachten. Zusätzlich wurde versucht, Veränderungen, d ie über die drei Er­
hebungsjahre 1 986, 1 993 und 2003 stattfanden , festzustellen. 

Hinsichtl ich der drei unterschiedlichen Determinanten stellte sich deut­
lich heraus, dass individuelle Merkmale bedeutender sind als jene des Be­
rufs bzw. des Arbeitsplatzes und dass die reg ionalen Unterschiede den 
geringsten Einfluss zeitigten .  Der geringe Einfluss regionaler Variationen 
ist unter Umständen auch darauf zurückzuführen, dass d ie Charakteristi­
ka einzelner Gebiete durch Kumul ierung individueller Eigenschaften zu­
stande kommen. Waren z. B. 1 986 oder 1 993 noch Effekte der Bundes­
länder Wien bzw. Vorarlberg auszumachen, so sind diese 2003 nicht mehr 
vorzufinden. 

Interessante Verschiebungen gab es auch zwischen den einzelnen Bran­
chen. Die Branche Sachgütererzeugung hat im E inkommen gegenüber 
vielen anderen Branchen deutlich an Boden gewonnen - trotz des Um­
standes, dass dieser Wirtschaftssektor im Vergleich zu den anderen im­
mer kleiner wird .  Dies könnte man nun auf eine Erhöhung des Lohnnive­
aus in dieser Branche zurückführen oder aber auf ein Absinken in den an­
deren Branchen. Eine Betrachtung des mittleren Einkommens, basierend 
auf Angaben der Statistik Austria ,24 gibt für 2002 ein Pro-Kopf-Einkommen 
je Arbeitnehmer von 1 650 € netto pro Monat an. Für 1 993 beträgt der ent­
sprechende Wert 1 460 € .  Zieht man nun zusätzl ich die I nflationsrate in  
Betracht, so l iegen d ie  Einkommen von 2002 unter dem Wert von 1 993! 
Insofern wäre es also nicht überraschend, wenn sich die zweite Vermu­
tung bestätigen würde, nämlich dass alle anderen Branchen verloren ha­
ben .  

Bei den individuellen Eigenschaften wurde zwischen erworbenen und 
zugeschriebenen unterschieden. Hier zeigt sich, dass d ie soziale Herkunft 
seit 1 986 ihren Einfluss verloren hat. Welchen Beruf der Vater hat, ist 1 993 
und 2003 unerheblich für das Einkommen seiner Kinder. 1 986 konnte von 
dieser Seite noch ein Einfluss festgestellt werden. Es kam also zu einer 
Verschiebung in Richtung erworbener Merkmale. Hier spielt die Bildung 
eine besonders prominente Rolle. Die Bedeutung der Schulbildung steigt 
im allgemeinen Modell seit 1 986 kontinuierlich an,  wobei sie vor al lem für 
Frauen besondere Vorteile im Einkommen mit sich bringt. Die allgemeine 
Bi ldungsexpansion hat also nicht zu einer breiten Entwertung dieser Zer­
tifikate geführt. Die Kluft zwischen Männern und Frauen bleibt nach wie 
vor bestehen ; Frauen konnten 2003 aber durch eine höhere Ausbi ldung 
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die Kluft zu den Männern viel stärker verringern als noch 1986. Gleichfalls 
besteht weiterhin ein großer Unterschied im Einkommen zwischen den Al­
tersgruppen. Ältere Personen verdienen mehr als jüngere. im Besonde­
ren gilt das für hoch ausgebildete ältere Personen. Der Vergleich einzel­
ner Kohorten zeigt aber, dass die Relation zwischen Jungen und Alten 
über die Jahre hinweg relativ stabil bleibt. Falls sich dieser Trend vorsetzt, 
können die heute Jungen davon ausgehen, dass sie in  der Zukunft im sal­
ben Maße privilegiert sein werden, wie es die heute Alten sind. 

Auffallend ist aber, dass über die Zeit hinweg immer weniger an Varianz 
im Einkommen erklärt werden kann. Das heißt also, dass klassische so­
zial-strukturelle Charakteristika immer weniger zur Erklärung des indivi­
duellen Einkommens beitragen. Es kann vermutet werden, dass die in den 
vielen Inseraten genannten Schlüsselqualifikationen wie soziale Kompe­
tenz, Auslandserfahrungen, Flexibilität usw. zu einem Teil für die Höhe des 
Einkommens bestimmend sind. 

Anmerkungen 

1 Blossfeld et al. (1988). 
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7 Blaschke und Cyba (1996), Hartmann und Koop (2001), Granato und Kalter (2001). 
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Zusammenfassung 

ln diesem Beitrag wird untersucht, welche Faktoren das Einkommen abhängig Er­
werbstätiger in Österreich bestimmen und wie sich die einzelnen Faktoren in den Jahren 
1986. 1993 und 2003/04 verändert haben. Datengrundlage ist der Soziale Survey Öster­
reich; in dieser Erhebung wurden 1986, 1993 sowie 2003/04 jeweils rund 2.000 Österrei­
cherinnen befragt. Inhaltlich zeigt sich eine Bedeutungszunahme von erworbenen Merk­
malen. Das Ausbildungsniveau wurde über die Jahre hinweg immer bedeutender, vor 
allem bei Frauen. Die soz.iale Herkunft war nur 1986 relevant, ist es heute aber nicht mehr. 
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Volkswirtschaftliche Auswirkungen der 
•• • •  1 Okostromförderung in Osterreich 

Hans-Joachim Bodenhöfer, Norbert Wohlgemuth, Markus Bliem, 
Anneliese Michael, Klaus Weyerstraß 

1.  Die Österreichische Einspeiseregelung 

Im  Zuge der Liberal isierung des Elektrizitätsmarktes erfolgte in Öster­
reich auch eine Neugestaltung der Förderaktivitäten des Bundes zum Aus­
bau erneuerbarer Energieträger. Mit dem l nkrafttreten des Elektrizitäts­
wirtschafts- und -organisationsgesetzes (EIWOG) im Jahr 1 998 wurde ei­
ne Abnahmepflicht für Strom aus erneuerbaren Energieträgern durch Be­
treiber von Vertei lernetzen in Verbindung mit festgelegten Mindestein­
speisetarifen eingeführt. Umfassende Novali ierungen des EIWOG im Jahr 
2001 durch das Energieliberalisierungsgesetz2 sowie im Jahr 2002 durch 
das Ökostromgesetz3 führten zu einer stufenweisen Anpassung der Öko­
stromförderung an neue Rahmenbedingungen und Zielsetzungen, wobei 
jedoch am Instrument der Einspeiseregelung festgehalten wurde.4 

Das Ökostromgesetz in seiner aktuellen Fassung definiert das Ziel, den 
Anteil der erneuerbaren Energiequellen am Bruttoinlandsstromverbrauch 
von 70% (1 997) auf 78, 1 %  im Jahr 201 0  zu steigern. Der im Gesetz an­
gegebene Referenzwert von 78, 1 %  für die inländische Stromproduktion 
aus erneuerbaren Energieträgern sol l  mit 62% aus Großwasserkraft, 9% 
aus Kleinwasserkraft, 4% aus Ökostromanlagen und 2-3% aus sonstigen 
erneuerbaren Energieträgern , die keine Förderung erhalten,  erreicht wer­
den.  Auf Grundlage des Ökostromgesetzes wird vom zuständigen 
Bundesminister eine Einspeisetarif-Verordnung5 erlassen,  welche u .  a. d ie 
Festsetzung der Preise für die Abnahme elektrischer Energie aus Öko­
stromanlagen festlegt. Weitere Eckpunkte des Ökostromgesetzes sind : 

»- eine Abnahme- und Vergütungspflicht für Stromversorger; 
»- der Einspeisetarif g i lt im Regelfall dreizehn Jahre ab Inbetriebnah­

me der Anlage, um einen ausreichenden Vertrauensschutz für Neu­
investitionen zu gewährleisten; 

»- eine Belastungsobergrenze der Stromverbraucher, um den Finan­
zierungsaufwand zu kontroll ieren. 

»- Der Förderungsaufwand wird durch Stromhändler und Endverbrau­
cher finanziert. 
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2. Volkswirtschaftliche Effekte der Ökostromförderung 

Die mit der Förderung des weiteren Ausbaus alternativer Energien ver­
bundenen Wirkungen lassen sich in  I nvestitions-, Betriebs- und Verdrän­
gungseffekte g liedern. Zunächst lösen Investitionen in Erzeugungskapa­
zitäten über die damit verbundene Nachfrage nach Sachgütern und Dienst­
leistungen direkte volkswirtschaftliche Beschäftigungs- und Wertschöp­
fungseffekte in den betroffenen Wirtschaftssektoren aus. Direkte volks­
wirtschaftl iche Effekte gehen von Investitionen in Güter und Dienstleis­
tungen aus, die unmittelbar mit der Errichtung (Planung , Finanzierung, 
Bau etc.) einer Ökostromanlage in  Zusammenhang stehen. 

Eine hoch entwickelte Volkswirtschaft ist von einer vielfältigen sektora­
len Verflechtung und durch weitgehende Arbeitsteilung gekennzeichnet. 
Daher induziert ein Nachfrageimpuls über die Vorleistungsverflechtung 
zusätzlich indirekt Wertschöpfung und Beschäftigung. Die Nachfrage nach 
Vorleistungen löst in den betroffenen Sektoren zusätzliche Produktion und 
Beschäftigung aus und zieht weitere Vorleistungsbezüge nach sich. Eine 
höhere Beschäftigung und ein höheres Einkommen führen zu mehr Kon­
sumausgaben und lösen damit wiederum sekundäre oder multipl ikative 
Wertschöpfungs- und Beschäftigungseffekte aus. 

Von Investitionen in die Errichtung von Ökostromanlagen profitieren so­
mit über d ie Produktionsverflechtung der Wirtschaft auch solche Wirt­
schaftsbereiche, d ie nicht unmittelbar mit der Planung und Errichtung von 
Ökostromanlagen in Zusammenhang stehen. Wesentlich ist, dass Inves­
titionseffekte nur einmalig, d .  h .  zum Zeitpunkt der Errichtung einer Öko­
stromanlage auftreten .  

Mit dem Betrieb einer Ökostromanlage sind über d ie  gesamte Laufzeit 
(spezifische Lebensdauer) der Anlage ebenfalls Beschäftigungs- und Wert­
schöpfungseffekte verbunden. Neben notwendigen Wartungs- und Repa­
raturarbeiten ist vor al lem die Erbringung von Dienstleistungen für Ver­
waltung, Versicherung etc. von Bedeutung. Erfolgt die Stromerzeugung 
unter Verwendung von Brennstoffen (z. B. Biomasse-Anlagen) ,  hängen 
d ie Betriebskosten primär von den entsprechenden variablen Kosten ,  
d .  h .  den verwendeten Brennstoffen und den Brennstoffpreisen sowie von 
der effektiven jährlichen Betriebszeit (Voll laststunden) ab. Für Verbren­
nungsanlagen ist daher charakteristisch, dass die Summe der Betriebs­
kosten über die Anlagenlebensdauer erheblich über den einmalig auftre­
tenden Investitionskosten liegt. Für die Berechnung der Betriebseffekte 
sind folgl ich jene Wirtschaftssektoren von besonderem Interesse, die für 
die Brennstoffgewinnung bzw. -aufbereitung verantwortl ich s ind.  Wind­
kraft, Photovoltaik oder Kleinwasserkraftanlagen weisen im U nterschied 
dazu einen hohen fixen Betriebskostenantei l  auf. Analog zum I nvesti­
tionseffekt setzt sich auch der Betriebseffekt aus d irekten und indirekten 
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volkswirtschaftlichen Effekten zusammen, da über d ie Vorleistungsver­
flechtung auch solche Sektoren Sachgüter und Dienstleistungen zuliefern, 
die n icht unmittelbar mit dem laufenden Betrieb der An lagen in  Zu­
sammenhang stehen . Ebenso spielen die sekundären Effekte eine Rol­
le, die aus der Konsumnachfrage der zusätzlich Beschäftigten resultieren. 

Die positiven Investitions- und Betriebseffekte bi lden zusammen den 
Bruttoeffekt der Förderung alternativer Energien. Durch die Förderung der 
Erzeugung alternativer Energie werden die Endverbraucher jedoch mit 
höheren Stromkosten belastet, was mit einem Einkommensentzugseffekt 
verbunden ist. Den positiven Nachfrageimpulsen durch die Errichtung und 
den Betrieb von Ökostromanlagen stehen somit negative Nachfrageeffekte 
auf Grund der Subventionierung von Ökostrom über höhere Preise gegen­
über. Dieser Einkommensentzugseffekt kann  aus den geltenden Ver­
gütungssätzen ,  der Energieproduktion und dem Marktpreis für Strom ab­
geschätzt werden (die Differenz zwischen dem Vergütungssatz und dem 
Marktpreis für konventionel l  erzeugten Strom wird mit dem Ökostrom­
volumen multipliziert). Die Kosten der Ökostromförderung werden von den 
Verbrauchern (Unternehmen und private Haushalte) entsprechend ihrer 
Anteile am Stromverbrauch getragen . Vereinfachend kann angenommen 
werden, dass die betroffenen Unternehmen d ie Mehrbelastungen letz­
tendlich auf die Güterpreise abwälzen können und die höheren Strom­
kosten damit von den Konsumenten getragen werden.  Auch s inkende 
Unternehmensgewinne und geringere Kapitalerträge - bei fehlender Über­
wälzbarkeil der höheren Stromkosten - belasten letztl ich d ie Konsumen­
ten als Eigentümer der Unternehmen. Der Einkommensentzugseffekt kann 
daher für die private Konsumnachfrage unter Berücksichtigung der Spar­
quote und unter Anwendung des durchschnittlichen Konsumvektors be­
rechnet werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass ein Teil der Konsum­
nachfrage über importierte Konsumgüter und Dienstleistungen ins Aus­
land abfließt. 

3. Berechnung der Beschäftigungs- und Wertschöpfungseffekte 

Mit Hi lfe der I nput-Output-Analyse erfolgte eine Abschätzung der volks­
wirtschaftlichen Effekte der Ökostromförderung. Dabei stel lt sich die Fra­
ge, mit welchem Wert der Ökostrom in die Berechnungen eingeht. Diesem 
Problem widmet sich der folgende Abschnitt. 

3.1 Energiewirtschaftlicher Wert von Ökostrom 

Der energiewirtschaftl iche Wert einer kWh Ökostrom kann nicht in  je­
dem Fall einer kWh konventionell erzeugten Stroms gleichgesetzt werden , 
da die Produktion und Einspeisung von Strom aus Windkraft- und Photo-
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voltaikanlagen nur bedingt planbar ist. Um ein hohes N iveau an Versor­
gungszuverlässigkeit zu gewährleisten ,  ist es notwendig,  jederzeit zu­
sätzliche Regelleistung bereit zu halten.6 Mit steigendem Anteil von Strom 
aus erneuerbaren Energieträgern an der Gesamtstromproduktion nehmen 
auch der Bedarf an Reservekapazitäten und die Häufigkeit von Anfahr­
vorgängen zu . 

Im Unterschied zu konventionellen Stromerzeugungstechnologien ist die 
Nutzung erneuerbarer Energien (insbesondere der Windkraft) stark stand­
ortabhängig. Um den Strom zu den Verbrauchszentren zu transportieren, 
ist ein Netzausbau erforderlich . Dieser löst zwar ebenfalls I nvestitionsef­
fekte aus, führt aber g leichzeitig zu teils erheblichen Mehrkosten für die 
Versorgungsunternehmen. Die unbeständige Einspeisung von Ökostrom 
und die damit einhergehende unstetige Fahrweise konventioneller Kraft­
werke führten in  der Vergangenheit zu einer steigenden Volati l ität des 
Strompreises und erhöhten die Kosten des Risikomanagements. Bei Bio­
masse- und Kleinwasserkraftan lagen kann das Problem einer schwan­
kenden Produktion weitgehend vernachlässigt werden. 

Ein für den energetischen Wert von Ökostrom zu beachtender Faktor ist 
d ie bevorstehende Einführung eines europaweiten Emissionszertifikat­
handels. Dadurch wird sich in Zukunft die Erzeugung von Strom aus fos­
si len Energieträgern verteuern. Durch den E insatz erneuerbarer Ener­
gieträger können diese Mehrbelastungen kompensiert werden. Die Höhe 
der mit der Einführung der Emissionsrechte verbundenen Zusatzkosten 
hängt u. a. von der künftigen Preisentwicklung der in den Kraftwerken zum 
Einsatz kommenden Brennstoffe sowie vom C02-Zertifikatspreis ab. Re­
al istischerweise kann davon ausgegangen werden, dass eine Tonne C02 
zu einem Preis von € 8-1 0  gehandelt werden wird.7 

Bei einem Zertifikatsmarktpreise von € 1 0  pro Tonne C02 und unter der 
Annahme dass pro Kilowattstunde rund 0,3 1 0  kg9 C02 emittiert werden, 
würde sich d ie Herstellung von Strom aus fossilen Energieträgern durch 
Einführung eines Emissionshandelssystems folglich um 0,3 Cent/kWh ver­
teuern. Die Einspeiseregelung für Ökostrom kann somit als Ausgleichs­
zah lung interpretiert werden, da mit d ieser Energie höhere C02-Emissio­
nen im europäischen Kraftwerkspark vermieden werden . Die GOrEin­
sparungen müssen jedenfalls dem energetischen Wert von Ökostrom gut­
geschrieben werden. 

Durch die Einspeisung von Ökostrom kommt es zur Substitution von kon­
ventionell erzeugtem Strom, sodass höheren Kosten für Ökostrom Ein­
sparungen durch einen geringeren Verbrauch konventionell erzeugten 
Stroms gegenüberstehen . Entsprechend der verwendeten Erzeugungs­
technologie (Gaskraftwerke, Koh lekraftwerke, Wasserkraft etc.) kommt es 
zu einer Einsparung von fossilen Brennstoffen bzw. zu einer generel len 
Verringerung der variablen Kosten d ieser Kraftwerke. Im Verhältnis zum 

102 



3 1 .  Jahrgang (2005), Heft 1 Wirtschaft und Gesellschaft 

Subventionsaufwand für Ökostrom sind diese Einsparungseffekte jedoch 
gering. Zu einer wesentlichen Abschwächung des Einspareffektes führt 
auch die notwendige Vorhaltung von flexiblen Erzeugungskapazitäten ,  
denn mit zunehmendem Ökostromanteil ist e in  tendenziell steigender Be­
darf an Regelleistung verbunden. 

Durch den Einsatz von Ökostrom können grundsätzlich variable (primär 
Brennstoffkosten) und fixe Kosten im konventionellen Kraftwerkspark ein­
gespart werden. Auf Grund eines eher geringen Leistungskredites 10 (bei 
Windkraft und Photovoltaik) ist das Einsparungspotenzial bei den Fixkos­
ten gering. Untersuchungen, bezogen auf den deutschen Kraftwerkspark, 
zeigen , dass die Einsparungen bei den variablen Kosten zwischen € 21 
und € 27 bzw. bei den fixen Kosten zwischen € 3 und € 5 je zusätzlich 
eingespeister MWh Ökostrom betragen. 1 1 Die tatsächliche Einsparung ent­
spricht allgemein zumindest den variablen Kosten des teuersten in Betrieb 
befindlichen Kraftwerkes. 12 

Der Wert einer kWh Ökostrom entspricht somit dem aktuellen Marktpreis 
abzüglich der Zusatzkosten für Regelenergie, Netzausbau etc. , mindes­
tens jedoch den eingesparten variablen Kosten im übrigen Kraftwerksbe­
reich. 

3.2 Die Ergebnisse 

Die Analyse der Beschäftigungs- und Wertschöpfungseffekte wird in 
zwei Schritten durchgeführt. Zuerst wurden die Wertschöpfungs- und Be­
schäftigungseffekte für eine "Standardanlage" je Technologie berechnet. 13 
Um die einzelnen Ergebnisse vergleichbar zu machen, werden die Er­
gebnisse auf eine Energieerzeugung von 2 GWh normiert. Da nach der­
zeitiger Rechtslage d ie Einspeisetarife für dreizehn Jahre gewährt wer­
den, sind in  Tabelle 1 und Tabelle 2 die Wertschöpfungs- und Beschäfti­
gungseffekte sowohl für den Zeitraum der wirtschaftl ichen Nutzungsdau­
er14 als auch über 1 3  Jahre separat angegeben. 15 

Für die Berechnungen wird unterstellt, dass Anlagenbatreiber auch nach 
Ablauf der Förderperiode die eine Einspeisevergütung in Höhe der Be­
triebskosten erhalten, sofern diese über dem Wert des Ökostroms liegen. 
Dies betrifft sämtliche Technologien mit Ausnahme der Windenergie, der 
Kleinwasserkraft sowie der Verstromung von Klär- und Deponiegas. Bei 
den übrigen Technologien fäl lt auch nach Ende des 1 3-jährigen ur­
sprünglichen Unterstützungszeitraums ein Einkommensentzugseffekt in 
Höhe der Differenz zwischen den - verringerten - Einspeisetarifen und 
dem Wert des Ökostroms an. 

Im Hinblick auf d ie Beschäftigung und d ie Wertschöpfung ist der Ge­
samteffekt bei sämtlichen Technologien, mit Ausnahme der Windkraft und 
Photovoltaik, positiv. Im Bereich der Windenergienutzung überwiegt zu-
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Tabel le 1 :  Beschäftigungseffekte normiert auf Energieerzeu­
gung von 2 GWh in Personenjahren (Vollzeitäquivalente) 

Einkommens- Gesamt-
Investitionseffekt Betriebseffekt entzugseffekt Gesamt- effekt nach 

einmalig 20 Jahre 1 3  bzw. effekt 1 3  Jahren 
20 Jahre** 

Windkraft 7,3 1 3, 1  -21 ,6 -1 ,2 -6,4 

Photovoltaik 1 33,5 25, 1 -233,5 -74,9 -77,0 

Kleinwasserkraft 1 7,7 7,4 -2,4 22,8 17 , 1  

Biomasse 1 5,8 66,2 -65,1 1 6,8 1 3,2 
(Waldhackgut) 

Biogas 1 3,8 1 34,6 -56,0 92,4 57,7 

Biomasse flüssig 1 6,9 1 1 3,5 -36,0 94,4 64,6 

Klär-/Deponiegas 1 0,7 4,2 -9,9 4,9 2,9 

** 13 Jahre bei Windkraft, KWKW, Klär- u. Deponiegas; 20 Jahre bei den übrigen Technologien 

nächst der einmal ige I nvestitionseffekt Durch den negativen Einkom­
mensentzugseffekt, der betragsmäßig den positiven Betriebseffekt über­
steigt, wird der Gesamteffekt im Zeitablauf immer kleiner und nach eini­
gen Jahren negativ. Nach Ablauf der Subventionierung und nach Wegfall 
des negativen Einkommensentzugseffekts verbessert sich die Gesamtbi­
lanz wieder. 

Abbildung 1 zeigt die über die Zeit kumulierten Beschäftigungseffekte 
exemplarisch für die Windkraft. Neben dem Gesamteffekt sind auch der 
l nvestitionseffekt, der Betriebseffekt und der Einkommensentzugseffekt 
angegeben. Die senkrechte Linie in der Abbildung verdeutlicht d ie Situa­
tion nach dreizehn Jahren, d .  h. am Ende des derzeit gesetzlich fixierten 
Förderzeitraums. 

Besonders ungünstig fällt der ökonomische Effekt der Ökostromunter­
stützung im Bereich Photovoltaik aus. Die Förderung der Errichtung und 
des Betriebs einer Photovoltaikanlage, die 2 GWh Strom erzeugt, ist auf 
Grund des Einkommensentzugseffekts einer hohen Förderungsintensität 
mit einer Reduktion der Beschäftigung in Österreich im Ausmaß von 7 4,9 
Personenjahren verbunden. Im Inland verringert sich d ie Wertschöpfung 
durch die Photovoltaikförderung i nsgesamt um 3,2 M io. €, während im 
Ausland per saldo eine positive Wertschöpfung in Höhe von 1 ,2 Mio. € ge­
neriert wird . Die insgesamt negative Bi lanz dieser Technologie ist darauf 
zurückzuführen ,  dass die Kosten für d ie Erzeugung von Strom mittels 
Photovoltaik derzeit weit über dem Marktpreis für Strom liegen. Die damit 
notwendige hohe Einspeisevergütung führt zu einer erhebl ichen Reduk­
tion des für den sonstigen Konsum verfügbaren Einkommens der privaten 
Haushalte. Daraus resultiert ein negativer Einkommensentzugseffekt, der 
die positiven Auswirkungen,  die mit der Errichtung und dem Betrieb der 
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Tabel le 2:  Wertschöpfungseffekte normiert auf Energieerzeugung von 2 GWh (in 1 .000 Euro) 

Investitions- Einkommens-
effekt Betriebseffekt entzugseffekt Gesamteffekt 

einmalig 20 Jahre 1 3  bzw. 20 Jahre** Gesamteffekt nach 1 3  Jahren 

Inland Ausland Inland Ausland In land Ausland Inland Ausland Inland Ausland 

Windkraft 41 9,8 216 , 1  735,6 21 4,7 -1 . 1 63,0 -340,1 -7,6 90,7 -299,0 5,7 

Photovoltaik 7.722,3 4. 1 46,0 1 .681 ,8 597,3 -12.589,8 -3.547,8 -3. 1 85,8 1 . 1 95,6 -3.410 , 1  1 .046,0 

Kleinwasserkraft 988,5 386,1 409,1  1 44,6 -1 27,6 -37,3 1 .270,0 493,4 955,8 387,3 

Biomasse (Waldhackgut) 889,1  389,5 3.51 5,6 703,1  -3.508,3 -1 .026,1 896,4 66,5 71 7,5 1 27,9 

Biogas 771 ,2 305,5 2.945,2 926,5 -3.01 8,9 -882,9 697,6 349,0 333,8 21 9,9 

Biomasse flüssig 949,0 398,0 2.635,4 789,2 -1 .938,3 -566,9 1 .646, 1 620,2 1 .255 , 1  499,5 

Klär-/Deponiegas 607,6 279,0 231 ,0 87,2 -533,0 -1 55,9 305,6 2 1 0,3 1 90,8 1 69,9 

** 13 Jahre bei Windkraft, KWKW, Klär- u .  Deponiegas; 20 Jahre bei den übrigen Technologien 
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Abbildung 1 :  Kumul ierte Beschäftigungseffekte (in Personen­
jahren - VZÄ) über die Nutzungsdauer für einen normierten 
Stromertrag von 2 GWh aus Windkraft 
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Photovoltaikanlage einhergehen, mehr als kompensiert. Da nur ein gerin­
ger Teil der Konsumgüter d irekt oder indirekt importiert wird ,  fä llt der ne­
gative Einkommensentzugseffekt vornehmlich in Österreich an.  Aus die­
sem Grund ist der Wertschöpfungseffekt, der dem Ausland zugute kommt, 
positiv. 

Die Einspeisevergütung für die Stromerzeugung mit Kleinwasserkraft­
werken liegt nur wenig über dem in der vorl iegenden Studie zugrunde ge­
legten Marktpreis von 3 Cent/kWh. Daher ist bei d ieser Technologie nur 
e ine geringe Subventionierung erforderlich. Folglich fällt der negative Ein­
kommensentzugseffekt kaum ins Gewicht, und der Gesamteffekt ist deut­
l ich positiv. 

Auch mit der Stromerzeugung aus Biogas und Biomasse werden ins­
gesamt positive gesamtwirtschaftliche Wirkungen erzielt. Im Fall der Bio­
masse fallen vor allem die Kosten für den Brennstoff ins Gewicht. Fal ls 
sich die Ökostromerzeugung in Zukunft verstärkt auf die Verwertung von 
Biomasse konzentriert, dürfte d ie steigende Nachfrage nach Biomasse zu 
Preiserhöhungen, aber auch zu steigenden Importen für diese Brennstoffe 
führen. Damit würde zwar der positive Betriebseffekt, aber wegen des ver­
stärkten Förderungsbedarfs auch der negative Einkommensentzugseffekt 
zunehmen. 
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3.3 Sensitivitätsanalyse 

Änderungen in den relevanten Parametern wie Strommarktpreis, Emis­
sionszertifikatspreis oder Einspeisetarif beeinflussen den Einkommens­
entzugseffekt und somit die Höhe des Wertschöpfungs- und Beschäfti­
gungseffektes. Steigt, beispielsweise als Folge weiter anziehender Öl­
preise, in Zukunft der Marktpreis für konventionell erzeugten Strom und 
reduziert sich damit die Differenz zwischen dem Marktpreis und der Ein­
speisevergütung für Ökostrom, so würde dies zu einer Verringerung des 
negativen Einkommensentzugseffekts führen und sich d ie Bi lanz zuguns­
ten der Ökostromproduktion verschieben. Gleiches gi lt für den Fal l ,  dass 
der Preis für C02-Zertifikate zunimmt. Eine solche Entwicklung würde den 
Wert des Ökostroms erhöhen und die notwendige Subventionierung und 
damit den negativen Einkommensentzugseffekt entsprechend verringern. 
Tabelle 3 zeigt die Beschäftigungseffekte bei einem Strompreis von 
4 CenUkWh. 

Tabel le 3 :  Beschäftigungseffekte normiert auf Energieerzeu­
gung von 2 GWh (Marktpreis 4 Cent/kWh) 
in Personenjahren (Vol lzeitäquivalente) 

Einkommens- Gesamt-
Investitionseffekt Betriebseffekt entzugseffekt Gesamt- effekt nach 

einmalig 20 Jahre 1 3  bzw. effekt 1 3  Jahren 
20 Jahre** 

Windkraft 7,3 1 3, 1  -1 9,3 1 ' 1  -4,1 

Photovoltaik 1 33,5 25, 1  -229,9 -71 ,3 -74,7 

Kleinwasserkraft 1 7,7 7,4 1 ,5 26,7 20,9 

Biomasse 1 5,8 66,2 -59,1 22,8 1 7, 1  
(Waldhackgut) 

Biogas 1 3,8 1 34,6 -50,0 98,4 61 ,6 

Biomasse flüssig 1 6,9 1 1 3,5 -30,0 1 00,4 68,5 

Klär-/Deponiegas 1 0,7 4,2 -6,0 8,8 6,8 

** 13 Jahre bei Windkraft, KWKW, Klär- u. Deponiegas; 20 Jahre bei den übrigen Technologien 

Bei einem Strompreis von 4 CenUkWh führt die Windkraftnutzung zu po­
sitiven Beschäftigungseffekten über die gesamte Nutzungsdauer. Der po­
sitive Einkommensentzugseffekt im Fall der Kleinwasserkraft lässt sich da­
mit erklären, dass die auf die Anlagenlaufzeit hochgerechneten C02-Ein­
sparungen dem energetischen Wert von Ökostrom gutgeschrieben wer­
den. Diese Gutschrift übersteigt den Einkommensentzugseffekt der Öko­
strom-Subventionierung,  da d iese bei einem Strommarktpreis von 4 
CenUkWh vernachlässigbar gering ist. Somit stellen Kleinwasserkraftwerke 
eine volkswirtschaftlich kosteneffiziente Form der angebotsseitigen C02-
Vermeidung im Stromsektor dar. 
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Wie eine weitere Sensitivitätsanalyse zeigt, sind mit der Windkraftnut­
zung erst bei einem derzeit unrealistisch hohen Preis für Emissionszerti­
fikate von 20 €/t C02 - über die gesamte Nutzungsdauer von zwanzig Jah­
ren gerechnet - positive volkswirtschaftliche Effekte verbunden.  Um den 
hohen Einkommensentzugseffekt der Photovoltaikförderung zu kompen­
sieren, müsste der C02-Preis auf über 400 €/t C02 klettern. 

4. Die Kosten der Ökostromförderung 

Gemäß Ökostromgesetz sind bis 2008 zumindest 9% des gesamten 
Stromverbrauchs in Österreich durch die Erzeugung in Kleinwasserkraft­
anlagen (< 1 0  MW) und 4% aus weiteren Ökostromanlagen (überwie­
gend Windkraft und Biomasse) zu decken. Um diese quantitativen Vorga­
ben zu erreichen, erhalten die Erzeuger von Ökostrom über dem Markt­
preis l iegende Einspeisevergütungen. Im Jahr 2003 trugen Kleinwasser­
kraftanlagen 6,73% zum gesamten Stromverbrauch von 50.004 GWh16 
bei; der Anteil des sonstigen Ökostroms belief sich auf 1 ,  1 6%.  Für 2004 
wird ein Anstieg des Stromverbrauchs um 1 ,6% auf 50.800 GWh prog­
nostiziert. Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über d ie dann zu er­
wartenden Einspeisemengen und Vergütungen der einzelnen Technolo­
gien. 17 

Tabelle 4: Prognose der Ökostromeinspeisemengen und Ver­
gütungen in Österreich im Jahr 2004 

Technologie Einspeise- Durchschnitts- Einspeise- Subvention2) 
menge vergütung vergütung [Mio. €] 
[GWh] [CenUkWh] netto [Mio. €] 

Kleinwasserkraft 4.029 4,50 1 81 ,3 60,4 
Windkraft 1 .050 7,75 81 ,4 49,9 
Biomasse 250 1 0,50 26,3 1 8,8 
Photovoltaik 1 5  58,50 8,8 8,3 
Sonstige') 90 6,20 5,6 2,9 

Gesamt 5.434 5,58 303,3 1 40,3 

Gesamt ohne KWKW 1 .405 8,68 1 22,0 79,9 

1) Geothermie, Klär- und Deponiegas 
2) Einspeisetarif je kWh abzüglich Marktpreis, multipliziert mit der Einspeisemenge 

Die in Tabelle 4 ausgewiesenen Werte für die Einspeisevergütung stel­
len nicht den Förderbeitrag, d. h. die Kostenbelastung der Endverbraucher, 
dar. Zu den angegebenen Werten sind noch Zuschläge für Ausgleichs-
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energie, Technologiefördermittel sowie Verwaltungskosten zu addieren. 
Auf der anderen Seite ist die Subvention für Ökostrom nicht mit der Ein­
speisevergütung identisch . Eine Förderung besteht nur in Höhe der Diffe­
renz zwischen der Einspeisevergütung und dem Marktpreis. Unterstellt 
man einen Marktpreis von € 30 pro MWh, ergibt sich gemäß der Progno­
se für 2004 ein Förderbeitrag von € 66,8 Mio. für Kleinwasserkraft (ein­
sch l ießl ich eines Technologieförderantei ls von € 6,4 M io.) und von 
€ 1 03,8 Mio. für sonstigen Ökostrom. 

Unter der Annahme eines tendenziell steigenden Marktpreises für Strom18 
- insbesondere auf Grund höherer Preise für fossile Energieträger - wür­
de die Belastung der Stromverbraucher bei unveränderten Bedingungen 
der Ökostromförderung von rd . € 1 40 Mio. im Jahr 2004 (ca. € 80 Mio. 
für sonstigen Ökostrom und ca. € 60 Mio. für Kleinwasserkraft) bis 2008 
auf rd . € 209 Mio. (ca. € 1 56 Mio. für sonstigen Ökostrom und ca. € 53 
Mio. für Kleinwasserkraft) ansteigen. Für das Jahr 2004 wird eine Zunah­
me des Anteils der Stromerzeugung aus Ökostromanlagen 19  (ohne Klein­
wasserkraft) auf 2,75% prognostiziert. Bereits das 4%-Ziel , welches 2005 
erreicht werden dürfte, wird den im derzeitigen Ökostromgesetz vorgese­
henen Finanzierungsrahmen sprengen . 

Mit der Einspeisevergütung soll der breite Einsatz regenerativer Ener­
gien gefördert werden, obwohl deren Kosten noch weit über dem Markt­
preis liegen. Mit der Förderung ist jedoch die Erwartung verbunden, dass 
es mitte lfristig zu Kostensenkungen durch techn ischen Fortschritt und 
Lernkurveneffekte kommt. Dies g i lt insbesondere für Photovoltaik und 
Windenergie. l n  dem Ausmaß, in dem solche Kostensenkungen realisiert 
werden, können die Einspeisevergütungen zurückgeführt werden . Der im 
Jahr 2005 startende Emissionshandel mit C02-Zertifikaten führt dazu, dass 
die externen Kosten der C02-Emissionen in zunehmendem Ausmaß inter­
nalisiert werden und der Aufwand für d ie Subventionierung des C02-freien 
Ökostroms abnimmt. Auch unter Berücksichtigung dieser beiden Aspek­
te wird d ie Ökostromerzeugung in absehbarer Zeit noch n icht wettbe­
werbsfähig sein und einer Subvention ierung bedürfen.  Ein massiver Aus­
bau der Nutzung regenerativer Energien zur Elektrizitätsversorgung wird 
unter den derzeitigen Rahmenbedingungen (Belastungsgrenze im Öko­
stromgesetz) somit bald auf Grenzen der Finanzierbarkeil und der sozia­
len Akzeptanz stoßen. 

Die sehr dynamische Entwicklung der Stromerzeugung aus erneuerba­
ren Energieträgern in Österreich20 und ein damit verbundener starker An­
stieg des Subventionsbedarfs in den letzten beiden Jahren sowie zahlrei­
che Kritik an der Effizienz der eingesetzten Mittel waren der Ausgangs­
punkt für den im Herbst 2004 vorgelegten Regierungsentwurf für eine No­
vel le des Ökostromgesetzes.21 Kernelement des neuen Förderregimes 
sind: 
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> eine Anhebung des Ökostromziels: bis zum Jahr 201 0  sollen 7% des 
in länd ischen Stromverbrauchs aus erneuerbaren Energ ieträgern 
stammen ; 

> die Begrenzung und Orientierung der Förderung an zur Verfügung 
stehenden Mitteln; 

> die Einführung eines Ausschreibungsverfahrens für Windkraft in Ver­
bindung mit degressiven Einspeisetarifen.  Für die übrigen Techno­
lagien gi lt das Prinzip "first come, first serve"; 

> eine Reduzierung des garantierten Förderzeitraumes (statt dreizehn 
Jahren künftig nur mehr zehn Jahre) . 

5. Schlussbemerkung 

Durch die in Österreich geltende Regelung fixer Einspeisetarife für Strom 
aus erneuerbaren Energieträgern konnte in  den letzten Jahren ein mas­
siver Zuwachs bei neuinstal l ierten Kapazitäten verzeichnet werden. Ein 
weiterer Anstieg der Ökostromerzeugung ist jedoch mit einer steigenden 
Belastung der Stromkunden verbunden und wirft die Frage nach den volks­
wirtschaftlichen Kosten und der politischen Durchsetzbarkeit auf. Die Sche­
re zwischen den prognostizierten Kosten der Ökostromförderung und den 
verfügbaren Finanzierungsmitteln wird sich künftig weiter öffnen. Zudem 
zeigen die Ergebnisse der I nput-Output-Analyse, dass mit der Unterstüt­
zung der Stromerzeugung aus Kleinwasserkraft, Biomasse sowie Klär­
und Deponiegas per Saldo positive Wertschöpfungs- und Beschäfti­
gungseffekte erzielt werden, nicht jedoch bei Wind- und Photovoltaikan­
lagen. N icht zuletzt deshalb ist eine Adaptierung der geltenden Förderung 
notwendig. Die vorliegende Novelle des Ökostromgesetzes stellt eine sinn­
volle Weiterentwicklung des derzeitigen Fördersystems dar: Durch das ge­
plante Ausschreibungssystem der Fördervergabe für Windkraft kann die 
Förderung auf kostengünstige Anlagen beschränkt werden u nd in Ver­
bindung mit degressiven Tarifen für eine höhere Effizienz sowie für eine 
Planbarkeit des künftigen Förderbedarfs sorgen. Warum das Ausschrei­
bungsverfahren ledigl ich auf den Bereich der Windkraft Anwendung fin­
den und al le anderen Technolog ien nach dem Prinzip " first come, first 
serve" behandelt werden sollen,  ist aus ökonomischer Sicht n icht nach­
vollziehbar: Ebenso erscheint es wenig sinnvoll ,  d ie Anwendung der Photo­
volta ik - die derzeit weit davon entfernt ist, konkurrenzfähig zu sein -
weiterhin durch eine Einspeiseregelung zu unterstützen .  

1 10 
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Anmerkungen 

1 Der Artikel basiert auf einer Studie des IHS Kärnten im Auftrag der E-Control GmbH 
(IHS Kärnten, 2004). 

2 Elektrizitätswirtschafts- und -organisationsgesetz (EIWOG), BGBI. I Nr. 143/1998, idF. 
BGBI. I Nr. 121/2000 [Artikel 7 Energieliberalisierurigsgesatz). 

3 Bundesgesetz, mit dem Neuregelungen auf dem Gebiet der Elektrizitätserzeugung aus 
erneuerbaren Energieträgern und auf dem Gebiet der Kraft-Wärme-Kopplung erlassen 
werden (Ökostromgesetz.). BGBI. Nr. 149/2002. 

4 Als Ausnahme muss die kurzfristige Einführung eines Zertifikatshandels für Kleinwas­
serkraftwerke im Jahr 2003 genannt werden. 

5 Verordnung des Bundesministers für Wirtschaft und Arbeit, mit der Preise für die Ab­
nahme elektrischer Energie aus Ökostromanlagen festgesetzt werden, BGBI. II Nr. 

508/2002. 
6 EWI. IE, RWI (2004). 
1 Zur aktuellen Entwicklung der Preise siehe www.pointcarbon.com; Point Garbon be­

richtet regelmäßig über den C02-Emissionszertifikatemarkt in der Europäischen Union. 
a Der Zertifikatsmarktpreis entspricht den Grenzkosten der Emissionsvermeidung in den 

verpflichteten Wirtschaftssektoren. 
9 Der Emissionsfaktor wurde mit dem Computerprogramm GEMIS (Globales Emissions 

Modell integrierter Systeme) berechnet. Die GEMIS Datenbank umfasst 1 7  europäi­
sche Staaten. Diese sind für die Stromhandelsverflechtung Österreichs wei1gehend re­
präsentativ. Im Durchschnitt werden 401,56 kg C02-Emissionen pro MWh produzierter 
Elektrizität emittiert. Da die GEMIS Daten eine Ökobilanz für die gesamte Strompro­
duktion darstellt (einschließlich z. 8. des Transports fossüer Brennstoffe), fürden Emis­
sionshandel jedoch lediglich die direkten Kraftwerksemissionen relevant sind, muss ein 
Abschlag vorgenommen werden. 

10 Dieser gibt an, wie viel konventionelle Erzeugungskapazität - bei konstanter Versor­
gungssicherheit- durch Ökostromkapazitäten ersetzt werden kann. Ein Wert von 10% 
bedeutet, dass 1 MW Ökostrom-Kapazität installiert werden muss, um 100 kW kon­
ventionelle Kapazität zu ersetzen. 

11 EWI, IE, RWI {2004). 
12 Pfaffenberger, Hille (2004). 
13 Hinsichtlich spezifischer Annahmen siehe IHS Kärnten (2004). 
14 Bei Kleinwasserkraftwerken wird eine wirtschaftliche Nutzungsdauer von 30 Jahren an­

genommen. Bei allen anderen Technologien eine Nutzungsdauer von 20 Jahren. 
15 Es wird berücksichtigt, dass die GOrEinsparung wegfällt, falls die Anlagen nach 13 

Jahren stillgelegt werden. 
16 Förderbeitragspflichlige Abgabemenge exklusive Netzverlust Eigenverbrauch und 16 2/3 

Hz Netz der ÖBB; vgl. Hornepage der E-Control GmbH: Richtwerte der zu erwarten­
den Ökostromentwicklung. 

17 E-Control GmbH (2004a). 
18 Es wird angenommen, dass der Strommarktpreis bis zum Jahr 2008 auf 3,4 CentlkWh 

steigt und 2012 ein Niveau von 3,8 CentlkWh erreicht. 
19 Bezogen auf die Stromabgabe an Endverbraucher aus öffentlichen Netzen. 
20 Das ursprünglich für 2008 festgeschriebene Mengenziel für Ökostrom wird voraus­

sichtlich bereits im Jahr 2005 erreicht werden. 
21 Bundesgesetz, mit dem das Ökostromgesetz, das Elektrlzitätswlrtschafts- und -orga­

nisationsgesetz und das Energie-Regulierungsbehördengesetz geändert werden. Re­
gierungsvorlage für eine Novelle zum Ökostromgesetz vom 7. Oktober 2004. 
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Zusammenfassung 

Mit der Errichtung und dem Betrieb von Ökostromanlagen sind positive Beschäftigungs­
und Wertschöpfungseffekte verbunden. Durch die Subventionierung der Stromerzeugung 
werden die Endverbraucher jedoch mit höheren Stromkosten belastet, wodurch den posi­
tiven volkswirtschaftlichen Effekten negative Einkommensentzugseffekte gegenüberste­
hen. Die volkswirtschaftlichen Effekte der Ökostromförderung sind nicht in jedem Fall po­
sitiv zu bewerten,  sondern sind stark abhängig von der betrachteten Technologie, dem 
Subventionsbedarf und der Subventionsdauer. Die derzeitige Einspeiseregelung hat zur 
Folge, dass der jährliche Anstieg der Ökostromerzeugung mit einer rasch steigenden Be­
lastung der Stromkunden verbunden ist. Die geringe Kosteneffizienz des derzeitigen För­
derregimes und der stark steigende Finanzierungsbedarf machen somit eine Adaptierung 
der geltenden Förderung notwendig. 
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BERICHTE UND DOKUMENTE 

Effekte 
ausländischer 
Übernahmen 

Wirkungen auf Wachstum und 
. Produktivität der 

übernommenen Österreichischen 
Unternehmen 

Michael Pfaffermayr, 
Michael Wild, Christian Bellak 

1. Das Forschungsprojekt "Multi­
nationale und Österreichische 

Unternehmen" 

Die Untersuchung zu den Effekten 
ausländischer Übernahmen ist nur ein 
Teilprojekt eines übergreifenden For­
schungsbereiches zum Thema "Multi­
nationale und Österreichische Unter­
nehmen". Dem hier vorzustel lenden 
Teilprojekt ist ein anderes zur Erklärung 
der Performanceunterschiede zwischen 
in- und ausländischen Unternehmen 1 
vorangegangen. Derzeit wird das Pro­
jekt gerade mit Fallstudien zu den Ef­
fekten des Eigentumsüberganges fort­
gesetzt. Alle Projekte sind Teil einer seit 
dem Jahr 2003 bestehenden Koopera­
tion zwischen der Abtei lung "Wirt­
schaftspolitik" der Arbeiterkammer 
Wien und dem Institut für Volkswirt-

schaftslehre an der WU Wien. Diese 
Projekte wurden nicht finanziel l ,  son­
dern durch die Bereitstel lung von Da­
ten der Abteilung Betriebswirtschaft der 
AK Wien2 unterstützt. Einen Schwer­
punkt dieser Projekte bilden die jewei­
l igen wirtschaftspolitischen Konse­
quenzen der Ergebnisse. Eine Be­
trachtung der Diskussion um die Aus­
wirkungen multinationaler Unterneh­
menstätigkeit führt nahezu unabhängig 
vom Zeitpunkt und vom jeweiligen Land 
sowie von der konkreten Ausgestaltung 
der Arbeitsbeziehungen zu dem 
Schluss, dass Multis gleichzeitig als 
,gut' und als ,schlecht' für das Gast­
land3 beurteilt werden. Einerseits wer­
den positive Wohlfahrtseffekte auf­
grund von Wachstumswirkungen, die 
durch den Transfer von Technologie, 
Know-how und die Erweiterung des 
Kapitalstocks bedingt sind, erwartet. 
Andererseits werden nachteilige Wohl­
fahrtswirkungen durch zunehmende 
Anbieterkonzentration, eine Verschie­
bung der Einkommensvertei lung zu­
gunsten des Kapitals, Effekte auf Löh­
ne4 und eine Verringerung der wirt­
schaftspolitischen Souveränität des 
Gastlandes befürchtet. 

Nachdem heute der überwiegende 
Teil der Direktinvestitionen in Form von 
Übernahmen getätigt wird, werden po­
sitive Effekte insofern in Frage gestellt, 
als es sich dabei lediglich um einen Ei­
gentumswechsel ohne Effekte handeln 
könnte bzw. der neue ausländische Ei­
gentümer wertschöpfungsintensive 
Unternehmensfunktionen in das Aus­
land transferieren könnte. Von einer sol­
chen volkswirtschaftl ichen Betrach­
tungsweise ist die vorl iegende Unter­
suchung insofern abzugrenzen, als hier 

1 13 
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nicht die gesamtwirtschaftl ichen, son­
dern nur die einzelwirtschaftlichen Ef­
fekte auf die übernommenen Unter­
nehmen5 Gegenstand der Analyse 
sind.6 Der folgende Beitrag gibt einen 
Überbl ick zu den wesentlichsten Er­
gebnissen und den relevanten indu­
striepolitischen Fragestellungen. 

2. Entwicklung passiver 
Direktinvestitionen in Österreich 

Eine offizielle Statistik zu ausländi­
schen Übernahmen in Österreich gibt 
es n icht ,?  Daten über Direktinvesti­
tionsbestände und -flüsse, welche von 
der Oesterreichischen Nationalbank 
veröffentlicht werden , umfassen Neu­
gründungen und Übernahmen. Diese 
werden auch nur auf aggregiertem Ni­
veau veröffentlicht. 

3 1 .  Jahrgang (2005), Heft 1 

Tochterunternehmen in Österreich, 
deren Gesamtkapitalstock ca. 40 
Mrd .  Euro beträgt. 

• Der Anteil des Kapitalstocks in aus­
ländischem Eigentum beträgt im in­
dustriel len Sektor ca. ein Dritte l ,  
was in der öffentlichen Diskussion 
meist überschätzt wird. 

• Die ausländischen Tochterunter­
nehmen zählen ca. 245.000 Be­
schäftigte (gewichtet mit dem No­
minalkapitalanteil), was einem An­
tei l  von 8% (Gesamtwirtschaft) 
bzw. 1 5% (Industrie) entspricht. 

Die Diskussion um die Frage, ob aus­
ländische Übernahmen für Österreich 
vortei lhaft s ind,  reicht bereits Jahr­
zehnte zurück8 und ist primär durch 
eher kritische Kommentare gekenn­
zeichnet. Bisher gab es allerdings, mit 
Ausnahme einiger kasuistischer Evi-

Abbildung 1 :  Entwicklung des passiven Direktinvestitionsbestandes 
in Österreich (Gesamtkapital) 
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Quelle: OeNB 

Die Eckdaten der passiven Direktin­
vestitionen stel len sich für das Jahr 
2001 wie folgt dar : 

• Es gibt über 3.000 ausländische 

1 14 

denz, keine empirischen Ergebnisse 
auf Unternehmensebene für Öster­
reich. Die (wirtschafts-)politische Rele­
vanz solcher Analysen auf U nterneh-
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mensebene resultiert in der Frage, wie 
positive Effekte maximiert und negati­
ve hintangehalten werden können. 

3. Überblick zum Stand der 
Diskussion in der Literatur 

Wegen der Platzbeschränkung wer­
den hier nur die in der Literatur ange­
führten Fragestellungen, nicht aber die 
Ergebnisse empirischer Studien erläu­
tert.9 ln der Prä-Akquisitionsphase stellt 
sich die Frage, welche (heimischen) 
Unternehmen Ziele für (ausländische) 
Übernahmen sind? Dabei finden sich in 
der Literatur konfl igierende Hypothesen 
(s. Abschnitt 4). Zudem wurde versucht, 
die Frage zu beantworten,  ob eine aus­
ländische Übernahme andere Effekte 
als eine heimische bewirkt. ln der Post­
Akquisitionsphase werden üblicher­
weise zwei Fragen gestellt. Ers-tens, 
und zwar häufiger, welche Auswirkun­
gen (ausländischer) Übernahmen auf 
(heimische) Zielunternehmen sind fest­
stel lbar und wie sind d iese erklärbar 
(.Effekte von Ursachen')? ln diesen Stu­
dien wird überwiegend auf das Ge­
samtunternehmen und seltener auf das 
Zielunternehmen eingegangen. Zwei­
tens kann nach einer bestimmten Ur­
sache gefragt werden : Sind ausländi­
sche Übernahmen der Grund für die 
beobachteten Effekte (,Ursache von Ef­
fekten', Kausalität)? Es sind nämlich 
viele Einflüsse auf die Performance des 
Unternehmens nach einer Übernahme 
vorstellbar, z. B. Konjunktur, Marktent­
wicklung, Konkurrenten oder technolo­
gische Veränderungen. ln dieser Unter­
suchung ist nicht entscheidend, welche 
dieser Determinanten wichtig sind, son­
dern ob eine ganz konkrete Determi­
nante, nämlich die Übernahme, wichtig 
ist. Die empirischen Ergebnisse deuten 
darauf hin, dass es zu beiden Fragen 
keine eindeutige Evidenz gibt. 
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4. Wirkungen von Übernahmen auf 
das übernommene Unternehmen: 

Hypothesen 

Die Wirkungen von Übernahmen auf 
das Zielunternehmen können, neben 
zahlreichen indirekten Effekten, in drei 
direkte Effekte aufgespalten werden, 
nämlich Effizienz, 1 0  Marktmacht und 
Wachstum des Zielunternehmens. 1 1  Zu 
jedem dieser Effekte wird nun eine 
zentrale Hypothese präsentiert. 

Die , Ineffizientes Management-Hy­
pothese' stützt die Ansicht, dass aus­
ländische Akquisiteure schlecht gema­
nagte Zielunternehmen erwerben.12 Die 
Übernahme übt eine d iszipl inierende 
Wirkung auf das Management des 
Zielunternehmens aus. Das Motiv für 
die Übernahme stel len sinkende Ak­
tienkurse auf Grund der schlechten Ef­
fizienz dar, was durch d ie bessere Per­
formance nach der Übernahme umge­
kehrt wird. (Diese Gewinne sind dann 
um etwaige Transaktionskosten zu re­
duzieren.) l n  diesem Zusammenhang 
sollte auch erwähnt werden, dass aus­
ländische Akquisitionen zu bedeuten­
den indirekten Effizienzeffekten führen 
können , da das Zielunternehmen von 
der neuen Mutter transferierte firmen­
spezifische Vorteile nutzen kann. (Dies 
kann natürlich auch in der umgekehr­
ten Richtung wirken.) 

Ist jedoch die Maximierung der Ge­
winne (und damit des Shareholder Va­
tue) zentrales Motiv der Übernahme, so 
wird die Steigerung der Marktmacht an­
gestrebt werden. Dieser Effekt bleibt 
bei der vorliegenden Untersuchung au­
ßer Betracht. 

Die ,Matching-Hypothese' schließlich 
argumentiert, dass es Unterschiede in 
der Fähigkeit der Eigentümer gibt, be­
stimmte Unternehmen erfolgreich zu 
führen. Wird durch die Übernahme pri­
mär Wachstum angestrebt, so wird lau-
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fend das ,Match' zwischen der Mutter­
und den Tochterunternehmen über­
prüft, und dies führt zu Desinvestitio­
nen und neuen Akquisitionen . 1 3  Oder 
die Integration des akquirierten Unter­
nehmens in den Gesamtkonzern führt 
zu kurzfristigen Produktivitätsverlusten; 
versteckte oder schwer prognostizier­
bare Schwierigkeiten, wie etwa, dass 
,zentrale Köpfe' das Unternehmen ver­
lassen ,  können im Gefolge der Über­
nahme entstehen. Aus diesem Grund 
werden hier zwei unterschiedliche Zeit­
räume (2 und 4 Jahre vor und nach der 
Übernahme) untersucht. 

Effizienz ist h ier nur ein Nebenpro­
dukt. Eine schlechte Unternehmens­
Performance, z. B. in Form niedrigerer 
Produktivität als jene der Konkurrenten, 
g ibt den Ausschlag für einen Eigen­
tumswechsel. Der Käufer des Unter­
nehmens ortet also ein Potenzial, wel­
ches unausgeschöpft ist. 

Auf Grund dieser theoretischen Ar­
gumentation aus der Fusionsl iteratur 
wurden in dem vorliegenden Projekt 
drei Hypothesen formuliert: 

Hypothese 1 bezieht sich auf die Se­
lektion, also die U nternehmensent­
wicklung vor der Übernahme: Werden 
unter- (,Zitronen') oder überdurch­
schnittliche (,Rosinen') Österreichische 
Unternehmen von ausländischen Mul­
tis übernommen?14 

Hypothese 2 bezieht sich auf die 
Kausalität, also die Unternehmensent­
wicklung nach der Übernahme: Die 
Wirkungen der Übernahme werden für 
,Rosinen' und ,Zitronen' unterschied­
l ich sein :  Dazu werden die übernom­
menen Unternehmen auf Grund ihrer 
Performance im Vergleich zum Durch­
schnitt in zwei Gruppen geteilt, wobei 
die Erwartung besteht, dass die ,Rosi­
nen' ihre Performance nach der Über­
nahme n icht wesentlich verändern , 
während bei den ,Zitronen' eine effi-

1 1 6 
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zienzsteigernde Wirkung eintritt. Diese 
beruht auf unterschiedlichen Faktoren,  
wie z. B.  unterschiedlichen Ausgangs­
positionen 1 5 oder dass ,Zitronen' vom 
firmenspezifischen Vorteil des neuen 
Eigentümers profitieren. 

Hypothese 3 :  Die Effekte der Über­
nahme durch ein ausländisches Unter­
nehmen variieren mit zunehmender 
Dauer der Post-Akquisitionsphase. Ge­
nerell erwarten wir, dass je kurzfristiger 
die Betrachtung ist, desto schwächer 
und negativer die Effekte sein werden. 
Kurzfristig könnte beispielsweise die 
Profilabilität negativ betroffen sein.  

Diese Hypothesen sollten sowohl für 
horizontale als auch für vertikale Ak­
quisitionen gültig sein.  

5. Methode und methodische 
Probleme 

Die methodische Herausforderung 
liegt erstens darin ,  ein sinnvolles Ver­
gleichsszenario zu schaffen ,  um Ef­
fekte überhaupt feststellen zu können. 
Zweitens ist ein Endogenitätsproblem 
zu beachten ,  da Übernahmeentschei­
dungen nicht zufällig sind. 

Dem hier verwendeten Matehing-Ver­
fahren l iegt ein Verständnis von Kau­
salität zugrunde, welches man als 
kontrafaktisch bezeichnet. 1 6 Der Ge­
dankengang ist einfach, da von einem 
binären Einflussfaktor (,Unternehmen 
wird übernommen', ,Unternehmen wird 
n icht übernommen') ausgegangen 
wird. 

Dabei tritt al lerdings ein grundsätzli­
ches Problem auf, nämlich dass das 
kontrafaktische Szenario (,Unterneh­
men wurde übernommen, aber was 
wäre, wenn das Unternehmen nicht 
übernommen worden wäre?') nicht be­
obachtbar ist (vgl. Tabelle 1 ) . Auch der 
simple Vergleich mit einem n icht über­
nommenen Unternehmen stellt nur ein 
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Tabelle 1 :  Das Fundamentalproblem der Kausalanalyse 

Potenziell endogene Zuweisung 

Kausaler Faktor T=1 
(Testbedingung) 

Kausaler Faktor T=O 
(Kontrollbedingung) 

Intervention T=1 ,  (a) Y1;,;,T I X;, T=1 (b) {Y Oi, i•T I X;, T=O} 
Experimentalstichprobe E 

Intervention T=O, (c) {Yii,;,c I X;, T=1 }  (d) Yo;,;,c I X;, T=O 
Kontrollstichprobe C 

Anmerkung: Latente Ereignisse in geschweiften Klammern. 
Quelle: Gangl und DiPrete (2004) 3 1 .  

unzureichendes Substitut für Nicht-Be­
obachtbarkeit dar. Denn ein beobach­
teter Unterschied könnte auf viele an­
dere Faktoren als der Übernahme zu­
rückzuführen sein. Dazu benötigt man 
das erwähnte Matching-Verfahren . 1 7  
Matehing bedeutet, dass nicht ein zu­
fäll ig ausgewähltes Unternehmen ver­
gl ichen wird ,  sondern eines, welches 
dem übernommenen Unternehmen am 
ähnlichsten ist. Diese Ähnlichkeit wird 
in den einzelnen Matehing-Verfahren 
unterschiedlich definiert (,Gewichtung'). 

ln Tabelle 1 ist eine Problematik dar­
gestellt, wobei T das binäre Ergebnis 
und Y das uns interessierende Ergeb­
nis ist, also das Wachstum der Unter­
nehmen (z. B. Umsatz, Produktivität 
und Profitabi lität) . Während (a) beob­
achtet werden kann, wäre (b), das je­
doch nicht beobachtbar ist, das kon­
terfaktische Szenario, welches daher 
durch (a) "ersetzt" wird. 

Die methodische Vorgangsweise um­
fasst vier Schritte: 

Schritt 1 :  Er beinhaltet die Schätzung 
der Wahrscheinlichkeit, von einem aus­
ländischen Unternehmen übernommen 
zu werden. 18 Dies hängt vor allem von 
verschiedenen Unternehmenscharak­
teristika ab. Dabei ist der Tatsache 

Rechnung zu tragen, dass auch ande­
re Einflussgrößen zu einer verbesser­
ten Performance nach der Übernahme 
führen können . (Statistisch führt dies 
zu einer nicht-negativen Korrelation 
zwischen dem Störterm des Perfor­
mance-Schätzers und der Übernah­
mevariable, da die Wahl des Akquisi­
tionsobjektes möglicherweise durch 
uns n icht beobachtbare Unterneh­
menscharakteristika beeinflusst wird.) 
Würde dieses Endogenitätsproblem 
vernachlässigt, führt das zu verzerrten 
Schätzern, wie in jedem anderen Kau­
salitätszusammenhang auch. 

Schritt 2: Die Ermittlung jener Unter­
nehmen, die als Kontrollgruppe dienen 
können, muss folgenden Annahmen 
genügen, da es praktisch keine Firmen 
mit identen Charakteristika gibt: keine 
systematischen Unterschiede zwischen 
in- und ausländischen Unternehmen; 
Unabhängigkeit von übernommenen 
und nicht übernommenen Firmen; so­
wie ein stabiler kausaler Zusammen­
hang zwischen der Übernahme und 
der Performance der Zielfirma. 

Für d ie Anwendung des Matehing­
Verfahrans 19 müssen zwei wichtige An­
nahmen erfüllt sein: Erstens werden je­
ne übernommenen Unternehmen, de-
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ren Übernahmewahrscheinlichkeit hö­
her als die höchste (bzw. geringer als 
die geringste) der Kontrol lgruppe ist, 
exklud iert (common support rufe) . 
Zweitens muss zwischen der Perfor­
mance-Wirkung und der Übernahme 
statistische Unabhängigkeit bestehen 
(conditional independence assump­
tion). 

Schritt 3: Die Ableitung des so ge­
nannten DID-Schätzers (Difference-in­
Difference-Schätzers) , zeigt den Effekt 
der Übernahme im Vergleich zur Kon­
trol lgruppe.20 

Schritt 4: ,Rosinen' und ,Zitronen' 
werden mit der Kontrollgruppe ver­
glichen. 

6. Daten und Variablen 

Daten: Wir verwenden ausschließlich 
Bilanz- und G&V-Daten, also publizier­
te Unternehmensdaten, sowie daraus 
abgeleitete Indikatoren. Unsere Stich­
probe umfasst maximal ca. 500 ln­
dustrieunternehmen jährlich für den 
Zeitraum 1 985-2002. Im gesamten 

Tabelle 2: Deskriptive Statistik 
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Zeitraum wurden 59 heimische Unter­
nehmen von ausländischen Unterneh­
men übernommen (vgl .  Tab. 2). Nach­
dem wir einen Beobachtungszeitraum 
von maximal vier Jahren gewählt ha­
ben, ,verlieren' wir die Jahre 1 997-2001 
in welchen die ausländischen Über­
nahmen in Österreich - nicht zuletzt im 
Gefolge des EU-Beitrittes - noch zu­
genommen haben dürften. 

Abhängige Variable: Eigentumsüber­
gang = heimisch/ausländisch: Dummy­
Variable, die den Wert 1 in dem Jahr 
annimmt, in dem ein Eigentumswech­
sel von in- zu ausländischem Eigentum 
stattfindet. Alle Unternehmen, bei wel­
chen ein Eigentumsübergang entweder 
von in- auf inländische oder von aus­
auf ausländische Unternehmen statt­
gefunden hat, wurden exkludiert. Im 
Fal le mehrerer Eigentümerwechsel 
während der Beobachtungsperiode, die 
allerdings sehr selten sind, wurde nur 
der erste gewählt. 

Unabhängige Variable: Alle Variablen 
wurden relativ zum Branchendurch­
schnitt berechnet. 

Vor Nach 

.,Rosinen" (Firmenzahl : 37) 

Durchschnitt!. Besch.zahl 

Durchschnitt!. Umsatz* 

.,Zitronen" (Firmenzahl :  26) 

Durchschnitt!. Besch.zahl 

Übernahme Übernahme 

525 531 

1 03.821 ,60 1 1 8.688,70 

842 758 

Durchschnitt!. Umsatz* 81 .725,67 84.639,77 

Gesamtzahl der Firmen in der Stichprobe· 63 

Kontrollgruppe 

Kontrolliert f. Ohne Kontr. f. 
Ausreißer Ausreißer 

I Durchschnitt!. Besch.zahl 680 679 

I Durchschnitt!. Umsatz* 96.444, 1 9  97.690,99 

* in € 

1 18 

Stichprobe 

Kontrolliert f. Ohne Kontr. f. 
Ausreißer Ausreißer 

375 377 
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• Produktivität (gemessen als Wert­
schöpfung/Beschäftigten) wurde als 
Performance-Maß verwendet, wel­
ches anzeigt, ob es sich um eine ,Ro­
sine' (als Indikator für firmenspezifi­
sche Vorteile) oder um eine ,Zitrone' 
handelt (als Indikator für unausge­
schöpfte Produktivitätsreserven). 

• Der ,bereinigte Cash-flow' misst die 
Profitabil ität des Zielunternehmens, 
die negativ mit der Übernahmewahr­
scheinlichkeit korreliert sein sollte. ln­
direkt gibt dieser Cash-flow, unter der 
Annahme gegebener Produktivität, 
das Vorliegen oder Fehlen von Markt­
macht an. Ein positiver Zusammen­
hang zwischen Cash-flow und Markt­
macht wurde in der empirischen Li­
teratur oft festgestellt. Daher erwar­
ten wir uns einen Hinweis auf die Be­
deutung der oben genannten Effi­
zienzhypothese. 

• Die Größe des Unternehmens bzw. 
das Wachstum wird durch den Be­
schäftigungsindikator gemessen und 
sollte positiv mit dem Marktanteil kor­
reliert sein .  

• Exportquote (=  Exporte/Nettoum­
satz) drückt die Fähigkeit eines 
Unternehmens aus, auf ausländi­
schen Märkten mit den dort etablier­
ten Unternehmen in Wettbewerb zu 
treten.21 Sie ist zudem ein Indikator 
für einen wichtigen intangiblen fir­
menspezifischen Vortei l .  Da Unter­
nehmen mit hoher Exportquote dem 
internationalen Wettbewerb ausge­
setzt sind, sollte sich dies positiv auf 
die Effizienz auswirken. 

• Die Govemance-Struktur eines 
Unternehmens ist eng mit der Mög­
l ichkeit zur Übernahme verknüpft. 
Dies wird durch die Rechtsform (Ka­
pitalgesellschaft vs. Sonstige) aus­
gedrückt. Während in Österreich 
feindl iche Übernahmen selten sind 
und der Eigentumswechsel in Form 
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von block trading oder syndiziert 
durchgeführt wird, sind Übernahmen 
börsennotierter Unternehmen grund­
sätzlich einfacher möglich , insbe­
sondere bei einer diversifizierten Ak­
tionärsstruktur. 

• Auch eine hohe I nvestitionsquote 
(=tangible Nettoinvestitionen/Netto­
umsatz) ist ein Indikator für zukünfti­
ge Erträge, da die erwartete Profita­
bil ität zentral in die Investitionsent­
scheidungen eingeht. Sie stellt ein 
wichtiges Signal ("zukünftiges 
Wachstum") für einen potenziellen 
Käufer dar. 

• Außerdem wurden Branchen- und 
Zeitdummies mitei nbezogen, um 
branchen- und zeitinvarianten Effek­
ten Rechnung zu tragen. Da alle Va­
riablen auf Firmenebene gemessen 
wurden, ist die konzerninterne Ar­
beitsteilung und ihre Verschiebungen 
nicht Gegenstand der Untersuchung. 
Implizit sind solche Effekte auf das 
Wachstum der ü bernommenen 
Unternehmen allerdings inkludiert. 

7. Resultate 

Alle hier berichteten Ergebnisse be­
ziehen sich auf Veränderungen, nicht 
das Niveau der abhängigen Variable. 

Welche Firmen werden übernom­
men? Die Wahrschein l ichkeit für ein 
österreichisches Unternehmen, von ei­
nem ausländischen Unternehmen 
übernommen zu werden,  ist generel l  
sehr gering. Sie ist negativ mit der ur­
sprünglichen Profitabilität korreliert, po­
sitiv mit dem Produktivitätsunterschied 
zum Branchendurchschnitt korrel iert, 
höher bei Kapitalgesellschaften als bei 
Famil ienunternehmen, aber nicht sig­
nifikant mit der Investitionsquote bzw. 
der Exportneigung des Unternehmens 
korreliert. 

Welche Wirkungen haben ausländi-

1 19 
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sehe Übernahmen auf das Zielunter­
nehmen? Kausale Effekte der Über­
nahme durch ein ausländisches Unter­
nehmen lassen sich kaum feststellen. 
Die Ergebnisse sind u. a. von der ge­
wählten Matching-Technik abhängig 
(unterschiedlich robust). Die Variation 
des Beobachtungsfensters (2 vs. 4 Jah­
re) zeigt kaum Unterschiede bezüglich 
Vorzeichen und Größe der Koeffizien­
ten . Performance-Unterschiede zwi­
schen übernommenen und nicht über­
nommenen (=Kontrollgruppe), jeweils 
vor- und nach der Übernahme sind ver­
nachlässigbar: Ein Mittelwertvergleich 
(t-Test) zeigt keine signifikanten Unter­
schiede in der Performance-Änderung 
zwischen übernommenen und nicht 
übernommenen Firmen. 

Welche Unterschiede bestehen in 
Bezug auf ,Zitronen' und ,Rosinen'? 

,Zitronen' :  Die ermittelten Koeffizien­
ten für alle drei untersuchten Perfor­
mance-Variable sind nicht signifikant. 
Während das Beschäftigungswachs­
tum der übernommenen ,Zitronen' zwei 
Jahre nach der Übernahme hinter je­
nem der Kontrollgruppe liegt, sind so­
wohl Cash-flow als auch Produktivität 
höher: Vier Jahre nach der Übernahme 
sind alle drei Performance-Koeffizien­
ten größer als in der Kontrollgruppe 
(am ausgeprägtasten bei der Produkti­
vität), allerdings nicht signifikant. 

Wie auch in der Gesamtgruppe, 
unterscheidet sich die Performance 
zwei und vier Jahre nach der Über­
nahme kaum. Die ausländischen Über­
nehmer scheinen also zumindest in der 
kurzen Frist vermutete Potenziale noch 
nicht ausschöpfen zu können bzw. 
überwiegen noch die Restrukturie­
rungskosten. Zu unterschiedlichen Re­
strukturierungsstrategien der Unter­
nehmen vergleiche Bellak (2005). 

,Rosinen': Zwei Jahre nach der Über­
nahme sind das Beschäftigungs-
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wachsturn und das Produktivitäts­
wachstum jeweils geringer als in der 
Kontrollgruppe. Nur der Koeffizient für 
Profitabi lität ist signifikant - allerdings 
negativ. Offenbar führt die Akquisition 
zu hohen Anpassungskosten bzw. zu 
einem firmeninternen Transfer der Ge­
winne zur Muttergesellschaft mittels 
Verrechnungspreisen. Während über­
nommene Firmen vier Jahre nach der 
Übernahme nun schneller als die Kon­
trol lgruppe wachsen , werden die Ef­
fekte insgesamt größer, bleiben aber 
nicht signifikant. Für ,Rosinen' gilt, dass 
sie auf Grund der Übernahme im Ver­
gleich zur Kontrollgruppe ein langsa­
meres Wachstum ihrer Profitabilität auf­
weisen. 

8. Zusammenfassung, Beurteilung 
der Ergebnisse und wirtschaftspoli­

tische Schlussfolgerungen 

8. 1 Zusammenfassung 

Dieser kurze Überblick hat neue em­
pirische Ergebnisse zu den Wirkungen 
ausländischer Übernahmen auf das 
Wachstum des betroffenen Österrei­
chischen Zielunternehmens präsentiert. 
Zerlegt man die ausländische Über­
nahme in eine Selektionsphase (,vor­
her') und eine Eingliederungsphase 
(,nachher') ,  so ist fast ausschließlich 
Erstere für die Effekte der Übernahme 
auf Wachstum,  Produktivität und Pro­
fitabil ität in der übernommenen Firma 
verantwortlich. Bisherige Studien tren­
nen ,Zitronen' und ,Rosinen' nicht, wes­
halb die Effekte der Übernahme ver­
zerrt sind. ,Zitronen' und ,Rosinen' 
unterscheiden sich nämlich n icht nur 
bezüglich ihrer Ausgangssituation, son­
dern vor al lem auch bei den Auswir­
kungen der Übernahme auf ihre Per­
formance. Es ist klar erkennbar, dass 
sich die Übernahme bei den ,Zitronen' 
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positiver auswirkt als bei den ,Rosinen'. 
Dagegen zeigt die Unterscheidung der 
2- und der 4-Jahresfenster keine be­
deutenden Unterschiede. 

8. 2 Beurteilung der Ergebnisse 

Folgende Faktoren sol lten bei der 
Interpretation der Ergebnisse beachtet 
werden: 

(i) Die rege Übernahmetätigkeit in 
den Jahren ab 1 997 ist exklu­
d iert, das Bild könnte sich bei 
Einbezug der letzten Jahre än­
dern , jedoch bleibt unklar, in wel­
che Richtung. 

(ii) Die Zahl von Übernahmen im 
Vergleich zur Beobachtung der 
Kontrollgruppe ist gering. 

(iii) Der Dienstleistungssektor ist ex­
kludiert (z. B. Banken). 

(iv) Gesamtwirtschaftliche Effekte 
( Spillovers, Marktstruktur) sind 
exkludiert. 

(v) Marktmachteffekte wurden nicht 
explizit untersucht. 

(vi) ,Weiße Flecken' existieren nach 
wie vor, u. a. der Einfluss des Be­
teiligungsgrades, der Einfluss der 
National ität des Übernehmers 
sowie die Unterscheidung zwi­
schen horizontalen und vertika­
len Übernahmen. 

8. 3 Industriepolitische 
Fragestellungen 

Fünf Industriepolitische Fragestel­
lungen werden nun abschließend dis­
kutiert. 

Gibt es Argumente für eine Be­
schränkung der ausländischen Über­
nahmen?22 Aus dieser Untersuchung 
resultiert kein Argument dafür, al ler­
dings könnte eine abschließende Be­
urtei lung, ob ausländische Übernah­
men für Österreich vorteilhaft sind , nur 
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durch den Einbezug von indirekten Ef­
fekten auf die Marktstruktur, von Spill­
ovars und externen Effekten vorge­
nommen werden. Selbst wenn eine sol­
che Untersuchung erbrächte, dass per 
Saldo Nettokosten für Österreich re­
sultieren ,  muss man sich vor Augen 
halten,  dass die Rolle der nationalen 
Politik auf l iberal isierten Kapitalmärk­
ten gering und durch andere (suprana­
tionale) Politiken (wie z. B. der Wettbe­
werbspolitik) eingeschränkt ist. 

Soll die Position der Arbeiterkammer 
gegenüber ausländischem Eigentum, 
insbesondere jene in  Bezug auf die 
strategische Eigentumspolitik mittels 
Kernaktionären, als obsolet betrachtet 
werden? Nein, da es durchaus nicht­
ökonomische (d. h. vor allem politische} 
Argumente für die Bevorzugung eines 
inländischen Investors gibt. Außerdem 
wurde die konzerninterne Arbeitsteilung 
nicht untersucht, welche etwa zu dem 
paradoxen Ergebnis führen könnte, 
dass es zwar die in unserer Studie er­
mittelten Produktivitätszuwächse im 
Gefolge einer Übernahme gegeben 
hat, dies aber duch eine Konzentration 
auf wenige wertschöpfungsintensive 
Unternehmensfunktionen (z. B. As­
semblage) erzielt wurde. Solche Er­
gebnisse würden einige der hier er­
mittelten Ergebnisse in einem anderen 
Licht erscheinen lassen. Außerdem 
würde eine Untersuchung der kon­
zerninternen Arbeitsteilung methodisch 
durch eine Beschränkung auf wenige 
Unternehmen "erkauft" werden (müs­
sen). 

Soll die Übernahme von ,Rosinen' 
und ,Zitronen' industriepolitisch unter­
schiedlich beurteilt werden? ln unse­
ren Ergebnissen zeigt sich, dass zwar 
die ausländischen Übernahmen aus 
,Zitronen' keine ,Rosinen' machen , 
al lerd ings sind positive Effekte der 
Übernahme vor allem bei den ,Zitronen' 
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zu finden. Die zentrale Frage für die 
Interessenvertretung scheint daher zu 
sein, welche konkreten Politikmaßnah­
men die positiven Effekte ausländischer 
Übernahmen, insbesondere bei Öster­
reichischen Unternehmen mit schlech­
ter Performance, verstärken und nega­
tive gering halten können. 

Sind längerfristig positive Effekte zu 
erwarten, die sich in der Untersuchung 
nicht zeigen? Selbst die U nterschei­
dung der 2- und 4-Jahresfrist kann da­
für natürlich keine Hinweise geben. Es 
ist nicht ausgeschlossen, dass sich po­
sitive genau so wie negative Effekte 
erst in einem längeren Zeitraum mate­
rialisieren. 

Ist ,österreichischen Lösungen' 
gegenüber dem Verkauf an ausländi­
sche Multis der Vorzug zu geben? Die­
se Frage kann wohl nur im Einzelfal l  
und durch einen direkten Vergleich des 
potenziellen in- und ausländischen 
Käufers beantwortet werden. Denn ob 
inländische Übernahmen positivere Ef­
fekte als die ausländischen Übernah­
men haben, war nicht Gegenstand die­
ser Untersuchung. 

Anmerkungen 

1 Vgl. Jubiläumsfondsprojekt Nr. 1 0591 /  
2003. Vg l .  Bellak und Pfaffermayr 
(2002), Bellak (2004). 

2 Wir danken in diesem Zusammenhang 
insbesondere Ruth Naderer, Wolfgang 
Hess und Heinz Leitsmüller. 

3 Z. B. Driffield und Munday (1 998). 
4 Z. B. Figini und Görg (1 999). 
5 Ravenscraft und Scherer (1 997). 
6 Dies bedeutet, dass External itäten, 

Marktstruktureffekte oder Verteilungs­
aspekte nicht betrachtet werden. 

7 Vgl .  Arbeiterkammer (2003). 
8 Scherb (1 988). 
9 Ausführliche Literatursurveys finden sich 

in: Bellak, Pfaffermayer, Wild (2004) so-
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wie in Bellak, Görg und Jungnickel 
(2004; ausgewählte Artikel dieser 
Sondernummer siehe Literaturverzeich­
nis), Agrawal und Jaffe (1 996), Conyon 
et al. (2000a, 2000b). 

10 Z. B. Scherer (1 988). 
11 z. B. Girma et al. (2001 ) .  
12 Z.  B .  Lichtenberg und Siegel (1 987). 
13 Moden (1 998). 
14 Z. B. Freund und Djankov (2000). 
15 Morck et al. ( 1 990). 
16 Gangl und DiPrete (2004). 
17 Für eine Übersicht vgl .  Heckman et al .  

( 1 997), Rosenbaum und Rubin (1 985). 
18 Heckman und Robb (1 986). 
1 9 Rosenbaum and Rubin (1 983) ; Sianesi 

(2001 ) ;  lchino (o.J.). 
20 Blundell und Costa Dias (2002). 
21 Pfaffermayr (2004). 
22 Vgl. auch Bellak (1 994). 
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KOMMENTAR 

Prognosen, 
Prognosen 

Eine kleine 
Prognosendiagnose 

Kurt W. Rothschild 

1. Einleitung 

Prognosen sind unmöglich und un­
entbehrlich . Unmöglich , weil die Zu­
kunft ungewiss und undurchschaubar 
ist, 1 und unentbehrlich , weil viele un­
serer Handlungen zukunftsorientiert 
sind und daher nicht ohne irgendwel­
che Annahmen über die Zukunft durch­
geführt werden können. Der Ausweg 
aus diesem Widerspruch besteht in der 
Anerkennung des notwendigerweise 
fragilen Charakters jeder Prognose. 
Weder darf der Prognosekonsument 
vern ichtende Urtei le abgeben , weil 
Prognosen nicht hundertprozentig ver­
lässlich sind, noch darf der Prognosti­
ker beleidigt sein,  wenn man seine 
Prognosen nicht immer unkritisch ak­
zeptiert. Alles was man von einer Prog­
nose und insbesondere von einer an­
dauernden Prognosetätigkeit verlangen 
kann ist, dass sie im Großen und Gan­
zen einigermaßen richtig ist, wobei die 
Frage, was ,einigermaßen richtig' be­
deutet, subjektiv verschieden beurteilt 
werden kann. 

Maßstäbe sind nicht nur von Person 
zu Person verschieden, sondern hän­
gen auch von der Komplexität und Va-

riabil ität der untersuchten Materie ab. 
Voraussagen über das Investitionsvo­
lumen im kommenden Jahr muss man 
toleranterer beurteilen als Prognosen 
über den Konsum. Neben subjektiven 
Evaluierungen der Qualität eines be­
stimmten Prognoseverfahrens besteht 
aber die objektive Möglichkeit, die re­
lative Überlegenheit ei nes Prognose­
verfahrens gegenüber einem anderen 
mit H i lfe eines Erfolgsmaßstabs zu 
messen. Sowohl was die absolute wie 
die relative Sicht betrifft, soll nun ein 
Blick auf aktuelle Prognoseresultate in 
drei wichtigen ökonomischen Berei­
chen geworfen werden: Wachstum des 
realen Brutta-Inlandsprodukts (BIP), Ar­
beitslosigkeit und Preisentwicklung. 

2. Die Daten 

Ausgangspunkt der Überlegungen 
sind die jährl ichen Prognosen des 
Österreichischen Instituts für Wirt­
schaftsforschung (WIFO) für das kom­
mende Jahr in den drei genannten Be­
reichen im Zeitraum 1 980 bis 2003. Sie 
wurden in den Jahren 1 980-1 989 je­
weils im Dezember erstellt, ab 1 990 
schon im Oktober. Die jährlichen Daten 
der tatsächlichen Realisierungen und 
der Prognosewerte sind jeweils in der 
zweiten und dritten Spalte der Tabellen 
1 (BIP-Wachstum), 2 (Arbeitslosenra­
te) und 3 (Zunahme der Verbraucher­
preise) enthalten .  Auf die Überein­
stimmung (bzw. den Mangel an Über­
einstimmung) zwischen Prognose und 
Realität wird im nächsten Abschnitt nä­
her eingegangen. 

Die Spalten 4 bis 6 in den Tabellen 1 
bis 3 enthalten alternative Prognosen, 
die für Vergleiche mit den WIFO-Prog­
nosen herangezogen werden sollen. 
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Tabelle 1 :  BIP-Wachstum 

Prognosen Prognose minus Realisierung 
tatsächl. jährl. Wachstumsraten in % Prozentpunkte 

Jahr Wert WIFO Naiv 1 Naiv 2 OECD WIFO Naiv 1 Naiv 2 OECD 
1 980 2,9 2,5 4,8 * 0,3 -0,4 1 ,9 * -2,6 
1 981 -0,3 0,0 2,9 1 ,9 -0, 1  0,3 3,2 2,2 0,2 
1 982 1 , 1 2,0 -0,3 * 1 ,8 0,9 -1 ,4 * 0,7 
1 983 2,0 0,5 1 , 1  * 0,4 -1 ,5 -0,9 * -1 ,6 
1 984 1 ,4 1 ,5 2,0 3,6 1 ,5 0 , 1  0,6 2,2 0, 1 
1 985 2,5 3,0 1 ,4 1 ,0 2,9 0,5 -1 , 1  -1 ,5 0,4 
1 986 1 ,2 2,5 2,5 4,5 2,8 1 ,3 1 ,3 3,3 1 ,6 
1 987 1 ,7 2,0 1 ,2 0,6 2,0 0,3 -0,5 -1 , 1  0,3 
1 988 4 , 1  1 ,0 1 ,7 2,4 1 ,3 -3, 1  -2,4 -1 ,7  -2,8 
1 989 3,8 2,5 4,1 9,9 2,8 -1 ,3 0,3 6, 1 -1 ,0 
1 990 4,2 3,0 3,8 3,5 4,5 -1 ,2 -0,4 -0,7 0,3 
1 991 2,8 3,5 4,2 4,6 2,9 0,7 1 ,4 1 ,8 0 , 1  
1 992 2,0 2,8 2,8 1 ,9 2,8 0,8 0,8 -0, 1  0,8 
1 993 0,4 2,0 2,0 1 ,4 -0,2 1 ,6 1 ,6 1 ,0 -0,6 
1 994 3,0 1 ,5 0,4 0 , 1  1 ,5 -1 ,5 -2,6 -2,9 -1 ,5 
1 995 1 ,8 3,0 3,0 * 2,7 1 ,2 1 ,2 * 0,9 
1 996 2,0 2,0 1 ,8 1 , 1 2,6 0,0 -0,2 -0,9 0,6 
1 997 2 , 1  1 ,0 2,0 2,2 1 ,4 -1 , 1  -0, 1  0 , 1  -0,7 
1 998 2,9 2,5 2 , 1  2,2 2,7 -0,4 -0,8 -0,7 -0,2 
1 999 2,7 2,8 2,9 4,0 2,2 0,1 0,2 1 ,3 -0,5 
2000 3,4 2,8 2,7 2,5 2,6 -0,6 -0,7 -0,9 -0,8 
2001 0,8 2,8 3,4 4,3 1 ,2 2,0 2,6 3,5 0,4 
2002 1 ,4 1 ,9 0,8 0,2 1 ,5 0,5 -0,6 -1 ,2 0,1  
2003 0,7 2,2 1 ,4 2,5 2,7 1 ,5 0,7 1 ,8 2,0 

* Wegen Wachstumsraten nahe null keine sinnvollen Zuwachsraten 

Die Spalten 4 und 5 sind so genannte 
,naive' Prognosen ,  wei l  sie keinerlei 
Sach- und Fachwissen benötigen. ln  
Spalte 4 wird das Ergebnis des laufen­
den Jahres (Berichtsjahr) als Progno­
sewert für das kommende Jahr (Prog­
nosejahr) verwendet (P,.,=r,; p=Prog­
nose, r=Realisierung); in Spalte 5 wird 
für die Prognose die gleiche (prozen­
tuelle) Veränderung wie im Berichtsjahr 
angenommen (P,.,=r,*(r, l r,_.)).2 Spalte 6 
schließlich enthält die Prognosen in  
den Österreich-Berichten der OECD 
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(Economic Surveys) ,  die meistens im 
Zeitraum Februar-April des Prognose­
jahrs erstellt wurden.3 

3. Treffsicherheit 
l n  den Spalten 7 bis 1 0  sind sodann 

die jährlichen D ifferenzen zwischen 
den d iversen Prognosewerten und 
den entsprechenden Real isierungen 
angeführt.4 I hre Analyse ermöglicht 
ein Urteil über die Genauigkeit der 
einzelnen Schätzmethoden sowie ei­
nen Vergleich zwischen den verschie-
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Tabel le 2:  Arbeitslosenrate 

Prognosen Prognose minus Realisierung 
tatsächl. Arbeitslosenrate in % Prozentpunkte 

Jahr Wert WIFO Naiv 1 Naiv 2 OECD• WIFO Naiv 1 Naiv 2 OECD• 

1 980 1 ,9 2,3 2,0 1 ,9 
1 981 2,4 2,4 1 ,9 1 ,8 
1 982 3,7 3 , 1  2,4 3,0 
1 983 4,5 4,6 3,7 5,7 
1 984 4,5 5,2 4,5 5,5 
1 985 4,8 4,6 4,5 4,5 
1 986 5,2 4,9 4,8 5 , 1  
1 987 5,6 5,5 5,2 5,6 
1 988 5,3 6,2 5,6 6,0 
1 989 5,0 5,1 5,3 5,0 
1 990 5,4 4,7 5,0 4,7 
1 991 5,8 5,5 5,4 5,8 
1 992 5,9 6,1 5,8 6,2 
1 993 6,8 6,2 5,9 6,0 
1 994 6,5 7,5 6,8 7,8 
1 995 6,6 6,4 6,5 6,2 
1 996 7,0 6,6 6,6 6,7 
1 997 7 , 1  7,5 7,0 7,4 
1 998 7,2 6,9 7 , 1  7,2 
1 999 6,7 7,0 7 ,2 7,3 
2000 5,8 6,6 6,7 6,2 
2001 6 , 1  5,3 5,8 5,0 
2002 6,9 6 , 1  6, 1 6,4 
2003 7,0 6,9 6,9 7,8 

• Siehe Anmerkung 3. 

denen Ansätzen. Dabei geht es vor al­
lem um die Frage der durchschnitt­
l ichen Treffsicherheit der Prognosen,  
dann aber auch um die beiden spe­
zielleren Fragen, ob eine Tendenz zu 
Über- oder Unterschätzungen besteht 
und wie weit Wendepunkte der beob­
achteten Reihe richtig vorhergesagt 
werden. All d iese Fragen können mit 
verschiedenen Maßstäben angegan­
gen werden. Im Folgenden werden die 
gängigsten, relativ einfachen Maßstä­
be verwendet. 

2,2 0,4 0 , 1  0,0 0,3 
2,5 0,0 -0,5 -0,6 0,1  
2,9 -0,6 -1 ,3 -0,7 -0,8 
4,8 0 , 1  -0,8 1 ,2 0,3 
5,5 0,7 0,0 1 ,0 1 ,0 
5,0 -0,2 -0,3 -0,3 0,2 
5,3 -0,3 -0,4 -0, 1 0 , 1  
5,3 -0, 1  -0,4 0,0 -0,3 
4,3 0,9 0,3 0,7 -1 ,0 
3,8 0,1 0,3 0,0 -1 ,2 
3,3 -0,7 -0,4 -0,7 -2, 1  
3,3 -0,3 -0,4 0,0 -2,5 
3,8 0,2 -0, 1  0,3 -2, 1  
5,0 -0,6 -0,9 -0,8 -1 ,8 
4,6 1 ,0 0,3 1 ,3 -1 ,9 
4,3 -0,2 -0, 1  -0,4 -2,3 
4,2 -0,4 -0,4 -0,3 -2,8 
6,5 0,4 -0, 1  0,3 -0,6 
6 ,1  -0,3 -0, 1  0,0 -1 , 1  
6,3 0,3 0,5 0,6 -0,4 
6 , 1  0 ,8  0,9 0,4 0,3 
4,8 -0,8 -0,3 -1 , 1  -1 ,3 
5,3 -0,8 -0,8 -0,5 -1 ,6 
5 , 1  -0, 1  -0, 1 0,8 -1 ,9 

Das Hauptaugenmerk gilt wie gesagt 
der Treffsicherheit, der wir uns jetzt zu­
wenden. Der naheliegendste Maßstab 
für die Treffsicherheit der Prognosen, 
der auch manchmal al le in verwendet 
wird, ist eine einfache Mittelwertbe­
rechnung der absoluten (positiv ge­
nommenen) Werte der jährlichen Feh­
ler ('L.(p-r) I n), mit n = Zahl der Jahre) . 
Diese Durchschnittswerte sind in Ta­
belle 4 angegeben.5 Ein Nullwert wür­
de offensichtlich hundertprozentige 
Treffsicherheit anzeigen, höhere Wer-
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Tabel le 3:  Inflationsrate (Verbraucherpreisindex) 

Prognosen Prognose minus Realisierung 
tatsächl. jährl. Wachstumsraten in % Prozentpunkte 

Jahr Wert WIFO Naiv 1 Naiv 2 
1 980 6,4 4,8 3,7 3,8 
1 981 6,8 6,0 6,4 1 1  '1 
1 982 5,4 5,8 6,8 7,2 
1 983 3,3 4,3 5,4 4,3 
1 984 5,6 5,3 3,3 2,0 
1 985 3,2 4,0 5,6 9,5 
1 986 1 ,7 3,0 3,2 1 ,8 
1 987 1 ,4 2,3 1 ,7 0,9 
1 988 2,0 2,2 1 ,4 1 ,2 
1 989 2,5 2,3 2,0 2,9 
1 990 3,3 3,3 2,5 3,1 
1 991 3,3 4,3 3,3 4,4 
1 992 4 , 1  3,3 3,3 3,3 
1 993 3,6 3,5 4 , 1  5 , 1  
1 994 3,0 2,8 3,6 3,2 
1 995 2,2 2,5 3,0 2,5 
1 996 1 ,9 2,2 2,2 1 ,6 
1 997 1 ,3 1 ,7 1 ,9 1 ,6 
1 998 0,9 1 ,6 1 ,3 0,9 
1 999 0,6 1 ,0 0,9 0,6 
2000 2,3 1 ,2 0,6 0,4 
2001 2,7 1 ,5 2,3 8,8 
2002 1 ,8 1 ,9 2,7 3,2 
2003 1 ,3 1 ,4 1 ,8 1 ,2 

te bedeuten höhere Fehleranfäll igkeit 
Aus anwendungsorientierter Sicht ist 

für Vergleiche zwischen verschiedenen 
Prognosemethoden (bei gleichem 
Prognoseobjekt) eine Maßzahl rele­
vanter, die berücksichtigt, dass einzel­
ne große Prognosefehler schwerer wie­
gen als eine gleichwertige Summe 
mehrerer kleiner Fehler: Um dieser Tat­
sache Gewicht zu verleihen, hat sich 
die Verwendung der so genannten 
RMSE-Formel (root mean square 
equation bzw. Wurzel aus der mittleren 
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OECD WIFO Naiv 1 Naiv 2 OECD 
4,5 -1 ,6 -2,7 -2,6 -1 ,9 
5,0 -0,8 -0,4 4,3 -1 ,8 
6,0 0,4 1 ,4 1 ,8 0,6 
4,4 1 ,0 2 , 1  1 ,0 1 , 1 
5,0 -0,3 -2,3 -3, 6  -0,6 
3,5 0,8 2,4 6,3 0,3 
1 ,5 1 ,3 1 ,5 0 , 1  -0,2 
2,0 0,9 0,3 -0,5 0,6 
2,0 0,2 -0,6 -0,8  0 ,0  
2 ,8  -0,2 -0,5 0,4 0,3 
3,3 0,0 -0,8 -0,2 0,0 
4,3 1 ,0 0,0 1 , 1 1 ,0 
3,7 -0,8 -0,8 -0,8 -0,4 
3,5 -0, 1 0,5 1 ,5 -0, 1 
2,8 -0,2 0,6 0,2 -0,2 
2,3 0,3 0,8 0,3 0 ,1  
2,8 0,3 0,3 -0,3 0,9 
1 ,8 0,4 0,6 0 ,3 0,5 
1 ,4 0,7 0,4 0 ,0 0 ,5 
0,7 0,4 0,3 0,0 0, 1 
1 ,2 -1 , 1  -1 ,7 -1 , 9  -1 , 1  
2,6 -1 ,2 -0,4 6, 1 -0, 1  
1 ,8 0 , 1  0,9 1 ,4 0,0 
1 ,9 0 , 1  0,5 -0, 1 0,6 

quadratischen Abweichung) eingebür­
gert. Sie beruht auf der Wurzel aus 
dem durchschnittlichen Wert der qua­
drierten jährlichen Fehler (y�(p-r)2 I n), 
wodurch größere Fehler stärker ge­
wichtet werden.6 Die RMSE-Werte sind 
ebenfalls in Tabelle 4 wiedergegeben. 
Sie werden vor allem in der folgenden 
Analyse berücksichtigt. 

Wie die RMSE-Daten zeigen , waren 
die WIFO-Prognosen bezügl ich B IP­
und Preisveränderung einer naiven Me­
thode deutlich überlegen . Bei der Ar-
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beitslosenrate, die sich über den gan­
zen Beobachtungszeitraum verhältnis­
mäßig kontinuierlich in kleinen Schrit­
ten von 1 ,9% im Jahr 1 980 auf rund 
7% zu Ende der Periode bewegte, hät­
te die primitive Methode, Typ 1 ,  aller­
dings ebenso gut abgeschnitten. Dass 
die naive Prognose, Typ 2, (Projektion 
der vergangenen Veränderungsrate) 
generell deutlich schwächer ausfällt, ist 
nahe liegend. Sie könnte nur bei stän­
dig wachsenden absoluten Werten des 
B IP, der Arbeitslosigkeit oder der Prei­
se erfolgreich sein.  Doch die Bäume 
wachsen nicht exponentiell in den Him­
mel. 

Ein Vergleich der WIFO-Daten mit 
den OE CD-Prognosen zeigt durchwegs 
ähnl iche Treffersicherheiten. Das ge­
ringfügig bessere Resultat der OECD 
im Fall des BIP (sowie die Parallelität 
zum WIFO generell) kann dem Um­
stand zugeschrieben werden, dass die 
OECD-Schätzungen meist drei bis 
sechs Monate nach den WIFO-Schät­
zungen erfolgten und so die WIFO­
Überlegungen sowie weitere Entwick­
lungen verwerten konnten. 

Ein ige weitere Fragen, welche die 
Treffsicherheit betreffen, sollen nun hin­
zugefügt werden. Zunächst soll darauf 
hingewiesen werden, dass die relative 
Leistungsfähigkeit der Prognosen in  
den drei Wirtschaftsbereichen nicht un-
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mittelbar aus den RMSE-Daten abge­
lesen werden kann. Offensichtlich ist 
es leichter, genaue Prognosen bei Ab­
läufen zu erstellen, die nur wenig und 
enge Schwankungen aufweisen. Beim 
Vergleich von verschiedenen Bereichen 
ist es daher üblich, den RMSE-Wert zur 
Standardabweichung der beobachte­
ten Daten in Beziehung zu setzen 
(RMSE als Prozent der Standardab­
weichung), um der Schwierigkeit einer 
breiteren Streuung Rechnung zu tra­
gen. Je höher dieser Prozentsatz ist, 
desto schwächer ist die (korrigierte) 
Leistungsfähigkeit des betreffenden 
Prognosebereichs. M it Standardab­
weichungen von 1 , 1 7  für das B IP, 1 ,42 
für die Arbeitslosigkeit und 1 ,69 für die 
Preisentwicklung ergeben sich relative 
Bewertungen von 1 02 (B IP) ,  37 (Ar­
beitslosigkeit) und 44 (Preise) . Die Be­
rücksichtigung der unterschiedlichen 
Streuungsbreiten bringt zwar keine 
Veränderung der Reihung der drei Be­
reiche, verschiebt aber die relativen Ab­
stände zuungunsten des B IP und zu­
gunsten der Preise. 

Als nächstes soll d ie Frage gestellt 
werden, ob sich der I nformationsver­
lust durch die Vorverlegung der WIFO­
Prognosen von Dezember auf Oktober 
ab 1 990 nachteilig auf die Treffsicher­
heit ausgewirkt hat. Ein Vergleich zwi­
schen den beiden Perioden ( 1 980/89 

Tabelle 4: Durchschnittliche Abweichungen (DA) und 
RMSE-Werte 

WIFO Naiv 1 Naiv 2 OECD 
DA RMSE DA RMSE DA RMSE DA RMSE 

BIP-Wachstum (real) 0,95 1 , 1 9  1 , 1 5 1 ,42 - - 0,87 1 , 1 5  
Arbeitslosenrate 0,43 0,52 0,41 0,52 0,50 0,64 0,39 0,50 
Inflationsrate 0,59 0,74 0,95 1 ,2 1  1 ,48 2,33 0,54 0,75 

Anmerkung: Die OE CD-Kennzahlen für die Arbeitslosenrate beziehen sich nur auf die 
Jahre 1 980 bis 1 987. Siehe Anmerkung 3. 
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und 1990/2003) ergibt kein einheitli­
ches Bild. Beim BIP und noch mehr bei 
den Preisen ergab sich eine deutliche 
Verbesserung - beim BIP fiel der 
RMSE von 1 ,29 in der ersten Periode 
auf 1 , 10 in der zweiten, bei der Infla­
tionsrate von 0,88 auf 0,62, bei der Ar­
beitslosenrate hingegen eine Ver­
schlechterung (von 0.45 auf 0,56). Die 
unterschiedliche Entwicklung zwischen 
Preisen und Arbeitslosigkeit ergibt sich 
wahrscheinlich aus dem Übergang zu 
einer kontinuierlichen Preisstabilisie­
rungspolitik bei gleichzeitig unerwarte­
ten und erratischen Steigerungen der 
Arbeitslosigkeit in den neunziger Jah­
ren. 

Einen weiteren Hinweis auf die rela­
tive Qualität der Prognosen kann ein 
Vergleich mit anderen Prognosen sein, 
welche die gleichen Bereiche betreffen. 

31 .  Jahrgang (2005), Hell I 

deutscher Institutionen für den Zeit­
raum 1976 bis 1987 umfasst. 7 

Tabelle 5 zeigt die RMSE der beiden 
Studien für BIP- und Preisänderungs­
prognosen. (Die Prognosen im Be­
schäftig ungsbereich lassen sich aus 
Definitionsgründen nicht problemlos 
vergleichen.) Ein Vergleich mit den 
RMSE-Werten der vorliegenden Studie 
zeigt eine Überlegenheit der Treffsi­
cherheit der derzeitigen WIFO-Infla­
tionsprognose gegenüber allen Ver­
gleichsprognosen. was zum Teil mit 
den stärkeren Inflationsbewegungen 
der Vergangenheit zusammenhängt. 
Die derzeitigen BIP-Prognosen schnei­
den deutlich besser ab als die WIFO­
Prognosen in den sechziger Jahren 
und als die Gemeinschaftsprognosen 
der deutschen Wirtschaftsinstitute, blei­
ben aber ebenso deutlich hinter der 

Tabelle 5: Einige alternative RMSE-Werte 

Hier soll auf zwei frühere Prognose­
evaluationen zurückgegriffen werden: 
Ein Studie des WIFO über die Qualität 
der (damals zum Teil neuen) Progno­
sen des Instituts für den Zeitraum 1963 
bis 1969 und eine Publikation des Kie­
ler Instituts für Weltwirtschaft (lfW) aus 
dem Jahr 1988, die diverse Prognosen 
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Treffsicherheit des deutschen Sach­
verständigenrats zurück. 

Zum Abschluss dieses Abschnitts 
über Treffsicherheit soll noch einmal die 
unvermeidbare Ungenauigkeit von 
Prognosen über eine ungewisse Zu­
kunft betont werden. Genaue Punkt­
prognosen können nicht erwartet wer-

--------------------··-···-· ·---··· 
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den und sind eher Glücksfälle. Realis­
tischer und für die Praxis vielfach aus­
reichend ist die Frage, ob die Progno­
sen ungefähr stimmen. Nimmt man ei­
nen Prognosekorridor von +/- 1 0% des 
prognostizierten Werts als Erfolgs­
maßstab, so ergibt sich für den hier be­
trachteten Zeitraum von 24 Jahren fol­
gendes Bild . Beim BIP-Wachstum lie­
gen nur drei Prognosen ( 1 984, 1 996, 
1 999) innerhalb des 1 0%-Raums, bei 
der Arbeitslosigkeit sind es 1 5  und bei 
der Inflationsrate 9. Es ergibt sich also 
die gleiche Reihung wie bei den 
RMSE-Werten. Die besten Ergebnisse 
l iefert die Arbeitslosigkeitsprognose 
und deutlich am schwächsten sind die 
B I P-Schätzungen . Bei den letzteren 
sind allerdings zwei Punkte zu beach­
ten. Erstens enthält das B IP  als we­
sentliches Element das lnvestitionsvo­
lumen, dessen bedeutende Schwan­
kungen besonders schwer prognosti­
zierbar sind, und zweitens kommt die 
verhältnismäßig niedrige Erfolgsquote 
nicht zuletzt dadurch zustande, dass 
das durchschnittliche B IP-Wachstum 
(und der entsprechende Prognosewert) 
nur 2 , 1 %  betrug. Ein zehnprozentiger 
Rahmen (nach beiden Seiten) beträgt 
daher im Durchschnitt nur  0,2 Pro­
zentpunkte und lässt nur sehr geringen 
Spielraum für ,exakte' Treffer zu. Was 
die ebenfalls relativ niedrige Zahl von 
neun positiven Ergebnissen bei der 
Preisentwicklung betrifft, ist zu bemer­
ken, dass von den 1 5  ,Fehlprognosen' 
sieben auf die aufeinanderfolgenden 
Jahre 1 995-2001 entfallen, in denen die 
EU-induzierte Inflationssenkung dau­
ernd etwas unterschätzt wurde. 

4. Über- oder Unterschätzung und 
Wendepunkte 

Neben der Treffsicherheit sind zwei 
weitere Eigenschaften von Prognosen 
von I nteresse, näml ich die Frage, ob 
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die Prognosemethode oder der Prog­
nostiker zu Über- oder Unterschätzun­
gen neigen, sowie die Frage, wie weit 
Wendepunkte, also Richtungsände­
rungen, deren Eintritt oft mehr gefragt 
ist als punktgenaus Aussagen, richtig 
angezeigt werden. 

Für die Frage einer Über- oder Unter­
schätzungsneigung genügt ein einfa­
ches Maß. Soweit keine solche Nei­
gung (engl. bias) besteht, müssen sich 
Über- und Unterschätzungen ungefähr 
die Waage halten, so dass der Durch­
schnitt der Prognosewerte ungefähr 
dem Durchschnitt der tatsächlichen 
Werte entspricht. Weicht er deutlich von 
diesem ab, so liegt offensichtlich eine 
Schätzneigung in  der einen oder an­
deren Richtung vor. So zeigte zum Bei­
spiel die WIFO-Studie der sechziger 
Jahre bei den Wachstumsprognosen 
eine deutl iche Tendenz zur Unter­
schätzung, weil die damalige kräftige 
Aufschwungstendenz in den Progno­
sen nicht ausreichend berücksichtigt 
wurde. Für die WIFO-Prognosen 1 980-
2003 ergibt sich folgendes Bi ld. Beim 
BIP-Wachstum und der Arbeitslosigkeit 
decken sich der tatsächliche und der 
prognostische Durchschnittswert (2,9% 
bzw. 5,6%) exakt, bei der Inflationsra­
te l iegt der Prognosedurchschnitt um 
einen Zehntelprozentpunkt über dem 
tatsächlichen (3,0% u nd 2,9%).  Eine 
einseitige Schätzneigung kann somit 
nicht festgestellt werden. 

Weit komplizierter als Treffsicherheit 
und Vermeidung von Über- oder Unter­
schätzneigung ist die rechtzeitige Er­
kennung von Wendepunkten, die keine 
theoretisch leicht erkennbare Regel­
mäßigkeit aufweisen (z. B. Konjunktur­
schwankungen, Nachfrage- und Ange­
botsschocks). Die Naivprognosen sind 
schon ihrer Bauart wegen unfähig,  
Wendepunkte vorherzusagen, da sie ja 
immer an das vorangegangene Resul-

1 3 1  



Wirtschaft und Gesellschaft 

tat (N iveau oder Veränderung) an­
knüpfen. Aber auch "wissenschaftliche" 
Prognosen haben es manchmal 
schwer, Wendepunkte vorherzusagen, 
wie die folgenden Daten zeigen. Bei 
deren Interpretation ist zu beachten, 
dass es sich nur bei der Arbeitslosig­
keit um echte Richtungsänderungen 
der Basisgröße (hier also Arbeitslosig­
keit) handelt. Bei den B IP- und Preis­
prognosen, wo es um Wachstumsraten 
geht, bedeuten Wendepunkte Rich­
tungsänderungen im Wachstumstem­
po von (meist ständig wachsenden) 
B IP- und Preisniveaus. Wendepunkte 
im B IP- oder Preisniveau als solchen, 
wie sie in Konjunktur- und Deflations­
debatten zur Diskussion stehen, sind 
natürlich weit seltener und einschnei­
dender. 

Wendepunktfehler können zwei For­
men annehmen. Es können Wende­
punkte eintreten, die nicht vorhergesagt 
wurden (Fehler 1 ) ,  oder es werden 
Wendepunkte vorhergesagt, die dann 
nicht eintreten (Fehler I I) . Wie aus den 
Tabellen 1 bis 3 zu ersehen ist, ergibt 
sich folgendes Bi ld :8 Beim B IP­
Wachstum mit seinen starken Schwan­
kungen gab es insgesamt 1 6  Rich­
tungsänderungen, von denen 1 2  rich­
tig erfasst wurden (Fehler 1=4 oder 
25%), und außerdem gab es drei pro­
phezeite Richtungsänderungen,  die 
nicht eintraten. Bei der Arbeitslosigkeit 
gab es sechs Wendepunkte, von denen 
nur einer richtig vorhergesagt wurde. 
Fehler I trat daher fünf Mal auf (83%), 
und es gab außerdem einen Fehler I I .  
Die sieben Wendepunkte bei den Preis­
veränderungen wurden alle richtig vor­
hergesagt, es gab aber vier Fehler I I .  
Nahezu analoge Resultate liefern die 
OECD-Prognosen. 
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5. Schlussbemerkung 

An Hand übl icher Maßstäbe und 
durch Vergleiche mit alternativen Prog­
nosen lässt sich zeigen , dass "wissen­
schaftliche" Prognosen einen nicht un­
bedeutenden Informationsgewinn ver­
mitteln. Je nach Prognosegegenstand 
und externen Umständen sind die Er­
gebnisse notwendigerweise mehr oder 
weniger verlässlich und kritische Skep­
sis mag öfters angezeigt sein .  Ob man 
Prognosen, die häufig korrekturbedürf­
tig sind und auch laufend korrigiert wer­
den, als "gut" oder "schlecht" empfin­
det, wird letzten Endes nicht nur durch 
ihre Qualität und unvermeid liche Un­
schärfe entschieden, sondern hängt 
auch vom Temperament und der Er­
wartungshaltung der Prognosekonsu­
menten ab. Für Meinungsverschieden­
heiten ist gesorgt. 

Anmerkungen 

1 Schon Nestroy soll gesagt haben, dass 
Vorhersagen besonders schwierig seien, 
wenn es sich um die Zukunft handelt. 

2 in der Praxis ist dem ,naiven' Prognosti­
ker noch nicht der endgültige (korrigier­
te) Wert des Berichtsjahrs bekannt, und 
er muss einen vorläufigen Wert verwen­
den. Im vorliegenden Fall sind jedoch die 
endgültigen (korrigierten) Werte ver­
wendet. 

3 Für einen Vergleich der Arbeitslosig­
keitsprognosen sind die OECD-Daten 
nur beschränkt verwendbar, da ab 1 988 
die von der OECD verwendeten Arbeits­
losenzahlen und Arbeitslosenraten auf 
Grund von OECD-Definitionen, OECD­
Schätzungen und Mikrozensusdaten 
deutlich niedriger lagen als die auf re­
g istrierter Arbeitslosigkeit (als Prozent 
der unselbstständigen Erwerbstätigen) 
beruhenden traditionellen Berechnungen 
der Österreichischen Statistik. Dement­
sprechend niedriger fallen die Progno-
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sewerte der OECD aus. Für einen Ver­
gleich mit den WIFO-Prognosen werden 
daher im Arbeitslosenbereich nur die 
OECD-Prognosen der Jahre 1 980-1 987 
herangezogen. 

4 Positive Werte entsprechen daher Über­
schätzungen der tatsächlichen Entwick­
lung und negative Werte einer Unter­
schätzung. 

5 Neben dem durchschnittlichen Fehler ei­
nes Prognoseverfahrens ist manchmal 
auch der höchste vorkommende Fehler 
interessant. Er erreicht sowohl in der WI­
FO- wie in der OECD-Prognose des 
BIP-Wachstums im Jahr 1 988 einen re­
lativ hohen Wert (-3, 1 und -2,8). Diese 
starken Unterschätzungen waren eine 
Folge einer falschen Erwartung, dass 
sich die internationale Börsenkrise und 
die damit verbundenen finanziellen Tur­
bulenzen vom Oktober 1 987 stark ne­
gativ auf die Konjunktur auswirken wür­
den. ln Wirklichkeit setzte aber im Jahr 
1 988 eine unerwartet gute Konjunktur 
ein. Bei der Arbeitslosigkeit und den 
Preisbewegungen waren die Höchstfeh-

--------------
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ler weit geringer (WIFO: +1 ,0 bzw. -1 ,6). 
6 Ein Vergleich zwischen zwei zweijähri­

gen Prognosen, deren jährliche Fehler 4 
und 4 bzw. 6 und 2 betragen, ergibt den 
gleichen DA-Wert (4), aber unterschied­
l iche RMSE-Werte (4 bzw. 4 ,47). Die 
Wurzel wird eingeführt, um die Dimen­
sion der Maßzahl auf die Dimension der 
Beobachtungsgröße zurückzuführen. 

7 Thury, Gerhard,  Treffsicherheit und Qua­
lität der Institutsprognosen (=Beilage 88, 
WIFO-Monatsberichte, Wien, Oktober 
1 970); Langfeldt, Enno; Trapp, Peter, Ex­
periences in Macroeconomic Forecasting 
in the Federal Republic of Germany 
1 976-1 987 (=Kieler Arbeitspapiere No. 
331 , Institut für Weltwirtschaft, Kiel 1 988). 

8 Vergl ichen werden bei einem Rich­
tungswechsel vom Jahr t zum Jahr t+1 
die Größen r1+1-r1 mit P1+1-r1, wobei an­
genommen wird, dass der Prognostiker 
den tatsächl ichen Wert für das Be­
richtsjahr kennt. Gleiche Vorzeichen der 
beiden Größen in Wendejahren bedeu­
ten eine erfolgreiche Wendepunktdiag­
nose. 
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BÜCHER 

Wirtschaftsgeschichte Großbritanniens 1700-2000 

Rezension von: Roderick FloU(I, Paul Johnson (Hrsg.), The Cambridge Economic 
History of Modern Britain, 3 Bände, Cambridge University Press, Cambridge 2004, 

insges. 1 .561  Seiten, broschiert, zus. f 62,97. 

Bei den vorliegenden drei Bänden handle es sich, so die Herausgeber im Vor­
wort, um Lehrbücher, also um Texte, die versuchten, ihren Gegenstand, die The­
sen, Methoden und Resultate zu erklären, klar; kurz und in einer Sprache, die je­
der, der an Wirtschaftsgeschichte interessiert ist, verstehen könne. Der Ansatz 
des groß angelegten Werkes ist ein interdisziplinärer: Die insgesamt 48 Beiträge 
stammen von Wissenschafterinnen aus mehreren Ländern. 

Der erste Band befasst sich mit der Periode 1 700-1 860, als Großbritannien im 
Hinblick auf den Prozess der Industrialisierung weltweit die führende Rolle ein­
nahm. Zwischen 1 860 und 1 939 wurde Großbritannien in dieser Position von den 
USA abgelöst (Band I I ) .  Der dritte Teil schließl ich behandelt die Entwicklungen 
vom Zweiten Weltkrieg bis in die neunziger Jahre, eine Phase der Prosperität, 
aber zugleich des relativen ökonomischen Abstiegs des Landes. 

Industrialisierung (1700-1860) 

Viele Einschätzungen der Industriellen Revolution, die bis in die achtziger Jah­
re weithin geteilt wurden, sind mittlerweile angesichts neuer Forschungsergeb­
nisse einer Revision unterzogen worden. ln den Beiträgen des ersten Bandes 
werden die Resultate einschlägiger Studien aus den letzten fünfzehn Jahren dar­
gelegt und kritisch bewertet. 

Wirtschaftswachstum :  War die Industrielle Revolution eine Phase raschen Wirt­
schaftswachstums? Joel Mokyr zeigt im ersten Beitrag (Accounting for the lndu­
strial Revolution) , dass davon keine Rede sein kann .  Zwischen 1 770 und 1 801  
betrug das Wachstum des realen Outputs pro Kopf lediglich 0,2% p. a. ,  von 1 801  
bis 1 830 0,5% p .  a . ,  erst zwischen 1 831 und 1 860 erfolgte eine Beschleunigung 
auf 1 , 1 %  p. a .  (Tabelle 1 .3 :  I, S. 9) . Die Effekte der technischen und organisato­
rischen I nnovationen des letzten Drittels des 1 8. Jahrhunderts fanden somit kei­
nen unmittelbaren Niederschlag in der Entwicklung des realen gesamtwirt­
schaftl ichen Pro-Kopf-Einkommens, sondern nur mit Verzögerung, nämlich ab 
1 800 und insbesondere ab den 1 820er Jahren. 

Mokyr vertritt die Meinung, dass es sinnvoller sei, die Auswirkungen der Indust­
riellen Revolution anhand der technischen Kompetenzen der Gesel lschaft zu 
beurteilen. Diese Kompetenzen beruhen auf dem Wissen, über das die Gesell-
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schaft verfügt, und auf den I nstitutionen ihrer Wirtschaft. Praktisches und expe­
rimentelles Wissen bi ldete die Grundlagen für viele der technischen Schlüssel­
erfindungen der Industriel len Revolution . Sie hingen nicht von tiefen wissen­
schaftlichen Einsichten, ja nicht einmal von wissenschaftlicher Methodik ab. We­
sentlich waren die kontinu ierlichen Verbesserungen über den ursprünglichen 
Durchbruch hinaus: 

"ln other words, what made the lndustrial Revolution into the ,great diver­
gence' was the persistence of technological change after the first wave." 
. . .  "(T)he true miracle is not that the classical lndustrial Revolution happe­
ned, but that it did not peter out l ike so many earlier waves of innovation." 
( 1 ,  S. 1 5) 

Ausschlaggebend für diese Persistenz der technischen Entwicklung waren fun­
damentale Änderungen in der Wissensku ltur, die im 1 7. Jahrhundert begonnen 
hatten. Die "Wissensrevolution" bedeutete nicht nur, dass technischer Fortschritt 
fortwähren konnte, ohne an eine konzeptionelle Decke zu stoßen. Sie bedeutete 
auch, dass fortan zwischen Technik und Wissenschaft positive Wechselwirkun­
gen bestanden, die einander gegenseitig verstärkten. Einige Forscher vertreten 
sogar den Standpunkt, dass die Effekte der Technik auf die Wissenschaft be­
deutender gewesen seien als jene in die andere Richtung. 

Alles in allem sollte die Industrielle Revolution als eine Inkubationszeit gesehen 
werden, in der die Grundlagen für das unbestreitbare nachhaltige Wirtschafts­
wachstum in Großbritannien nach 1 830 geschaffen wurden. 

Auch die "Schwäche" des wirtschaftlichen Wachstums zwischen 1 760 und 1 830 
ist zu relativieren. Zu berücksichtigen sei bei der Beurtei lung, so Mokyr, dass 
Großbritannien in dieser Zeit fast ununterbrochen Krieg führte und die englische 
Bevölkerung sehr rasch wuchs: von 6,1  Mio. 1 760 auf 1 3, 1  Mio. 1 830. Dieser Be­
völkerungsanstieg war ohne Beispiel in der englischen Geschichte (siehe dazu 
im Einzelnen Wrigley, Kapitel 3: British population during the ,lang' eighteenth cen­
tury). Dass es unter diesen widrigen Umständen gelang, den Lebensstandard zu 
behaupten und gravierende Engpässe zu vermeiden, zeigt die Stärke, welche die 
britische Wirtschaft bereits erreicht hatte. 

Handel: Der Industriellen Revolution ging in Großbritannien bekanntlich die 
"Kommerzielle Revolution" voraus. Im Zuge dieser entwickelten sich die recht­
lichen, finanziellen und kommerziellen Institutionen, welche dann die Industrielle 
Revolution wesentlich beförderten. ln der klassischen Periode der Letzteren, al­
so zwischen 1 760 und 1 800, erlangten britische Unternehmen in einigen Schlüs­
selindustrien technische Überlegenheit gegenüber ihren internationalen Konkur­
renten .  I ntensiver Wettbewerb unter den britischen Produzenten und laufende 
technische Verbesserungen führten in der ersten Hälfte des 1 9. Jahrhunderts zu 
massiven Preisrückgängen bei den neuen Massenprodukten. (Zwischen 1 820 
und 1 860 verschlechterten sich d ie britischen Austauschrelationen von 1 70 auf 
1 00; siehe Harley, Kapitel ?: Trade: discovery, mercanti lism and technology; I, S. 
1 93) Technische Führerschaft und Preissenkungen ermöglichten es britischen 
Unternehmen, die Weltmärkte zu erobern: 

"Paul Bairoch . . .  has calculated that in the middle third of the nineteenth 
century Britain produced some two-thirds of the world's output of ,new tech­
nology' products." ( 1 ,  S. 1 86) 
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Der internationale Handel unterstützte somit zweifellos die Industrialisierung 
Großbritanniens: 

"By exporting manufactured goods, in most cases in multilateral trading 
networks to buy imported foodstuffs, including tropical sugar and tea, the 
British economy became much more industrialised than it would otherwi­
se have been." ( 1 ,  S. 203) 

Der Export trug insbesondere zum raschen Wachstum jener Schlüsselindust­
rien bei, die infolge der technischen Innovationen die britische Wirtschaft und Ge­
sellschaft im frühen 1 9. Jahrhundert transformierten. Die gesamtwirtschaftl ichen 
Auswirkungen des Außenhandels waren auf Grund des starken Preisverfalls wich­
tiger Exportprodukte allerdings sehr moderat. Die von vielen Kommentatoren un­
ter dem Eindruck der britischen Weltmarktführerschaft in vielen Branchen ver­
tretene Ansicht, das Wachstum der britischen Wirtschaft ab 1 830 sei vom Han­
del abhängig gewesen, weist Harley daher in Übereinstimmung mit vielen neue­
ren Studien zurück. Er fasst zusammen: 

"Trade undoubtedly stimulated Britain's industrialisation, but it is much mo­
re difficult to develop causal connections from trade growth to the emer­
gence of sustained modern economic growth. Specialisation and trade, of 
course, provided gains for the economy, but quantifying these gains shows 
them to have been quite small compared to the growth that emerged after 
the industrial revolution ." ( 1 ,  S. 203) 

Und was den BIP-Beitrag des Außenhandels mit jenen Ländern, die im 20. Jahr­
hundert als "Dritte Weit" bezeichnet wurden, betrifft, so stimmt Harley jenen zu, 
die meinen , dass die Peripherie für die Entstehung nachhaltiger wirtschaftlicher 
Entwicklung in Großbritannien peripher gewesen sei . 

Industrie: Lange Zeit konzentrierte sich die einschlägige wirtschaftshistorische 
Literatur auf die spektakulären Innovationen im Bereich der so genannten "kriti­
schen Techniken", also jener, die über direkte und indirekte Effekte den Entwick­
lungspfad von Output und Produktivität entscheidend beeinflussen. Als kritische 
Techniken für die britische Industrialisierung gelten Dampfkraft und mechanische 
Textilmaschinen, insbesondere Spinnmaschinen. Im Gegensatz zu der traditio­
nellen, die Bedeutung der erwähnten Schlüsselindustrien betonenden Sichtweise 
hebt die jüngere Literatur hervor, dass technische und organisatorische Innova­
tion in weiten Bereichen der britischen Wirtschaft stattfanden. Die technischen 
Neuerungen außerhalb der dynamischen Branchen waren anderer Art als in die­
sen, weniger spektakulär, oft inkrementeUer Natur: Kristine Bruland (Kapital 5: ln­
dustrialisation and technological change) weist darauf hin, dass gerade in weni­
ger dynamischen Branchen (z. B. Erzeugung von Steingut) wichtige organisato­
rische Fortschritte erfolgten, beispielsweise im Hinblick auf vertikale Integration, 
Arbeitsorganisation und Vertrieb. Maxine Berg (Kapitel 1 3: Consumption in eigh­
teenth- and early nineteenth-century Britain) hält die traditionelle Konzentration 
auf Prozessinnovation im Bereich der Kapitalgüter für einseitig. Sie lenkt die Auf­
merksamkeit der Leseri nnen auf Produktinnovationen im Konsumgütersektor, 
speziell bei Luxusgütern. H ier war es die Nachfrageseite, welche die Innova­
tionsrichtung erheblich beeinflusste. 

Auch in den dynamischen Industrien bestanden alte Techniken bis weit ins 1 9. 
Jahrhundert neben den neuen fort, z. B. Handwebstühle und wassergetriebene 
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Maschinen in der Erzeugung von Baumwolltexti lien bis in die 1 860er Jahre. 
Bruland fasst die neue Sicht des Prozesses technischer und organisatorischer 

Innovation zur Zeit der Industriellen Revolution in Großbritannien folgenderma­
ßen zusammen: 

"(l)nnovation was a broad process, pervasively embedded in many indu­
stries, even those that were essentially matters of hand technology." .. . "The 
wide scope of technological development in Britain after the early eigh­
teenth century suggests a general social propensity to innovate." (1, S. 146) 

Mehr als jedes andere Phänomen symbolisiert die Fabrik die Industrielle Re­
volution und dominiert die populäre Vorstellung von ihr. Pat Hudson (Kapitel 2: ln­
dustrial organisation and structure) definiert die Fabrik als einen Ort, wo Arbeits­
kräfte und Ausrüstungen konzentriert s ind,  wo zumindest teilweise n icht von 
menschlicher Energie angetriebene Maschinen zum Einsatz kommen und wo die 
Arbeit beaufsichtigt und kontrolliert wird. Es ist unbestritten,  dass im Laufe des 
1 9. Jahrhunderts ein wachsender Teil der Erzeugnisse vieler Branchen des ver­
arbeitenden Gewerbes, insbesondere in den Zweigen der Textil industrie, in Fab­
riken gefertigt wurde. 

Die Entstehung der Fabrik stellte ein wichtiges Merkmal der I ndustriel len Re­
volution dar, doch ihr Aufstieg, so Hudson, war beschränkt und wurde begleitet 
von der Ausbreitung anderer Formen industrieller Organisation, nämlich von Klein­
betrieben, Werkstätten von Handwerkern, der Heimindustrie und des Verlagswe­
sens. Die meisten Betriebe blieben klein ,  und Familienunternehmen bildeten die 
Mehrheit. Bei diesen Betriebsformen handelte es sich also nicht um langsam ab­
sterbende Phänomene aus der vorindustriellen Zeit, sondern um integrale Be­
standteile einer modernen industriellen Ökonomie. ln den meisten Branchen exis­
tierte ein breites Spektrum von Betriebsgrößen und Organisationsformen . 

Der Übergang zu fabriksmäßiger Produktion erfolgte langsam und ungleich­
mäßig, und er war unvollständig. Alfred Chandler hebt in seinen bahnbrechenden 
Werken die ursächliche Bedeutung von Größen- und Verbundvorteilen für die Ent­
stehung und Verbreitung der Fabrik und des Großunternehmens in den USA her­
vor. Diese Ergebnisse lassen sich allerdings nicht ohne weiteres auf Großbritan­
nien übertragen. ln den meisten britischen Industriezweigen waren die Größen­
und Verbundvorteile gering. Fabrikarbeiterinnen waren häufig teurer und schwie­
riger anzuwerben als unterbeschäftigte Arbeitskräfte auf dem Land. Die ländliche 
Hausindustrie bot abgesehen von niedrigeren Arbeits- und Gemeinkosten den 
Vortei l  größerer Flexibil ität gegenüber starken Marktschwankungen. Es ist des­
halb nicht verwunderlich, dass viele größere Unternehmen zwei Standbeine hat­
ten, eines in der Fabrik und eines in der häuslichen Produktion. 

"Factories were only one way of reducing transaction costs and agency 
problems and of ensuring the efficient production of goods for a variety of 
market needs." . . .  "A pluralistic business structure, the prevalence of pri­
vate family firms of generally very modest size and a complex variety of 
plant size, created considerable flexibility and adaptiveness in the face of 
changes in the market and business climate. lt was the workshop as much 
as the factory, and famil ies and communities as much as heroic entrepre­
neurs and inventors, that created the dynamism of industria l isation in  
Britain." ( 1 ,  S.  55f) 
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Im Zuge der Industrial isierung erhöhte sich die regionale Spezialisierung. In­
dustriezweige konzentrierten sich an jeweils einem oder einer kleinen Anzahl von 
Standorten.  

Der Industrialisierung ging ein Jahrhundert und mehr der Ausbreitung ländlicher 
Hausindustrien voraus. Diese wiesen je nach regionalen Kulturen und Umstän­
den eine Vielzahl von Formen auf. Das oft unterstellte proloindustrielle Modell ei­
ner linearen Entwicklung vom Handwerk zum Verlagswesen und weiter zur Fab­
rik gab es in der Realität nicht. Manche regionalen Heimindustrien entwickelten 
sich zu modernen Industriezentren, andere blieben protoindustriel l ,  viele ver­
schwanden, zahlreiche neue entstanden im Laufe des 1 9. Jahrhundert. Hudson 
resümiert folgendermaßen: 

"The industrial revolution did not displace proto-industry but rather encom­
passed, integrated and further developed it." ( 1 ,  S. 34) 

Landwirtschaft: Die britische Landwirtschaft revolutionierte sich bereits zwi­
schen 1 600 und 1 750. ln diesem Zeitraum stiegen die Ernteerträge je Flächen­
einheit, die Arbeitsproduktivität und die Gesamtproduktion der Landwirtschaft sehr 
stark. Um 1 750 erreichte die Effizienz der englischen Landwirtschaft jene der 
niederländischen und nahm damit gemeinsam mit dieser die führende Position in 
Europa ein. Der Output je landwirtschaftlicher Arbeitskraft in England lag zur Mit­
te des 1 8. Jahrhunderts rund die Hälfte höher als um 1 500 (Allen, Kapitel 4: Agri­
culture during the lndustrial Revolution; I, S. 98) . Dieser erhebliche Zuwachs im 
Pro-Kopf-Ertrag hatte einen sehr starken langfristigen Rückgang des Beschäf­
tigtenanteils der Landwirtschaft zur Folge: Zu Beginn des 1 6. Jahrhunderts wa­
ren noch etwa drei von vier erwerbstätigen Personen in der Landwirtschaft be­
schäftigt gewesen, um 1 750 betrug d ieser Anteil nur noch rund 45%. Großbri­
tannien verfügte somit bereits in der ersten Hälfte des 1 8. Jahrhunderts über ei­
ne im internationalen Vergleich sehr leistungsfähige Landwirtschaft. Dies war ei­
ne der Grundlagen, auf der die Industrielle Revolution aufbauen konnte. 

Robert C. Allen stellt die Frage, ob die Landwirtschaft während der Industriellen 
Revolution einen positiven Beitrag zur wirtschaftl ichen Entwicklung Großbritan­
niens geleistet habe, und gelangt nach der Auswertung der möglichen Einfluss­
kanäle zu einem überwiegend negativen Befund: 

1 .) Die landwirtschaftliche Produktion nahm zwischen 1 750 und 1 850 langsa­
mer zu als die Bevölkerung. (Die Arbeitsproduktivität in der Landwirtschaft fiel in 
der zweiten Hälfte des 1 8. Jahrhundert.) Der Pro-Kopf-Konsum an Nahrungsmit­
teln ging zurück, ihre relativen Preise stiegen. Importe verhinderten einen noch 
stärkeren Rückgang des Konsums. Lebensstandard und Körpergröße der Arbei­
terklasse sanken in der ersten Hälfte des 1 9. Jahrhunderts. 

"lf one asks how British agriculture fed the expanding population during the 
industrial revolution, the answer is - badly." ( 1 ,  S. 1 1 5) 

2.) Der Landwirtschaftssektor bot der Sachgüterproduktion keinen wesentlichen 
Binnenmarkt. Es waren die Stadtwirtschaften und der Export, welche die Pro­
duktion der Industrie und des verarbeitenden Gewerbes absorbierten. 

3.) Ersparnisse der Landwirtschaft finanzierten nur sehr wenig nichtlandwirt­
schaftliche Investitionen. 

4.) Die Beschäftigung in der britischen Landwirtschaft sank zwischen 1 700 und 
1 850, wobei dies aus einem durchgehenden Rückgang der Zahl der Frauen und 
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Kinder und einer konstanten Beschäftigung bei den männlichen Arbeitskräften 
bis etwa 1 800 bzw. einem Anstieg danach resultierte. Die in der Landwirtschaft 
nicht mehr benötigten Frauen und Jugendlichen standen jedoch nur zu einem ge­
ringen Teil der Industrie als Arbeitskräfte zur Verfügung, denn die meisten von ih­
nen verließen ihr Dorf nicht. Beschäftigungsmöglichkeiten für sie bestanden le­
diglich dort, wo ländliche Heimindustrien existierten. Alles in allem führte der sin­
kende Arbeitskräftebedarf der Landwirtschaft eher zu höherer struktureller Ar­
beitslosigkeit als zu einem Anstieg industrieller Produktion . 

Staatseinfluss: Es gibt zwei extreme Sichtweisen des Staatseinflusses auf die 
Industrielle Revolution in Großbritannien: 

Gemäß dem Mythos der minimalen Staatsinvolvierung war die Industrielle Re­
volution ein Marktphänomen, ihre Handlungsträger waren private Unternehmer, 
und die Investitionen wurden durch privates Kapital finanziert. Der Staat spielte 
keine wesentliche Rolle, er besaß weder Produktionsmittel noch Infrastruktur. Die 
Besteuerung war niedrig und hatte kaum Umverteilungswirkungen. Regulierun­
gen wurden tendenziell abgebaut, die Regierungen gingen mehr und mehr zu ei­
ner Jaissez faire-Politik über. 

Die These einer zentralen staatlichen Rolle im Zusammenhang mit der Indust­
riellen Revolution betont einerseits die fiskalischen und mil itärischen Funktionen 
des Staates, andererseits die staatlich definierten und durchgesetzten Eigen­
tumsrechte. Die Schaffung einer großen Staatsschuld als Folge der "Finanziellen 
Revolution" ab 1 688 ermöglichte es England bzw. (ab 1 707) Großbritannien, im 
1 8. Jahrhundert erfolgreich globale Kriege zu bestreiten. Ein Weltreich entstand, 
die Märkte für britische Industriewaren erweiterten sich, in der Folge vertieften 
sich Arbeitsteilung und Spezialisierung usw. Das zweite Hauptargument nimmt 
Bezug auf die Institutionen, insbesondere die Eigentumsrechte. Die politischen 
und rechtl ichen Institutionen Großbritanniens schufen die Voraussetzungen für 
funktionierende Märkte. Vergleichsweise effiziente Eigentumsrechte verringerten 
die Unsicherheit und senkten die Transaktionskosten etc. 

Keine der beiden extremen Sichtweisen wird den Entwicklungen, so wie sie sich 
nach heutigem Wissen darstellen, gerecht: 
* Regulierung: Die Durchsatzung von Normen, so Ron Harris im Kapitel 8 (Go­
vernment and the economy), war Mitte des 1 9. Jahrhunderts effektiver, sodass 
argumentiert werden kann, dass die britische Wirtschaft zu dieser Zeit stärker re­
guliert war als ein Jahrhundert zuvor, als die Normen dem Buchstaben nach wei­
tere Bereiche erfasst und die Akteure mehr eingeschränkt hatten, ihre praktische 
Durchsatzung aber mit weniger Nachdruck verfolgt worden war. 
* Eigentum: Während sich die Unternehmen der Sachgüterproduktion (mit Aus­
nahme der königl ichen Schiffswerften und Arsenale) im Privateigentum befan­
den, so existierten im Bereich der Infrastruktur und der öffentlichen Versorgung 
viele öffentlich-private Partnerschaften sowie unterschiedliche Formen staatlicher 
Einflussnahme. 

"Thus the commonly held view that British economic growth was achieved 
by private enterprise is only partly correct." ( 1 ,  S. 2 1 4) 

* Steuerquote: Die Steuerquote am britischen BIP stieg im Laufe des 1 8. Jahr­
hunderts von rund 1 0% auf etwa 1 8%.  Dieser Anstieg der Steuerbelastung war 
vermutlich der steilste in ganz Europa. Begleitet war die wachsende fiskalische 
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Rolle des Staates von einer erheblichen Verschiebung im Steueraufkommen von 
direkten zu indirekten Steuern: 

(T)hroughout the eighteenth century, tax burdens increased and money -
and property - of underrepresented subjects financed the imperial-mer­
cantile project of the overrepresented landed , financial and commercial 
elites." ( 1 ,  S. 226) 

* Eigentumsrechte: Harris befasst sich eingehender mit den Eigentumsrechten 
staatlicher Gläubiger, mit jenen an Grund und Boden sowie mit dem Patentrecht. 
Sein Resümee ist deutlich zurückhaltender als die gängige Einschätzung, wo­
nach die Eigentumsrechte in Großbritannien zur Zeit der Industriellen Revolution 
vergleichsweise effizient gewesen wären: 

"English law did not seem to be particularly instrumental to business needs 
and did not define, transfer or protect property rights in a very efficient way. 
We are still left with the puzzle as to whether the peculiarity of the English 
common law encouraged or hindered economic growth." (1, S. 236) 

Insgesamt, so Harris, habe Großbritannien in Bezug auf die staatliche Ein­
flussnahme einen mittleren Weg eingeschlagen: "not an entrenched constitution 
but not royal despotism, not super-rational and organised Roman law but not to­
tal identity of law with politics, not completely centralised but not overly decen­
tralised, not a state taken over by big business and robber barons but not a plan­
ned-from-above economy." ( 1 ,  S. 236) Noch sei viel Forschung nötig, um festzu­
stel len, welche Elemente staatl icher Ordnung der wirtschaftlichen Entwicklung 
förderlich waren und welche hinderlich. 

Wirtschaftliche Reife (1860-1939) 

Im zweiten Band geht Nicholas Crafts (Kapitel 1 :  Long-run growth) u. a. der Fra­
ge nach, warum sich die britische Wirtschaft zwischen 1 860 und dem Ersten Weit­
krieg langsamer entwickelte als die US-amerikanische und die deutsche. 

ln Bezug auf die gesamtwirtschaftliche Arbeitsproduktivität überholten die USA, 
die 1 871 noch einen Rückstand von rund 1 0% gehabt hatten, Großbritannien und 
besaßen 191 1 bereits einen Vorsprung von 1 8% (Tabelle 1 .2; I I ,  S. 4). Dieses Zu­
rückfallen der britischen Wirtschaft ging erstens darauf zurück, dass die ameri­
kanische Industrie ihren Vorsprung in der Arbeitsproduktivität von etwa 50% auf 
über 90% ausbaute. Zweitens verloren die Landwirtschaft und der Dienstleis­
tungssektor Großbritanniens ihren Produktivitätsvorsprung, der 1 871 noch jeweils 
rd . 1 5% betragen hatte. Drittens holte die US-Wirtschaft auf, weil sie von Bran­
cheneffekten wesentlich stärker profitierte als die britische Wirtschaft: ln den USA 
verringerte sich der Anteil der Landwirtschaft an der Gesamtbeschäftigung zwi­
schen 1 871 und 19 1 1 von der Hälfte auf ein Drittel, während sich jener der Sach­
güterproduktion bzw. des Dienstleistungssektors von jeweils einem Viertel auf et­
was unter bzw. etwas über ein Drittel erhöhte. l n  Großbritannien war der Be­
schäftigungsstrukturwandel zu Bereichen mit höherem Produktivitätsniveau weit 
schwächer ausgeprägt: Der Landwirtschaftsanteil sank von rund einem Fünftel 
auf etwa ein Zehntel , was fast ausschließlich den Dienstleistungssektor begüns­
tigte. Die Beschäftigungsquote der verarbeitenden Industrie und des produzie­
renden Gewerbes hatte 1 871 bereits 42% erreicht und stieg in den folgenden vier 
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Jahrzehnten nur noch leicht an, sodass sekundärer und tertiärer Sektor 1 91 1  bei 
jeweils 44% lagen. 

Deutschland konnte hinsichtlich der gesamtwirtschaftl ichen Arbeitsproduktivität 
im späten 1 9. Jahrhundert gegenüber Großbritannien erheblich aufholen, näm­
lich von etwa 60% 1 871 auf 75% 1 91 1 .  Erstens überholte die deutsche Industrie, 
die 1 871 noch 1 5% zurückgelegen hatte, die britische Konkurrenz und wies vor 
dem Ersten Weltkrieg bereits einen Vorsprung von über 20% auf. Zweitens nahm 
die Arbeitsproduktivität sowohl in der deutschen Landwirtschaft als auch im dor­
tigen Dienstleistungssektor rascher zu als in den jeweiligen britischen Sektoren. 
Drittens kamen auch in Deutschland stärkere Brancheneffekte zum Tragen als in 
Großbritannien: Der Beschäftigungsanteil der Landwirtschaft sank von der Hälf­
te auf ein Drittel ,  wovon Sachgüterproduktion und Dienstleistungen etwa gleich­
ermaßen profitierten. Gebremst wurde das deutsche Aufholen durch den Verbleib 
eines Drittels der Beschäftigten in der wenig produktiven Landwirtschaft (Schutz­
zölle!). 

Was das vergleichsweise schlechte Abschneiden der britischen Industrie be­
trifft, so weist Crafts u. a. auf folgende ursächliche Faktoren hin: 
* ln Großbritannien wurden die technischen und naturwissenschaftlichen Fach­
richtungen an den Universitäten und die Ausbildung von Facharbeitern - insbe­
sondere für die modernen Industriezweige - lange Zeit vernachlässigt. Verstärk­
te Ausbildungsanstrengungen in diesen Bereichen erfolgten in Reaktion auf die 
vehemente Kritik erst im ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts (siehe im Ein­
zelnen Broadberry, Kapitel 3: Human capital and skills}. 
* Im Gegensatz zu den USA und Deutschland hatte Großbritannien keine füh­
rende Rolle in den neuen Hochtechnik-Branchen des ausgehenden 1 9. und frü­
hen 20. Jahrhunderts inne (v. a. Elektroindustrie, organische Chemie, Maschi­
nenbau). 
* Die nach dem Berufsprinzip organisierten britischen Gewerkschaften vertei­
digten überkommene Berufsgrenzen und veraltete Arbeitsabläufe. Ihr Widerstand 
in den Betrieben verlangsamte die Einführung arbeitsorganisatorischer Innova­
tionen. 

Aber eine übermäßig negative Beurtei lung der Entwicklung der britischen In­
dustrie würde, so schränken Crafts und auch Magee (Kapitel 4: Manufacturing 
and technological change) ein, den historischen Kontext ignorieren. ln der zwei­
ten Hälfte des 1 9. Jahrhunderts schritt die Industrialisierung in den Vereinigten 
Staaten und in mehreren europäischen Ländern rasch voran. Es ist daher kein 
Wunder, dass der britische Anteil an der weltweiten Industrieproduktion entspre­
chend zurückging. Im Kontrast zu diesen Industrieländern der zweiten und drit­
ten Generation hatte Großbritannien um 1 870 bereits eine reife I ndustrie, deren 
Wachstumspotenzial nicht mehr so groß war. Und es wird betont, dass die briti­
schen Nachfragebedingungen und die Faktorausstattung weniger günstige 
Voraussetzungen für industrielle Massenproduktion boten wie jene der USA, 
Skalen- und Verbundvorteile daher bei weitem nicht in dem Maße genützt wer­
den konnten. Außerhalb der modernen Hochtechnik-Branchen habe sich Groß­
britannien gut behauptet: 

" ln some industries, such as food, drink and tobacco, soaps, shipbuilding 
and textile machinery, British performance was distinctly respectable, with 
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high productivity Ieveis, significant technological  progress and healthy 
shares of world exports." ( I I ,  S. 97) 

Im Großen und Ganzen habe sich die britische Industrie recht gut an die viel 
kompetitiveren internationalen Marktbedingungen nach 1 870 angepasst. 

Ähnlich auch Crafts' Urteil im Hinblick auf die gesamtwirtschaftl iche Entwick-
lung im späten 1 9 .  Jahrhundert: 

"There was no massive failure in the pre-1914  economy, any decline in the 
trend growth was slight and American overtaking was unavoidable." { I I ,  
S .  1 7) 

Strukturwandel und Wachstum 1939-2000 

Auch Großbritannien verzeichnete in der "goldenen Ära des Kapitalismus" ho­
hes Wirtschaftswachstum, verglichen mit der vorhergegangenen und der folgen­
den Zeit (vgl .  Kitson, Kapitel 2: A re-examination of British economic growth sin­
ce 1 949). Die durchschnittliche Wachstumsrate der gesamtwirtschaftl ichen Stun­
denproduktivität betrug zwischen 1 950 und 1 973 3,0% (vgl. Mil lward , Kapital 1 0 :  
The rise of the service economy; Tabelle 1 0.4, 1 1 1 ,  S .  258). Die Konjunkturzyklen 
dieser Zeit verliefen sehr gleichmäßig und waren eher schwach ausgeprägt. Die 
Zerlegung der Änderung der Arbeitsproduktivität in Wachstum der totalen Fak­
torproduktivität und Anstieg der Kapitalintensität zeigt, dass sowohl technischer 
Fortschritt als auch Kapitalakkumulation zu dem hohen Wachstum beitrugen. Ins­
besondere die verarbeitende Industrie wies mit 4,7% eine weit überdurchschnitt­
liche jährliche Zunahme der Arbeitsproduktivität auf. 

Das letzte Vierteljahrhundert war charakterisiert durch eine Reihe von externen 
und internen Schocks, welche tiefe Rezessionen verursachten. Das Wachstum 
der Arbeitsproduktivität verlangsamte sich auf 2,2% p. a. 1 973-95, wobei sich die 
Änderungsrate der TFP gegenüber der Vorperiode kaum änderte, die Zunahme 
der Kapitalintensität aber viel geringer ausfiel . Die Steigerungsrate der Arbeits­
produktivität der verarbeitenden Industrie war in dieser Phase mit 2,5% p. a. nur 
noch leicht über dem gesamtwirtschaftlichen Wert. 

Die zweite Hälfte des 20. Jahrhunderts war auch in Großbritann ien eine Zeit 
massiven Strukturwandels zugunsten des tertiären Sektors: Der Beschäfti­
gungsanteil des primären Sektors (Landwirtschaft, Bergbau) fiel von 9,8% 1 950 
auf 2,3% 1 995, jener von verarbeitender Industrie und Bauwirtschaft von 39,5% 
auf 23,6%. Gleichzeitig erhöhte sich der Anteil des Dienstleistungssektors (ohne 
Energie- und Wasserversorgung) von 49, 1 %  auf 73,3% (Tabelle 1 0.2, 1 1 1 ,  S. 245). 
Der erste Tertiärisierungsschub erfolgte von den späten 1 940er bis in die 1 960er 
Jahre, getragen von der Expansion der sozialen Dienste (Gesundheit, Unterricht) 
und der konsumbezogenen Dienste. Der zweite Tertiärisierungsschub, jener in 
den 1 980er und 1 990er Jahren, ging auf die verstärkte Nachfrage nach interme­
diären Diensten zurück, sowohl von Seiten der Unternehmungen der Sachgüter­
produktion als auch von Dienstleistungsunternehmen . Der Beschäftigtenanteil 
der öffentlichen und sozialen Dienste stieg zwischen 1 950 und 1 995 von 1 2,5% 
auf 20,2%,  jener der produktionsbezogenen Dienste (Finanzdienstleistungen , 
Wirtschaftsdienste) von 3,5% auf 1 3,4% und jener der konsumbezogenen Diens­
te von 7,0% auf 1 2 ,2%. 
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Zwischen 1 973 und 1 995 nahm der Beschäftigungsanteil des Dienstleistungs­
sektors um durchschnittlich 1 ,2% p. a. zu ( 1 1 1 ,  S. 247) . Davon entfielen 0 ,5 Pro­
zentpunkte auf den Produktivitätseffekt (langsamere Zunahme der Arbeitspro­
duktivität) , nur 0 , 1  Prozentpunkte auf den Einkommenseffekt (gedämpft durch 
den Anstieg der relativen Preise von Dienstleistungen als Folge des erstgenann­
ten Effekts), aber 0,6 Prozentpunkte auf den Zuwachs der intermediären Nach­
frage nach Dienstleistungen. 

Die große Bedeutung, die der Dienstleistungssektor in den 1 990er Jahren als 
Lieferant intermediärer Leistungen erreichte, belegt die Input-Output-Tabelle für 
das Jahr 1 998, die Mil lward in aggregierter Form wiedergibt (Tabelle 1 0.3, 1 1 1 ,  S. 
248): Von allen Vorleistungen stammten über 60% aus dem tertiären Sektor. Und 
der Hauptnachfrager dieser tertiären Inputs war der Dienstleistungssektor selbst: 
Rund 76% der Dienstleistungen, die intermediären Zwecken dienten, gingen an 
den tertiären Sektor. 

Die Kapitalbildung wird seit den 1 980er Jahren vom Dienstleistungssektor do­
miniert: Die Investitionen im Bereich der Finanz- und Wirtschaftsdienste allein ha­
ben jene von Industrie und Infrastruktur gemeinsam übertroffen (Abbildung 1 0.2, 
1 1 1 ,  S. 249). Der Kapitalstock (ohne Gebäude) im tertiären Sektor war bis in die 
neunziger Jahre so stark gewachsen, dass er am Ende dieses Jahrzehnts bereits 
größer war als in allen anderen Wirtschaftsbereichen zusammengenommen (Abb. 
1 0 .3 ,  1 1 1 ,  S. 250) . Branchen wie das Verkehrswesen,  die Finanz- und Wirt­
schaftsdienste und das Nachrichtenwesen zeichnen sich durch hohe Kapitalin­
tensität aus. 

Zum Abschluss seines besonders informativen Beitrags über den britischen 
Dienstleistungssektor in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts weist Robert 
Mil lward darauf h in ,  dass die vielfältigen Dimensionen der Dienstleistungsent­
wicklung ein Gebiet seien, "into which historians have as yet made few forays and 
scope for further historical insights is immense." ( 1 1 1 ,  S. 266) Diese Feststellung 
gilt freilich nicht nur für Großbritannien. 

Zweifellos legt CUP hier ein Standardwerk vor, welches die Maßstäbe für wirt­
schaftshistorische Übersichtswerke anderer Länder setzt. Nach Meinung dieses 
Rezensenten ist das Vorhaben der Herausgeber, dafür zu sorgen, dass Thesen, 
Methoden und Ergebnisse verständlich dargelegt werden, gelungen. Großen Ge­
winn zieht das Werk aus dem interdisziplinären Ansatz und der Präsentation von 
Theorien unterschiedlicher Denkschulen, aus der Kombination von quantitativen 
Methoden und qualitativen Analysen in den einzelnen Themenbereichen. Die zahl­
reichen Tabellen und Abbildungen sind hervorragend gestaltet bzw. sehr an­
schaulich. Nicht viele einschlägig Interessierte werden nach einem Durchblättern 
der Versuchung widerstehen können, ihre Fachbibliothek um diese drei Bände zu 
erweitern. 

Michael Mesch 
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Gewerkschaftliche Handlungs­
spielräume in der europäischen 
Wirtschaftspolitik: Gibt es die? 

Rezension von: Eckhard Hein, Torsten 
Niechoj , Thorsten Schulten, Achim 

Truger, Europas Wirtschaft gestalten! 
Makroökonomische Koordinierung und 
die Rolle der Gewerkschaften, VSA Ver­
lag, Harnburg 2004, 256 Seiten, € 16,80. 

Europa steht derzeit vor großen po­
l itischen und ökonomischen Heraus­
forderungen. Die vollzogenen und die 
zukünftigen Erweiterungsrunden ge­
paart mit der notwendigen Bewältigung 
der wirtschaftlichen Stagnation verlan­
gen von der EU mehr an Gestaltungs­
kraft, als dies bisher der Fall war. Ge­
werkschafterlnnen haben immer schon 
deutlich formul iert, warum sie mit der 
bisherigen Politik der EU unzufrieden 
sind: Zu sehr dem freien Wettbewerb, 
zu wenig der Sozialpolitik verpfl ichtet 
sei die Union, mit fatalen Folgen für 
Wachstum und Beschäftigung. Diese 
Kritik wird auch in vorliegendem Buch 
laut, die als Sammelband einer Tagung 
erschienen ist. Im Rahmen dieser Ta­
gung wurde der Frage nachgegangen, 
warum die EU sich derzeit in einer öko­
nomischen Krisensituation befindet,  
aus der sie sich n icht befreien kann 
oder auch wil l .  Im Zentrum der Kritik 
steht der aktuelle makroökonomische 
Politik-Mix zwischen Geld-, Fiskal- und 
Lohnpolitik und die Forderung nach ei­
ner tatsächlichen wirtschaftspolitischen 
Koordinierung auf EU-Ebene. Die 
unterschiedlichen Koordinierungspro­
zesse werden aus wissenschaftlicher 
und gewerkschaftl icher Sicht betrach­
tet. Dem Sammelband gelingt es, so­
wohl einen Überblick über das aktuel­
le Geschehen zu geben als auch eine 

Wirtschaft und Gesellschaft 

Einschätzung darüber zu ermöglichen, 
inwieweit die wirtschaftspolitischen Ko­
ordinierungsprozesse den Interessen 
und Zielen der Gewerkschaften ent­
sprechen. 

Warum Koordinierung? 

ln e inem ersten Themenblock wird 
grundsätzl ich der Frage nach der Auf­
gabe und Funktion wirtschaftspol iti­
scher Koordinierung in einer Wäh­
rungsunion nachgegangen. Eckhard 
Hein und Achim Truger untersuchen 
die Schwachstellen und Defizite des 
bisherigen wirtschaftspolitischen Regi­
mes. Diese Analysen sind als Einlei­
tung des Sammelbandes (der Tagung) 
zu lesen. Zwar bieten sie für jene, die 
die Diskussion laufend verfolgen, kaum 
neue Erkenntnisse, al lerdings stellen 
sie die aktuellen Entwicklungen präg­
nant und kritisch dar. So wird die res­
triktive Ausrichtung der aktuellen mak­
roökonomischen Politik, die sich in der 
gegenwärtigen Geld- und Fiskalpolitik 
manifestiert, für die aktuelle Wirt­
schaftskrise verantwortlich gemacht 
und als neu-monetaristisches Politik­
Konzept verworfen. Als Ausweg sehen 
die Autoren wirtschaftspolitische Koor­
dinierung in  einem keynesian ischen 
Verständnis. Dies beinhaltet eine koor­
dinierte Geld-, Fiskal- und Lohnpolitik, 
mit dem Ziel ,  mehr Wachstum in der 
Europäischen Währungsunion und Be­
schäftigung zu generieren. 

ln einem weiteren Aufsatz analysie­
ren Fritsche et a l . ,  inwieweit die US­
amerikanische Wirtschaftspolitik einem 
keynesianischen Ansatz von wirt­
schaftspolitischer Koordinierung ent­
spricht. Genau wird die Geld-, Fiskal­
und Lohnpolitik der neunziger Jahre 
dargestellt. Die bessere Performance 
der USA ist laut Autoren nicht primär 
auf eine bewusste makroökonomische 
Strategie, sondern stark auch auf 
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"glückliche Umstände" zurückzuführen, 
zeichnet sich aber durch das "konse­
quente Ausnutzen dieser Umstände" 
aus. Die US-amerikanischen Wirt­
schaftspolitikerlnnen stellen sich ins­
gesamt als weniger ideologisch gelei­
tet dar als ihre europäischen Kolleg in­
nen. 

Wem nutzt Koordinierung? 

Im Weiteren geht Torsten Niechoj in 
seinem ausgesprochen interessanten 
Artikel der Frage nach, welche Politik­
empfehlungen keynesianische Makro­
politik - in ihren verschiedenen Facet­
ten von neu- bis postkeynesianisch -
für die europäische Wirtschaftspolitik 
geben würde und welche Akteure dar­
an I nteresse haben könnten/sollten .  
N iechoj kommt zu der Einschätzung, 
dass die aktuelle Ausrichtung der EU 
sich einer neukeynesianischen Orien­
tierung angenähert hat (Abkehr von der 
Geldmengenpolitik, Nicht-Sanktionie­
rung der Defizit-Sünder etc.) .  Allerdings 
verfolgen die Gewerkschaften eher 
post-keynesianische Forderungen, von 
denen die EU  noch weit entfernt ist: 
Weder gibt es eine langfristig ausge­
richtete Politik der Wachstumssteige­
rung noch ein Bekenntnis zur produk­
tivitätsorientierten Lohnpolitik. 

Ergänzt wird diese Analyse durch ei­
nen sehr kurzen, äußerst politisch ge­
haltenen Artikel von Rudolf Welzmül­
ler, der sich als Vorstandsmitglied der 
IG-Metall klar zur Notwendigkeit einer 
koordinierten Makropolitik bekennt; dies 
beinhaltet auch die Koordinierung der 
Lohnpolitiken. 

Der Makroökonomische Dialog 

ln der wirtschaftspolitischen Realität 
ist ein Gremium von zentraler Bedeu­
tung - insbesondere für Gewerkschaf­
ten, die sich immer besonders stark für 
seine Entstehung eingesetzt haben : 
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Der sog. Makroökonomische Dialog 
(MD). ln diesem Rahmen treffen sich 
halbjährlich Vertreterinnen der EZB, 
des Rates Wirtschaft und Finanzen, 
des Rates Arbeit und Soziales, der 
Kommission und der Sozialpartner: Zur 
Bewertung der realpolitischen Auswir­
kungen wurde mit dem Koordinator die­
ses Gremiums, Will i Kal i ,  ein wesent­
licher Akteur auf EU-Ebene für einen 
Beitrag eingeladen. Er analysiert Ent­
stehungsgeschichte und -Überlegun­
gen dieses Dialoges und nimmt natur­
gemäß eine positive Haltung zum MD 
ein. ln seinem Beitrag geht er vor allem 
auf die Gründe ein, warum ein solches 
Forum ökonomisch zweckmäßig und 
eine sinnvolle Ergänzung zu den struk­
turpolitischen Diskussionen ist. Wenn 
auch vorsichtig, so äußert Kali doch 
Kritik an manchen Aspekten des MD, 
wie etwa dem Fehlen einer Entspre­
chung zu dieser Form von Koordinie­
rung in manchen Mitgliedstaaten. 

Dieser Blick aus der Institution wird 
von Ronald Janssen, einem Vertreter 
des Europäischen Gewerkschaftsbun­
des, ergänzt. Einmal mehr wird das 
Fehlen makroökonomischer Koordinie­
rung für die schwache Wirtschafts-Per­
formance der EU  verantwortlich ge­
macht. Hier liegt im Übrigen auch eine 
Schwachstelle der Aufsatzsammlung: 
Die Analysen der wirtschaftlichen Ent­
wicklung finden praktisch in jedem Ar­
tikel statt und weichen auf Grund der 
ähnlichen Weltsicht kaum voneinander 
ab. ln einem etwas oberflächlichen Plä­
doyer für den MD vertritt Janssen die 
Ansicht, dass die Einschätzungen und 
die Handlungen der Arbeitnehmerver­
treter bei den anderen Akteuren des 
MD selten Beachtung fänden, es aber 
trotz d ieser eher frustrierenden Ent­
wicklung für die Gewerkschaften not­
wendig sei, an d iesem Gremium (mit 
einigen Reformenwünschen) festzu-
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halten .  Diese Conclusio wirkt n icht 
wirklich überzeugend und böte Anlass 
zur kritischen Auseinandersetzung mit 
den Einflussmöglichkeiten von Ge­
werkschaften auf EU-Ebene. 

Andrew Watt, Mitarbeiter des Euro­
päischen Gewerkschaftsinstituts, greift 
in seinem Beitrag die Analyse, dass es 
Reformen im MD braucht, wieder auf 
und versucht entsprechende Vorschlä­
ge zu entwickeln. Insgesamt wirkt die­
ses Kapitel etwas unkritisch und wie ei­
ne verzweifelte Suche nach gewerk­
schaftl ichen Einflussmöglichkeiten in 
der arbeitnehmerfeind l ichen wirt­
schaftspolitischen Realität der EU. 

Probleme für Gewerkschaften 

Interessant wird dann wiederum der 
Abschnitt zu Fragen der Lohnpolitik auf 
europäischer Ebene. ln bekannter 
Weise legt Thorsten Schulten die Ent­
wicklung von einer solidarischen zu ei­
ner wettbewerbsorientierten Lohnpoli­
tik in Europa dar. Dies wird auch mit 
Daten anschaulich dargestellt. Genau­
sr geht er der Frage nach, wie vor die­
sem Hintergrund der aktuelle gewerk­
schaftliche Koordinierungsansatz auf 
EU-Ebene zu beurteilen ist, der nicht 
auf die Entwicklung eines supranatio­
nalen Tarifvertrages abstellt, sondern 
versucht, mittels einer sog. Lohnleitli­
nie die nationalen Tarifpolitiken zu ko­
ordinieren. Der wettbewerbsorientier­
ten wird ein Konzept der wettbewerbs­
neutralen Lohnpolitik gegenüberge­
stellt. Diese neue Herangehensweise 
beurteilt Schulten positiv, wenn er auch 
Schwachstel len in dem ihr zugrunde 
l iegenden Voluntarismus sieht. Trotz­
dem birgt dieser Ansatz Möglichkeiten 
für gewerkschaftl iche Entwicklungen in 
sich, die von institutionellen bis zu in­
haltlichen Änderungen reichen. 

ln einem sehr lesenswerten und kri­
tischen Aufsatz betrachtet Richard Hy-
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man die strategischen Probleme, die 
sich für Gewerkschaften aus ihrer Ein­
bindung in die politische Logik der EU 
ergeben. Gerade im sozialpolitischen 
Bereich konstatiert er bei den Institu­
tionen der EU eine "Tendenz zur sym­
bolischen Politik", die sich in den ver­
schiedenen relativ unverbindlichen so­
zialpolitischen Koordin ierungsprozes­
sen widerspiegelt. Der EGB, der sich 
vor al lem dem Lobbying verpflichtet 
fühlt, läuft dadurch Gefahr, seine Kräf­
te auf die Auseinandersetzung mit den 
Brüsseler Institutionen zu beschränken. 
Fazit für ihn ist, dass "die Konsequenz 
dieser Einbindung der europäischen 
Gewerkschaften durch die EU-Eliten . . .  
d ie Unterdrückung eigenständiger po­
l itischer Alternativen und Mobi l isie­
rungskapazitäten (ist)". Hyman plädiert 
statt für ein starkes Engagement im 
"Sozialen Dialog" für mehr "internen so­
zialen Dialog", d .  h .  weniger Kompro­
missbereitschaft in Verhandlungen und 
mehr Auseinandersetzung mit den 
eigenen Zielen . 

Einschätzung 

Der Sammelband bietet zwar kaum 
grundsätzlich Neues zum Thema, stellt 
aber einen guten Überblick über die 
wirtschaftspolitischen Diskussionen auf 
EU-Ebene dar und betrachtet dabei die 
Rolle der Gewerkschaften genauer. 
Auch wenn sich das Buch mitunter 
mehr Straffung (Analyse der Wirt­
schaftsentwicklung) und mehr kritische 
Reflexion - wie den Beitrag von Hyman 
- verdient hätte, legt es doch sehr klar 
dar, wo Ansatzpunkte für gewerk­
schaftliches Agieren bestehen. Ange­
sichts der momentanen Entwicklung 
auf EU-Ebene wird dieses Buch auch 
sicher noch längere Zeit aktuell bleiben. 

Silvia Angelo 
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Die Wiener Stadtwirtschaft im 
20. Jahrhundert 

Rezension von: Franz X. Eder, Peter Eig­
ner, Andreas Resch, Andreas Weigl, Wien 
im 20. Jahrhundert. Wirtschaft, Bevölke­
rung, Konsum, Studien Verlag, Innsbruck 

2003, 285 Seiten, € 24. 

Synthetisierende Darstellungen der 
Geschichte Wiens scheinen zwar in 
letzter Zeit wieder Konjunktur zu haben, 
eine komplexe und umfassende wis­
senschaftliche Studie über die (sozio-) 
ökonomische Entwicklung Wiens im 20. 
Jahrhundert blieb dabei, sieht man von 
einigen Spezialuntersuchungen ab, ein 
Desiderat. Diese Lücke zu schließen, 
nahm sich der vorliegende Sammel­
band vor, was jedoch - bedingt durch 
die unterschiedliche Qualität der ein­
zelnen Beiträge - nicht ganz gelungen 
ist. Im besonderen Blickpunkt der vor­
liegenden Untersuchung stehen Struk­
turwandel und Entwicklungslinien der 
Wiener Stadtökonomie, die demogra­
phische Veränderung und das Kon­
sumverhalten der Bevölkerung in Wien. 

Strukturell entwickelte sich die Stadt­
ökonomie im Laufe des 20. Jahrhun­
derts in Richtung Dienstleistungs- und 
Konsumgesellschaft. Doch während die 
Arbeitsplatzverluste im Sekundärbe­
reich bis vor wenigen Jahren noch 
durch den Tertiärbereich kompensiert 
werden konnten, ist Wien seit Mitte der 
neunziger Jahre verstärkt mit steigen­
den Arbeitslosenzahlen konfrontiert. Ar­
beitslosigkeit und schlecht bezahlte 
(Teilzeit)Arbeit reduzieren die Einkom­
men und Haushaltsbudgets etwa eines 
Viertels der Wiener Bevölkerung und 
machen sie zu "Modern isierungsver­
lierern". Zugleich steht Wien vor einer 
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Reihe "neuer" Herausforderungen, die 
mit den Schlagworten fortschreitende 
Globalisierung oder EU-Osterweiterung 
umrissen werden können. 

Im Beitrag zur wirtschaftl ichen Ent­
wicklung Wiens von Peter Eigner und 
Andreas Resch werden d ie unter­
schiedlichen Stud ien im 20. Jahrhun­
dert aufgezeigt. Diese war sowohl von 
der Eigendynamik regionaler Prozesse 
als auch von äußeren Einflüssen ge­
prägt. ln den Jahrzehnten vor dem Ers­
ten Weltkrieg entwickelte sich Wien zu 
einer Metropole mit einem rasch wach­
senden Industrie- und Dienstleistungs­
sektor. Mit dem Zerfal l  der Habsbur­
germonarchie und der Verarmung 
Österreichs als Folge des Ersten Welt­
krieges verlor die Stadtökonomie an 
Entwicklungsmöglichkeiten. Sowohl die 
räumliche als auch die sektorals Struk­
tur änderten sich in der Zwischen­
kriegszeit nur wenig. Bedingt durch die 
Weltwirtschaftskrise der 1 930er Jahre 
ging die Bedeutung Wiens als zentral­
europäisches Handels- und Finanz­
zentrum weiter zurück. 

Während des Zweiten Weltkriegs 
wurden in Wien insbesondere die 
kriegswichtigen Industrien forciert, da­
nach folgten die Jahre des Wiederauf­
baus, eine letzte I ndustrialisierungs­
phase für die Stadt. Seit den 1 960er 
Jahren schritt der Tertiärisierungspro­
zess rasant voran ,  jedoch bl ieb wäh­
rend der Nachkriegsjahrzehnte bis zum 
Ende der 1 980er Jahre die Entwick­
lungsdynamik durch d ie doppelte 
Randlage Wiens im Osten Österreichs 
und nahe dem "Eisernen Vorhang" be­
einträchtigt. ln den 1990er Jahren setz­
te mit der "Ostöffnung" und EU-I nteg­
ration eine neuerliche Wachstumspha­
se ein. Insgesamt bietet dieser Beitrag 
einen raschen Zugang zur Problema­
tik der Stadtökonomie im abgelaufenen 
Jahrhundert. Auf Grund des Fehlans 
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kritischer Ausführungen zur wirt­
schaftspolitischen Debatte wird dieser 
Beitrag die bestehende Lücke jedoch 
nicht schließen können. 

Anders sieht es jedoch beim sehr 
interessanten Beitrag zum privaten 
Konsum und zu den Haushaltseinkom­
men von Franz X. Eder aus. Dieser 
nimmt die komplexe Sicht der moder­
nen "Konsumgesellschaft" auf und 
zeigt am Beispiel Wiens Im 20. Jahr­
hundert, wie sich Haushaltsbudgets 
und Einkommen , aber auch Massen­
konsum und Konsumkultur entwickel­
ten. Dabei wird entsprechend aktuellen 
Forschungsansätzen unter "Konsum" 
n icht nur der ökonomische Ge- und 
Verbrauch von Gütern und Dienstleis­
tungen verstanden, sondern auch der 
soziale und kulturelle Umgang mit ih­
nen . "Konsumentl nnen" werden nicht 
als passive "Verbraucherlnnen", son­
dern als Akteure im Schnittpunkt wirt­
schaftl icher, sozialer und kultureller An­
forderungen, Handlungsmöglichkeiten 
und Aneignungspraktiken gesehen. 

Die Konsumgeschichte der ersten 
Jahrhunderthälfte verdeutlicht, dass der 
"Konsument" und insbesondere die 
"Konsumentin" bereits in dieser Zeit als 
Subjekt konstruiert wurden. Die Erfah­
rung von Mangel und Not sowie neue 
Konsumverheißungen prägten dann 
das "Konsumieren" ab den fünfziger 
Jahren. Rein ökonomisch betrachtet, 
konnte sich die Konsumgesellschaft in 
Wien in der zweiten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts vor allem aus zwei Grün­
den entwickeln: Erstens, weil die wach­
senden Reallöhne und -einkommen zu 
wachsenden Haushaltseinkommen und 
einem dispanierbaren Einkommensan­
teil führten. Dem hohen Anteil an 
Transfereinkommen und sozialstaat­
liehen Leistungen kam dabei - im Ver­
gleich zu den meisten anderen euro­
päischen Ländern oder auch den USA 
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- besonderes Gewicht zu. Zweitens, 
weil auf Grund der enormen Produkti­
vitätssteigerung in der industriel len 
Massenproduktion und durch den Im­
port ausländischer Waren Konsumgü­
ter in großer Zahl und wachsender Viel­
falt zur Verfügung standen. 

Wie in allen westl ichen Konsumge­
sel lschaften ging auch in Wien und 
Österreich der Anteil der Ausgaben für 
Ernährung , Wohnungserhaltung und 
Kleidung zurück, der Anteil der Ausga­
ben für Haushalts- und Unterhaltungs­
geräte, Bi ldung und Erholung , Sport 
und Reisen stieg an. Begleitet wurde 
diese Verschiebung von einer "Ameri­
kanisierung" der Konsumkultur und 
führte zu einer Verbreitung der "fordis­
tischen Arbeitsmoral". Die Arbeitskräf­
te nahmen die steigenden Anforderun­
gen an Leistung und Arbeitsd iszipl in 
sowie veränderte Arbeitsbedingungen 
und -inhalte auch deshalb in Kauf, weil 
sie sich durch hohe und sichere Ein­
kommen, durch mehr Freizeit und Ur­
laub und ein wachsendes Konsumpo­
tenzial entschädigt fühlten . Hieß das 
Motto bis in die Zwischenkriegszeit "Le­
be, um zu arbeiten", so galt jetzt, "Ar­
beite, um zu konsumieren". Die welt­
weite Rezession der siebziger Jahre 
setzte, durch die Polit ik des "Austro­
keynesianismus" h inausgeschoben , 
erst Anfang der achtziger Jahre e in .  
Den weiterhin hohen Einkommens- und 
Konsumniveaus der Bevölkerungs­
mehrheit standen nun unsichere und 
schlechte Einkommens- und Konsum­
verhältnisse einer Minderheit gegen­
über: Die "neue Armut" zeigte sich jetzt 
al lerdings nicht mehr als Gefährdung 
des physischen Existenzminimums, 
sondern durch Ausgrenzung aus den 
Standards der Konsumgesellschaft. 

Der Beitrag von Andreas Weigl be­
schäftigt sich mit der demographischen 
Entwicklung Wiens im 20. Jahrhundert. 
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Als Stadt nahezu ohne Nachwuchs ist 
Wien, so der Autor, vor allem während 
der Weltwirtschaftskrise und während 
der Besatzungszeit zu bezeichnen. ln  
der  zweiten Hälfte des 20 .  Jahrhun­
derts blieb das Fertil itätsniveau zwar 
vergleichsweise niedrig, unterschied 
sich jedoch zunehmend weniger von 
dem anderer europäischer Großstäd­
te. Dies verweist auf den Umstand, 
dass der demographische Wandel in 
Wien des 20. Jahrhunderts in jene 
strukturel len Veränderungen, wie sie 
für al le entwickelten I ndustriegesell­
schaften charakteristisch sind , einge­
bettet war: Dennoch, so der Autor wei­
ter, erklären diese allgemeinen sozio­
logischen Trends die demographische 
Entwicklung der Stadt keineswegs hin­
reichend. Historische Heirats- und Fer­
ti l itätsmuster, eine lange Zeit ausge­
prägte geopolitische Randlage, aber 
auch Besonderheiten des Wiener Woh­
nungsmarktes spielten ohne Zweifel ei­
ne vielleicht ebenso bedeutende Rolle 
wie etwa die Diffusion medizinischer 
Technologie. Der Einfluss dieser regio­
nalen Faktoren verweist auf die Kom­
plexität demographischer Prozesse und 
ihre Einbettung in historische Gesamt­
zusammenhänge. 
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Auffäl l ige Parallelen zur demogra­
phischen Entwicklung in (West-)Berlin, 
Budapest und vor allem im ausgehen­
den 20. Jahrhundert auch zu anderen 
ostmitteleuropäischen Metropolen las­
sen vermuten, dass es so etwas wie 
ein "mitteleuropäisches demographi­
sches Muster" für Großstädte gibt. Bei­
spielsweise fiel das Fertilitätsniveau in 
Berlin und Wien in den frühen 1 930er 
Jahren auf ein enorm niedriges Niveau, 
näherten sich die Fertilitätsniveaus zwi­
schen Hauptstadt und Gesamtstaat in 
Ungarn und Österreich im letzten Drit­
tel des 20. Jahrhunderts in sehr ähn­
licher Weise an. Auch in Bezug auf den 
epidemiologischen Übergang - Buda­
pest und Wien waren noch um 1 900 
Zentren der Tbc-Sterblichkeit in Euro­
pa - bestehen auffällige Ähnlichkeiten. 

Mit diesem Sammelband liegen nun 
erstmals umfassende Studien zur (so­
zio-) ökonomischen Entwicklung Wiens 
im 20. Jahrhundert vor. Aus den Er­
gebnissen kann zwar (leider) keine 
Handlungsanleitung abgeleitet werden, 
sie verhelfen aber zu einer eindeutige­
ren Verortung Wiens österreichweit und 
im internationalen Städtegefüge. 

Josef Schmee 
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Der verfehlte Titel 

Rezension von: Johannes Jetschgo, Ferdi-
nand Lacina, Michael Pammer, Roman 

Sandgruber, Die verpasste Chance. 
Österreichische Industriegeschichte 
1 848- 1 955, Ueberreuter, Wien 2004, 

343 Seiten, € 48. 

Die Österreichische I ndustriege­
schichte GmbH hat nunmehr den zwei­
ten Band ihres Projektes präsentiert, 
auch dieses Mal hervorragend ausge­
stattet, im gleichen Aufbau und mit 
ebensolcher Akribie verfasst. 1 Freil ich 
stößt sich der Leser diesmal am Titel. 
Kam man mit jenem des ersten Ban­
des - "Die gegebene Chance" - gut zu­
recht, gerät man mit jenem des zwei­
ten in Schwierigkeiten .  Diese resultie­
ren zunächst daraus, dass hier drei völ­
l ig disparate Perioden zusammenge­
fasst werden. 

Da ist zunächst das "Silberne Zeital­
ter" , also jenes, das bis zum Ersten 
Weltkrieg im europäischen Verg leich 
zwar etwas unterdurchschnittliches 
Wirtschaftswachstum vermittelte, je­
doch nach der Jahrhundertwende an­
nähernd Vollbeschäftigung herbeiführ­
te. Die Zwischenkriegszeit brachte 
demgegenüber schwerste exogene 
Schocks als Folge politischer Ereig­
nisse. Nach Okkupation, Krieg und Zer­
störung erstand Österreich aus den 
Trümmern wieder und nahm - wohl­
wollend unterstützt von den USA - den 
Wiederaufbau mit solcher Vehemenz 
in Angriff, dass 1 949 das Niveau von 
1 937 erreicht und 1 955 bereits um 
mehr a ls  d ie Hälfte übertroffen wurde. 
ln jener Phase schuf man einen Groß­
teil jener Institutionen und Organisatio­
nen, welche die Österreichische Wirt-
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schaft charakterisieren und den Auf­
stieg des Landes zu einem der reichs­
ten Europas ermöglichten. 

Man fragt sich daher, wo hier Zeit 
übergreifende Chancen bestanden und 
wer d iese nicht ergriffen hätte. Allen­
falls könnte das noch für das letzte Drit­
tel des 1 9. Jahrhunderts gelten, als das 
Wachstum etwas hinter dem europäi­
schen Durchschnitt zurückblieb. Aber 
darüber erfährt man im Buch eigentlich 
nichts. Am ehesten wäre der gemein­
same Titel in Richtung eines "Zeitalters 
der Brüche" verständlich gewesen, wie 
das auch die Autoren implizit andeuten, 
aber welche Chancen nicht erg riffen 
wurden, bleibt weitgehend unbeant­
wortet. 

Die Charakteristika der 
Österreichischen Wirtschaft 

Nach einer knappen Zusammenfas­
sung gehen die Autoren im Abschnitt 
"Aspekte" daran,  gemeinsame spezifi­
sche Merkmale für diese disparate Pe­
riode herauszuarbeiten .  Eine Ambition, 
die sie recht erfolg reich bewerkstel l i­
gen und dabei viele relevante Details 
aufzeigen. Nach einer plastischen Dar­
stel lung des Wirtschaftsablaufes die­
ser Periode wird auf das innovative Po­
tenzial des Landes h ingewiesen und 
die hervorragendsten Beispiele dafür 
präsentiert. Leider fehlt darunter die Fir­
ma Thonet. Sogar die amerikanische 
wirtschaftshistorische Literatur hebt 
nicht nur das Produkt der Bugholzmö­
bel hervor, sondern auch die Organi­
sation der Erzeugung, welche in  den 
USA nicht ihresgleichen hatte. 

Im Kapitel über die Regionalentwick­
lung wird betont, dass der "Wasser­
kopf" Wien lange Zeit das bei weitem 
größte I ndustriezentrum des Landes 
darstellte, andererseits nach 1 945 ein 
ganz neues von beträchtlichem Aus­
maß in Linz entstand.  ln jenem über 
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Verkehr und Energie vergessen die Au­
toren nicht, darauf hinzuweisen, mit 
welcher Vehemenz Tirol um die Er­
richtung einer Autobahn kämpfte, ja, 
die Furcht vor einer Umleitung des 
Nord-Süd-Verkehrs bestanden habe. 

Die elektrische Energie spielte vor 
dem Ersten Weltkrieg in Österreich ei­
ne untergeordnete Rolle. ln diesem Zu­
sammenhang ist der Hinweis darauf 
bemerkenswert, dass eine Elektrifizie­
rung der Eisenbahn schon an den Ein­
wendungen des Militärs scheiterte, wel­
che dieses System als zu störanfäll ig 
ablehnte. ln  der Ersten Republik kam 
dieser Prozess, insbesonders die Er­
richtung von Wasserkraftwerken, infol­
ge von Finanzierungsschwierigkeiten 
auch nicht recht in Gang; erst die Zwei­
te Republik bot ein völlig anders gear­
tetes Bild . 

Einen orig inellen Beitrag repräsen­
tiert jener über den Massenkonsum. 
Originell nicht nur deshalb, weil die wirt­
schaftshistorische Forschung d iesen 
Bereich oft vernachlässigt, sondern 
auch, weil sich hier tatsächlich eine den 
ganzen Untersuchungszeitraum über­
greifende Entwicklung vollzog. ln der 
vorindustriel len Zeit wurden die be­
grenzten kaufkräftigen Bedürfnisse der 
Bevölkerung in der Stadt von Einzel­
händlern befriedigt, die sich der Nach­
frage anpassten .  Von diesem Aus­
gangspunkt her wandelte sich die Ver­
sorgung der Konsumenten dahin, dass 
die Produzenten und Verkäufer ver­
suchten, durch Werbung die Käufer für 
ihre Produkte zu gewinnen. Diese wur­
den in stets höherem Maße industriell 
hergestellt und in neuen Vertriebsfor­
men angeboten. Ab den fünfziger Jah­
ren des vorigen Jahrhunderts setzten 
dann die ersten Wellen des Massen­
konsums ein, welcher für die Folgezeit 
charakteristisch werden sollte. 

ln der Geldpolitik findet sich zwar 
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nicht dieser systematische Zusam­
menhang, faktisch aber erfolgten im 
ganzen Untersuchungszeitraum Wäh­
rungsreformen, welche immer wieder 
zu Kapitalvernichtung mit all ihren öko­
nomischen und sozialen Folgen führ­
ten. Hier findet sich die oft vertreten 
Auffassung, die nationalsozialistischen 
Okkupanten hätten durch d ie Aneig­
nung des Gold- und Devisenschatzes 
der Gesterreichischen Nationalbank 
außerordentlich profitiert; damit sei der 
Vierjahresplan finanziert worden. Die­
ser Meinung wird man sich nicht ohne 
weiters anschließen können. Der rele­
vante Betrag erreichte am 7. März 
1 938 423 Mio. S, wozu umgetauschte 
Devisen in der Höhe von 1 .  750 Mio. S 
kamen. Doch stand dieser Summe ein 
geschätztes Leistungsbilanzpassivum 
des Bundesgebietes gegenüber Dritt­
ländern von 400 Mio. S sowie die Be­
dienung der Auslandsgläubiger im Aus­
maß von 1 00 Mio. S gegenüber. Netto 
verblieben Deutschland daher etwa 1 ,9 
Mrd. S oder - umgerechnet zum Kurs 
von 1 RM = 2 , 17  S - 900 Mio. RM. Das 
war zwar mehr als das Zehnfache der 
deutschen Devisenreserve, aber nur rd . 
1 7% der deutschen Importe von 1 938. 
Der Gewinn d ieses Raubzuges hielt 
sich daher in Grenzen. 

Zwar spielten in der kontinentaleuro­
päischen Industriefinanzierung die Ban­
ken a l lgemein eine g roße Rolle, in 
Österreich scheint dieses Verhältnis 
besonders ausgeprägt gewesen zu 
sein und bis in die jüngere Zeit vorge­
halten zu haben. Es liegt auf der Hand, 
dass die jeweil igen Konzernbetriebe 
unter den Zusammenbrüchen ihrer 
Mutterbanken leiden mussten.  

Weiters wird angenommen, dass die 
zahlreichen Kriege im 1 9. Jahrhundert 
die industrielle Entwicklung gehemmt 
habe. Nun steht außer Zweifel ,  dass 
sich diese fatal auf das Staatsbudget 
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auswirkten. Wie weit sie das industrielle 
Wachstum hemmten , scheint unklar. 
Die Autoren weisen selbst auf den 
Boom hin, welcher der Niederlage von 
Königgrätz folgte. Wie denn überhaupt 
eine gewisse Wachstumsverlangsa­
munQ erst nach 1 873, also in der Frie­
densperiode, feststellbar ist. 

Auch auf die National itätenkämpfe in 
der Spätphase Österreich-Ungarns 
wird hingewiesen, freilich ohne kausa­
le Verknüpfung. Tatsache ist, dass un­
ter diesem Aspekt insbesonders in 
Tschechien Banken und Betriebe ge­
gründet und vorangetrieben wurden, 
aber auch da und dort nationaler Boy­
kott vorkam.  Bedeutete dies per Saldo 
einen Nachteil für die industrielle Ent­
wicklung? 

Schließlich wird die Karteli ierung der 
Österreichischen Industrie erwähnt. Ein 
Argument, welchem man schwer zu 
folgen vermag. Gilt doch das außeror­
dentlich rasch wachsende Deutschland 
jener Zeit als Kartellparadies. Eine ge­
wisse Berechtigung wird man dem Hin­
weis darauf zubilligen können, dass die 
Österreichische Wirtschaftspolitik seit 
der Ära Taaffe bis 1 938 eher Sympa­
thien für das Kleingewerbe und die 
Landwirtschaft an den Tag legte als für 
die Industrie. 

Selbstverständlich l itt die Österreichi­
sche Industrie unter dem Zerfal l  der 
Monarchie und den politischen wie öko­
nomischen Schocks der Zwischen­
kriegszeit. Wie sich jedoch die "Raub­
züge" des Deutschen Reiches auf die­
se auswirkten, bleibt offen.  Über den 
moralischen Aspekt der Arisierungen 
braucht man kein Wort zu verlieren, ih­
re wirtschaftlichen Effekte wären zu 
untersuchen. Das gilt noch in weit stär­
kerem Maß, für die Übernahme öster­
reichischer Unternehmungen durch 
deutsche Käufer. Es wäre nämlich zu 
diskutieren, wie weit der Erwerb solcher 
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Betriebe innerhalb des rebus sie stan­
tibus gemeinsamen Staatsgebietes ei­
nen "Raubzug" darstellte. Relevant wä­
re jedoch die Analyse der ökonomi­
schen Konsequenzen dieses Eigen­
tumstransfers. Bedeutete die Zufüh­
rung von Kapital und neuer Initiative ei­
nen Nachteil für Österreichs Industrie? 
Darüber erfährt man ebenso wenig wie 
über die ganzen Investitionen während 
des Krieges, welche den Kern der spä­
teren Verstaatlichen Industrie bildeten. 

Das Problem entstand erst durch die 
Kriegsschäden , vor al lem aber da­
durch , dass die ehemals deutschen 
Betriebe in Ostösterreich dem sowjeti­
schen USIA-Komplex zufielen. Das be­
deutete, dass sie keine Steuern ent­
richteten und sich auch nicht an die 
Österreich ischen Wirtschaftsgesetze 
hielten, und als sie nach 1 955 um 1 50 
Mio. Dollar wieder an Österreich fielen , 
befanden sich die meisten in einem de­
plorablen Zustand. 

Der sehr fundierte Beitrag über die 
Entwicklung des Arbeitsmarktes ver­
mittelt eine Fül le von I nformationen 
auch unter regionalen und branchen­
mäßigen Aspekten. Einen aktuellen Ak­
zent erhält er durch den Hinweis an 
Hand von Unternehmensdaten ,  dass 
die von der New Economy geforderte 
Arbeitsmarktflexibilität während des 1 9. 
Jahrhunderts in hohem Maße gegeben 
war. Diese Periode wurde durch extrem 
hohe konjunkturbedingte Beschäfti­
gungsfluktuation gekennzeichnet. 

Der Artikel über die Interessenver­
bände vermittelt ein plastisches Bild der 
Entwicklung von der Konfrontation zur 
Sozialpartnerschaft nach dem Zweiten 
Weltkrieg. Vielleicht hätte man noch zur 
Verdeutl ichung der Ambiva lenz des 
Ständestaates darauf hinweisen kön­
nen , dass die ursprünglich von der 
staatlichen Gewerkschaft ernannten 
Betriebsvertrauensleute 1 936 immer-
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hin frei gewählt werden konnten. Unter 
diesen Bedingungen wurden dann in 
stärkerem Maße Sozialdemokraten in 
den Apparat eingeschleust. 

Die Industriezweige 

Auch in Österreich bildete die Textil­
industrie den Motor der Industrialisie­
rung, und im 1 9. Jahrhundert entfielen 
bei weitem die meisten Beschäftigten 
auf diesen Industriezweig. Seine re­
gionalen Schwerpunkte lagen in 
Niederösterreich und in Vorarlberg. Hier 
vermeint der Autor ein Beispiel für die 
"verpasste Chance" zu sehen, weil die 
niederösterreichische Textilindustrie ihr 
Wachstum im letzten Drittel des 1 9 . 
Jahrhunderts relativ verlangsamt habe. 
Eine plausible Ursache dafür wird nicht 
genannt. 

Die zweite für die Industrialisierung 
zentrale Industriebranche repräsentiert 
die Eisenproduktion .  Deren Entwick­
lung wurde in beträchtlichem Maße 
durch historische Gegebenheiten be­
stimmt. Bis zur Wende des 1 8 . Jahr­
hunderts dominierte die Österreichische 
Eisenerzeugung jene Europas. Erst 
durch die Industrialisierung verlagerte 
sich das Schwergewicht nach England 
und Westeuropa. Erst allmählich pass­
ten sich die traditionellen, zersplitterten 
Eisenhämmer an die neuen Produk­
tionsmethoden an und schlossen sich 
zu größeren Konzernen zusammen, 
wie zur Innerbarger Hauptgewerkschaft 
und später zur Alpine-Montan.  Natür­
l ich boten die historischen Standorte 
nicht unbedingt die besten Bedingun­
gen für die industrielle Produktion, um­
so weniger, als sie vielfach spät an das 
Eisenbahnnetz angeschlossen wurden. 
Dennoch bildete die Eisenindustrie so­
zusagen das Rückgrat der industriellen 
Gesamtentwicklung. Nach den ökono­
mischen und politischen Turbulenzen 
der Zwischenkriegszeit erlebte diese 
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Branche nicht zuletzt durch die deut­
schen Investitionen während des Krie­
ges als Verstaatl ichte Betriebe nach 
1 945 geradezu eine Explosion. Ähnlich 
entwickelte sich die Metall verarbeiten­
de Industrie. Die Maschinenbauindust­
rie konzentrierte sich im 1 9 .  Jahrhun­
dert zunächst auf den Raum von Wien 
und Umgebung. Erst al lmählich ent­
standen auch in Graz bedeutendere 
Betriebe. ln den folgenden Jahrzehn­
ten breitete sich diese Sparte auf an­
dere Bundesländer aus. 

Besondere Beachtung verdient der 
Beitrag über die Österreichische Rüs­
tungsindustrie. Es war die Großmacht­
politik der Monarchie, welche diesem 
Industriezweig günstige Entwicklungs­
bedingungen bot. Die Politik war nicht 
nur an der ausreichenden Versorgung 
der Armee interessiert, sondern auch 
daran ,  vom Ausland unabhängig zu 
sein. Und obwohl sich je nach politi­
scher Lage g roße Nachfrageschwan­
kungen nach Rüstungsgütern ergaben, 
entstand eine Reihe techn isch hoch 
entwickelter Betriebe. Besonders dy­
namisch entwickelten sich die Waffen­
fabrik in Steyr sowie die Munitions­
fabriken im südlichen Niederösterreich, 
wie Hirtenberg, Wöl lersdorf und Blu­
mau. Das Kriegsende traf diese In­
dustrie in besonderem Maße, nicht nur 
durch die Reduktion der Nachfrage, 
sondern auch deshalb, weil die Alli ier­
ten die Produktion von Waffen und 
Flugzeugen in Österreich explizit unter­
sagten. 

Den nächsten Boom erlebte die Rüs­
tungsindustrie im weiteren Sinne wäh­
rend des Zweiten Weltkrieges. Nach 
Kriegsende gelang es in  Westöster­
reich, diese Anlagen relativ rasch auf 
die Friedensnachfrage umzustellen, da­
gegen gingen die gewaltigen Kapa­
zitäten in Ostösterreich - der Autor 
spricht h ier vom "Zweiten Ruhrgebiet" 
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- durch Demontagen und die Tätigkeit 
des USIA-Konzerns verloren. 

Immerhin gelang es schon nach dem 
Ersten Weltkrieg einigen Betrieben, wie 
etwa Steyr, sich in einem neuen tech­
nischen Bereich zu etablieren, nämlich 
in der Fahrzeugindustrie. Diese hatte 
schon Ende des 1 9. Jahrhunderts mit 
der Fahrradproduktion beträchtliche Er­
folge erzielt, aber auch schon mit dem 
Auto- und Flugzeugbau begonnen. Ei­
ne bemerkenswerte technische Ent­
wicklung vollzog sich während der 
Zwischenkriegszeit in der Kfz-Herstel­
lung,  wenngleich mit beschränktem 
wirtschaftl ichen Erfolg. 

Überaus dynamisch erwies sich auch 
die Österreichische Lebensmittelin­
dustrie. Die Bierbrauerei erreichte tech­
nisch im 1 9. Jahrhundert europäische 
Spitze, ähnl iches galt für die Rüben­
zuckerproduktion. Allerdings betraf das 
in letzterem Fall die ganze Österreichi­
sche Reichshälfte, das heutige Bundes­
gebiet entbehrte nach Kriegsende fast 
völl ig der Zuckerproduktion. Trotz der 
widrigen Wirtschaftslage gelang es 
doch bis 1 937, wieder etwa 30% des 
inländischen Verbrauchs durch neu ge­
gründete Betriebe zu decken. Die Süß­
warenherstellung konzentrierte sich 
stets im Wiener Raum, mit Namen, die 
bis heute Weltgeltung besitzen, wie et­
wa jener der Firma Manner. Die Öster­
reichische Tabakregie vermochte ihr 
Monopol zumeist sehr erfolgreich aus­
zuschöpfen. 

ln  der chemischen I ndustrie vollzo­
gen sich im Untersuchungszeitraum tief 
greifende strukturelle Umschichtungen. 
I m  1 9 . Jahrhundert und auch in der 
Zwischenkriegszeit eher auf Werkstof­
fe konzentriert, erlebte sie während des 
Zweiten Weltkrieges eine Verlagerung 
des Gewichts auf Düngemittel und 
Kunstfasern, um schl ießlich in  der 
Zweiten Republik mit der Petrochemie 
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einen neuen Höhepunkt zu erreichen. 
Die Entwicklung der Elektroindustrie 

unterlag natürlich auch dem Einfluss 
der Konjunkturschwankungen und der 
exogenen Schocks, doch wurde hier 
der langfristige Trend durch die techni­
schen Veränderungen geprägt. ln der 
zweiten Hälfte des 1 9 .  Jahrhunderts 
bestimmten galvanoplastische Pro­
dukte sowie die Telegraphie die Pro­
duktion, nach 1 880 Apparate, Telefon, 
Beleuchtung, Elektromotoren sowie die 
erforderliche I nfrastruktur. Nach 1 9 1 8  
kamen die Radiowelle sowie die Ge­
sundheitstechnik hinzu . Das bedeute­
te, dass 1 900 in dieser Branche 7.000 
Arbeitnehmer beschäftigt waren, 1 934 
- also am Ende der Weltwirtschaftskri­
se - bereits 22.600 und 1 951 43.600. 
Auch die Massenmedien wie Film­
industrie und Zeitungen werden in der 
Studie behandelt. 

Sozusagen exogene Anstöße be­
stimmten die Expansion der Bauin­
dustrie. Diese unterschied sich tech­
nisch im 1 9. Jahrhundert nicht we­
sentlich von den Mittelbetrieben, wohl 
aber in der Projektionsplanung sowie 
in der vertikalen Integration mit der 
Baustofferzeugung. Zunächst profitier­
te sie vom Gründerzeitboom, welcher 
einen massiven Zustrom von Arbeits­
kräften nach Wien verursachte und der 
sich praktisch bis zum Ersten Weltkrieg 
auswirkte. Nach Kriegsende erlahmte 
zwar der private Wohnbau, wurde aber 
in Wien durch den kommunalen teil­
weise kompensiert, und selbst während 
des Zweiten Weltkriegs errichtete man, 
vor allem im Linzer Raum, noch zahl­
reiche Wohnbauten .  Alle diese Perio­
den wurden frei l ich durch den Boom 
des Wiederaufbaus übertroffen. 
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Der internationale Vergleich 

Außerordentlich gelungen erweist 
sich die internationale Einordnung der 
Österreichischen Wirtschaftsentwick­
lung. Dieser Beitrag arbeitet nicht nur 
völ l ig korrekt die Spezifika der Öster­
reichischen Wirtschaftsentwicklung vor 
dem Hintergrund jener in den anderen 
europäischen Industriestaaten heraus 
sondern stellt sie auch auf eine vo� 
Wolfram Fischer erarbeitete quantitati­
ve Basis.2 Daraus resultieren eine Rei­
he interessanter Aspekte. Überflüssig 
zu sagen, dass im ganzen Artikel kein 
Wort von irgendeiner "verpassten 
Chance" zu finden ist. 

Das Buch wird schließl ich durch ei­
ne umfassende und plastische Be­
schreibung der Österreichischen Na­
tionalökonomen abgeschlossen wel­
che im Untersuchungszeitraum Weltruf 
erlangten. Der Autor vermittelt in jedem 
Fall eine biographische Skizze sowie 
ein kurze Darstellung des charakteris­
tischen Beitrags zur theoretischen Ent­
wicklung. Er beschränkt sich hiebei 
nicht nur auf die Österreichische Schu­
le 

.. 
der Nationalökonomie, mit Menger, 

Bohm-Bawerk, Wieser, Schumpete� 
Mises und Hayek, sondern erfasst auch 
den Austromarxisten Rudolf Hilferding. 
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Korrekterweise präsentiert er auch die 
problematische Lehre Othmar Spanns, 
welcher zu seiner Zeit großen Einfluss 
insbesonders auf die politische Land­
schaft in Österreich ausübte. Schließ­
lich beruhte der Ständestaat in be­
trächtlichem Ausmaß auf solchen Ge­
danken. 

Alles in al lem ist d ies wieder ein 
äußerst verdienstvolles Buch, das eine 
Fülle von Informationen über die indus­
triel le Entwicklung des Landes ver­
mittelt. Der verfehlte Titel sollte diesen 
Umstand nicht verdunkeln. ln manchen 
Beiträgen hätte man sich gewünscht, 
dass die Zahlenangaben in Tabellen­
form präsentiert worden wären und 
manchmal etwas mehr Informationen 
über die Wiederaufbauphase, doch 
geht dieser Mangel offenbar auf die 
schwierige zeitliche Einteilung der Stu­
die zurück. 

Felix Butschek 

Anmerkungen 

1 Siehe die Rezension des ersten Bandes 

2 
i� WuG 30/1 (2004) 1 56-161 . 
F1scher, W. ,  Wirtschaft, Gesellschaft und 
Staat in Europa 1 9 1 4-1 980, in :  ders . ,  
Handbuch der  europäischen Wirt­
schaftsgeschichte, Bd.  6 (Stuttgart 
1 987). 
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Von der Erfolgsgeschichte und 
-zukunft des Sozialstaates 

Rezension von: Robert William Foge1, 
The Escape from Hunger and Premature 
Death, 1 700-2 100. Europe, America, and 
the Third World, Cambridge University 

Press, Cambridge u. a. 2004, 1 9 1  Seiten, 
broschiert, f 1 6,99. 

Die Unzulängl ichkeiten des Brutto­
sozialprodukts pro Kopf als Wahl­
standsindikator einerseits und jene der 
Genauigkeit von BSP-Berechnungen 
andererseits haben Ökonomen und 
Wirtschaftshistoriker, vor allem was die 
Zeit vor der Etablierung volkswirt­
schaftlicher Gesamtrechnungen in den 
Industrieländern betrifft, u. a. auf anth­
ropometrische Indikatoren ausweichen 
lassen, um zu einer Abschätzung der 
langen Linien wirtschaftlicher Entwik­
klung in den letzten Jahrhunderten zu 
gelangen.  Damit hat sich - bewusst 
oder unbewusst - der Bl ick von öko­
nomischen Makrodaten im engeren 
Sinn (z. B. Dampfmaschinen, Produk­
tionsoutputs etc.) auf die "Überlebens­
bedingungen" und damit letztlich zu ei­
ner wohlstandsökonomischen Be­
trachtung verschoben. Wie Robert Fa­
gels neuestes Buch eindrucksvoll be­
weist, kann diese Verschiebung des 
Bl ickwinkels auch für die perspektivi­
sche Betrachtung künftiger Entwick­
lungen im 2 1 . Jahrhundert durchaus 
interessante Aufschlüsse liefern. 

Ausgangspunkt von Fogeis Überle­
gungen ist der von ihm selbst und Do­
ra Costa entworfene Begriff der "Tech­
nisch-physischen Evolution" (techno­
physio evolution) . Diese Form der 
menschlichen Evolution hat sich auf 
die letzten 300 Jahre beschränkt. Sie 
ist biologisch , aber nicht genetisch. 
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Messbar in Form von Größe, Gewicht 
oder aber auch von daraus abgeleite­
ten Körpermasse-Indizes (Body Mass­
lndizes), zeigen anthropometrische In­
dikatoren ein ganz anderes als das 
gängige Bild vom Verlauf der "Indust­
riel len Revolutionen" des 1 9. Jahr­
hunderts. Demnach scheint das öko­
nomisc.he Wachstum in der Frühphase 
der Industrialisierung von rund 1 790-
1 860 etwa in den USA um etwa 40% 
überschätzt worden zu sein ,  während 
die Langzeitfolgen der sozialen Inves­
titionen der Jahre 1 870-1 9 1 8  keinen 
adäquaten Ausdruck in den Schätzun­
gen des Wirtschaftswachstums dieser 
und der folgenden Jahrzehnte fanden. 
Fogel erklärt das damit, dass die Etab­
l ierung einer öffentlichen Gesund­
heitspolitik im modernen Sinn, die Ver­
besserung der Wasserversorgung, der 
Entsorgung,  die Ausweitung des An­
gebots an Dienstleistungen der klini­
schen Medizin u. ä. m. insofern nur un­
zureichend in die Wachstumsberech­
nung eingingen, als lediglich ihre Inputs 
gemessen werden,  nicht jedoch der 
durch sie erzeugte Nutzen (Outputs). 
Dieser Nutzen kam im weit überpro­
portionalen Ausmaß den Unterschich­
ten zugute. Bestanden im 1 9 . Jahr­
hundert in den Industrieländern noch 
große Unterschiede in der Lebenser­
wartung zwischen Ober- und Unter­
schichten ,  schmolzen diese Unter­
schiede bereits in der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts beträchtl ich und in  
den entwickelten Industriestaaten in  
teilweise marginale Bereiche. 

Wie Fogel betont, besteht eine hohe 
Korrelation zwischen dem Gini-Koeffi­
zienten des Einkommens und jenem 
der Körpergröße. Die "Technisch-phy­
sische Evolution", vor al lem die "Sani­
täre Revolution" des späten 1 9. Jahr­
hunderts, setzte Menschen überhaupt 
erst in die Lage, über längere Zeiträu-
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me Energie im gesteigerten Ausmaß 
für Arbeit einzusetzen, und zwar, weil 
Erkrankungen seltener auftraten und 
damit die Effizienz der Nahrungsverar­
beitung in den Arbeitsoutput zunahm.  
Die nun möglichen Outputs machten 
die Etablierung von entwickelten Sozi­
alstaaten erst mögl ich. Diese Wohl­
fahrtsstaaten wiederum garantierten 
der proletarischen Bevölkerung eine 
Lebenserwartung nahe jener der Ober­
schicht. Insofern handelte es sich um 
einen selbstverstärkenden Effekt. 

Fogeis Annäherung liefert somit eine 
schlüssige Erklärung des Rätsels des 
frühindustriellen Wachstums. Das Pa­
radox aus hohen oder zumindest 
scheinbar hohen Wachstumsraten bei 
sinkender Lebenserwartung in der 
Frühphase der Industriellen Revolution 
erklärt sich einerseits aus dem Vertei­
lungsproblem - die Lebenserwartung 
von Angehörigen der Oberschicht fiel 
in der ersten Hälfte des 1 9 . Jahrhun­
derts keineswegs! - und der Über­
schätzung des Wirtschaftswachstums 
in dieser Phase generell .  Die in frühin­
dustriellen Zentren beobachtbaren re­
lativ hohen Arbeiterlöhne, die in die 
Wachstumsschätzungen mit eingingen, 
erwiesen sich häufig als Risikoprämie 
für schlechte ökologische Lebens- und 
Arbeitsbedingungen und daraus resul­
tierende geringere Lebenserwartung. 
Bemerkenswert ist in diesem Zu­
sammenhang auch Fogeis Infragestel­
lung des so genannten "Epidemiologi­
schen Übergangs". Arbeiter des 1 9 . 
Jahrhunderts litten häufiger und in jün­
gerem Lebensalter an degenerativen 
Erkrankungen, als dies heute der Fall 
ist. Die hohe lnzidenz von akuten oder 
chronischen Infektionskrankheiten 
sorgte allerdings dafür, dass die Leiden 
degenerativer Erkrankungen vorzeitig 
und frühzeitig durch den Infektionstod 
gestoppt wurden. 
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Auf Basis d ieser Überlegungen 
kommt Fogel zu einer grundsätzlich po­
sitiven Sicht der näheren Zukunft. Er 
prognostiziert eine l ineare Zunahme 
der Lebenserwartung, die baldige Ein­
führung der 28-Stunden-Woche, ein 
Pensionsantrittsalter von 55 Jahren und 
eine allmähliche Konsumsättigung in  
den Industrieländern auf hohem Ni­
veau.  Er stützt diesen Optimismus ei­
nerseits auf demographische Lang­
zeitstudien und andererseits auf Be­
obachtungen des Konsumverhaltens. 
I nnerhalb der Konsumausgaben wird 
es nach Fogel zu einer Umschichtung 
zu Bereichen mit hoher langfristiger 
Einkommenselastizität, wie etwa Frei­
zeit und Gesundheit, kommen. Wäh­
rend nicht nur die Ernährungsausga­
ben , sondern auch die Ausgaben für 
dauerhafte Konsumgüter an Bedeutung 
verlieren werden, dürfte für 1 %  mehr 
Einkommen 1 ,5% mehr für Freizeit und 
1 ,6% mehr für Gesundheit ausgegeben 
werden. Finanzierbar hält er d ies mit 
durchschnittlichen realen Wachstums­
raten von ca. 1 ,5% jährlich (derzeitiger 
Durchschnitt der OECD-Länder) alle­
mal. 

So sehr dieser Optimismus nicht völ­
lig unberechtigt erscheint, erweist sich 
Fogeis Zugang hinsichtlich der von ihm 
postulierten Prognosen als nicht un­
problematisch. Zunächst ist festzustel­
len, dass sich Fogel in hohem Ausmaß 
auf US-Daten stützt. Beispielsweise ist 
die von ihm getroffene Annahme, dass 
der Anteil der Wohnungsausgaben sich 
in Zukunft unter 1 0% bewegen wird, für 
europäische Verhältnisse kaum als 
realistisch anzusehen. Auch ist die An­
nahme, ein langfristiges reales Wachs­
tumsniveau von 1 ,5% wäre jedenfalls 
zu halten,  zumindest anfechtbar. An­
gesichts gesättigter Konsumniveaus 
und Bevölkerungen mit hohen Anteilen 
älterer Menschen - zumindest in Eu-
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ropa - wären auch n iedrigere reale 
Wachstumsniveaus durchaus denkbar. 1 
Dies führt zum wichtigsten Kritikpunkt 
der Ausklammerung ökologischer 
Grenzen künftigen Wachstums. Diese 
könnten bekanntlich sowohl die 
menschliche Lebenserwartung wie die 
Entwicklung der Weltwirtschaft tangie­
ren. 

Zusammenfassend lässt sich fest­
stellen, dass es Fogel wieder gelungen 
ist, ein höchst anregendes Buch zu 
schreiben , welches in  seinen wirt­
schaftshistorischen Teilen erfrischend 
neue Zugänge l iefert. Fogel ist wohl 
auch zuzustimmen, dass der Sozial­
staat keineswegs notwendigerweise in 
eine Krise rutschen muss. Ob das Mo­
dell, welches Fogel vorschwebt - Absi-
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cherung durch nichtstaatliche Sozial­
versicherungs- und Pensionsfonds mit 
geringen Anteilen an spekulativen Pa­
pieren -, wirkl ich staatl ichen Pen­
sionssystemen und damit staatlicher 
Vertei lungspolitik überlegen ist, kann 
bezweifelt werden. Aber offensichtlich 
können auch Nobelpreisträger nicht 
über den Schatten ihrer (amerikani­
schen) Sozialisation springen. 

Andreas Weigl 

Anmerkung 

1 ln  diese Richtung argumentiert etwa 
Zinn , Karl Georg, Wie Reichtum Armut 
schafft. Verschwendung, Arbeitslosigkeit 
und Mangel, Köln 2002 (2. Auflage). 
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Kosten und Finanzierung der Lehrlingsausbildung; Okt. 1995 
Entwicklung und Zukunft der österr. Sozialpartnerschaft; Dez. 1995 
Argumente zur Pflichtmitgliedschaft ln den KaiTVTlern; Dez. 1995 
Zwischen Erwerbstätigkeit und Familie; Die Verteilungssituation 
unselbstständig beschäftigter Frauen in Österreich; März 1996 
75 Jahre Wirtschaftspolitik der Arbeiterkammer; Juni 1996 
vergriffen · 

Das EU-Budget; April 1997 
Internationaler Wettbewerb: Herausforderung füf Lohn- und 
Beschäfligungspolitik; Mai 1997 
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Heft 68: Grundsätze und Wirkungsweise der europäischen Beschäftigungs­
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und Arbeitsmarl<tpolitik; Juli 1997 
vergriffen 
Beschäftigungstendenzen im öslerr. Dienstleistungssektor 1971-97; Juli 1998 
Die Risken der Deflation und Wege zu ihrer Vermeidung; Februar 1999 
vergriffen 
vergriffen 
Oie Rolle von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden in der EWU; Nov. 1999 
Einnuss des Wirtschartswachstums auf die Arbeitslosigkeit; Okt 2000 
Der Wirtschaftsbereich Kultur und Unterhaltung und seine Rolle im Wiener Arbeits­
markt; Nov. 2000 

Heft 77: Beschäftigung und Arbeitslosigkeit im tertiären Sektor Wiens in den achtziger und 
neunzig er Jahren; Nov. 2000 

Heft 78: 
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Ab Heft 78 sind die Beiträge auch als pdf-Datei zum Herunterladen im Internet 
http://Www.akwien .at/Publlkationen 

Bildungserträge; März 2001 (Broschüre vergriffen) 
Bedeulung von Aktienmärl<.ten für Wachstum und Wachstumschwankungen in den 
OECD-Ländem; Juli 2002 
Börsenkapitalismus; Juli 2002 
Die Branchenlohnstruktur in Östsrreich 1980-94; Nov. 2002 
Finanzmarktintegratlon, Finanzmarktentwicklung und makroökonomische Volatililät in 
den OECD-Ländern; Juni 2003 
Die Reform der öflent�chen Verwaltung in den Jahren 2000 bis 2002 -Versuch ein�r 
Evaluierung; Juni 2003 (Broschüre vergriffen) 
Ist die .europäische Beschäftigungsstrategie" nach fünf Jahren am Ende? 
Zur Bewertung des Luxemburg-Pro.aesses 1998-2002; Aug. 2003 
Vertikale und intraindustrielle Lohnstreuung in Österreich 1980-94; Aug. 2003 
Die Position Österreichs im internationalen Strukturwettbewerb; März 2004 
Geriatrische Langzeltpflege; April 2004 
Vertikale und intraindustrielle Lohn- und Gehaltsstreuung in Österreich 1995-2000; 
April2004 
Das Österreichische Gesundheitswesen; Aug. 2004 
Am Rande des Arbeitsmarl<tes. Haushaltsnahe Dienstleistungen in der Diskussion; 
Nov. 2004 
Ein alternativer Stabilitäts- und WachstumspaKt; Nov. 2004 
Die Verwaltungsausgaben der Österreichischen Gemeinden; Feb. 2005 
Register zu .,Wirtschaft und Gesellschaft" 1987-2004 und .Materialien zu Wirtschaft 
und Gesellschaft"; Jän. 2005 
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